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Beginn: 10:02 Uhr 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die heutige 
Sitzwtg. Ich begriiße Sie sehr herzlich. Ich begriiße 
heute Gäste. über deren Anwesenheit ich mich ganz 
besonders freue: Es sind heute bei tms drei Vertreter 
der Jüdischen Gemeinde tmd zwei Vertreter des Lan­
des,·erbandes der Sinti und Roma. Herzlich Willkom­
men! 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, heute vor 55 Jahren, am 
27. Januar I 945, erreichten die so\\jetischen Truppen 
das Vernichtungslager Auschwitz. Sie befreiten die 
überlebenden Menschen wtd setzten einer jahrelangen 
Vemichtungsmaschinerie ein Ende. Noch in der Nacht 
hatten die Märutcr der SS das letzte Krematorium in 
die Luft gesprengt. wn ihre grausamen Taten zu vertu­
schen. 

Vor ftittf Jahren hat Bundespräsident Roman Herzog 
den 27. Januar zum Gedenktag für die Opfer des 
NationaJsozialismus erklärt. Auch bei uns erinnem in 
diesen Tagen eine Vielzahl von Veranstaltwtgen an 
den Holocaust. Auschwitz -dieser Name steht syn­
onym für bis dahin wtvorstellbarc Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit. Der Völkennord an Juden wtd an 
Sinti und Roma, die platmtäßige Ennordung Opposi­
tioneller, Homosexueller wtd Menschen verschiedener 
Glaubensrichtmtgen, all das ist Itir intmer mit Au­
schwitz verbunden. Wenn wir heute aller Opfer des 
Nationalsozialismus gedenken, so ist dies zugleich 
Malmung und Auftrag. 

Die Vergangenheit ist keineswegs bewältigt. Nicht 
zuletzt die schwierige Frage der Entschädigung von 
Zwangsarbeitem zeigt UIIS dies. Ein erster Durchbruch 
ist mit der Einigung im Gnmdsatz gelungen. Endlich, 
55 Jahre nach Kriegsende zu einer tragfaltigen Lösung 
zu konunen. ist ein spätes. aber umso notwendigeres 
S~mbol für die Aussölmwtg zwischen Tätem wtd Op­
fern. Hier und heute sind daher neben der Politik auch 
die betroffenen Untemehrnen aufgefordert. ihren Teil 
der Verantwortung anzunelm1en. 

(Beifall im ganzen Haus) 

Wenn wir w1s heute der Grausamkeit des Naziregintes 
eritmcm, tun wir dies auch mit der Verpflichtung, 
küuftigen Generationen Wachsamkeit zu lehren. Die 
ErforschUIIg des NatiOnalsozialismus und die Aufklä­
rung über seine Ursachen sind bleibende Aufgaben. 
Zugleich ist es nicht leicht, unseren Kindem heute zu 
vermitteln, was damals geschehen ist und wie es dazu 
konunen konnte. 

.. Erzählt es euren Kindem'' heißt ein Buch, das heute 
an Schülerinnen und Schüler im gesamten Land ver­
teilt wird.' In eindrucksvoller Weise wird darin das 
verbrecherische Geschehen aus der Sicht jugendlicher 
Opfer vennittelt. Anband von Einzelschicksalen wird 
gezeigt, welche unvorstellbaren und mit Sprache kaun1 
zu beschreibenden Grausamkeiten begangen wurden. 
Es ist eine bleibende Auforderung an uns alle, wach­
sam zu sein gegenüber antidemokratischen Ulld anti­
hwnanistischen Bestrebungen in unserem Land. 

Noch inmter trifft zu. was Albert Einstein einst so 
fommlierte: 

.. Die Welt ist viel zu gefährlich, tun darin zu 
leben, nicht wegen der Menschen. die Böses 
ttm, sondern wegen der Menschen, die dane­
ben stehen mtd sie gewähren lassen.'· 

Beginnend bei Entmenschlichungen in mtSerer Sprache 
- Beispiele sind die Unworte .. Kollateralschaden" wtd 
.. MenschennJaterial'· • und endend bei rassistisch mo­
tivierten Gewalttaten gibt es ein breites Spcktnuu von 
Tendenzen, denen \vir immer \vieder entgegenzu\Yir­
ken haben. 

Ennutigen können 1ms Beispiele von Menschen, die in 
der Zeit des Nationalsozialismus !rotz massenhafter 
U.mtenscb.lichkeit widerstanden haben. Mit den Wor­
ten des preisgekrönten Historikers Fritz Stem gespro­
chen. will ich dies so begriinden: 

.. Die Zeit des Dritten Reiches ist eine 
menschlich beschämende Zeit gewesen. in der 
Niedertracht und Rohheit. Lüge. Opportmlis­
mus und Feigheit triwnphierten. Umso mehr 
sollte der Historiker wtd Bürger dankbar an­
erkennen, dass es selbst oder vielleicht gerade 
in dieser Zeit auch andere gab, deren sittliche 
Größe, deren Anstand. deren Opferbereit­
schaft unvergesslich sein müssten." 

Einer derer, die Fritz Stern gemeint haben kötmte, ist 
der Polizist Wilhelm Krützfcld gewesen. An ilm erin­
nert die Ausstellung "Gegen das Vergessen". die heute 
in der Lobby zu sehen sein wird. Sein couragiertes 
Verhalten am 9. November 1938 hat die neue S)'!ago­
ge in der Oranienburger Straße in Berlin vor Brand­
stiftung und Zerstönmg bewahrt. Sie alle sind eingela­
den, sich von diesem Mam1 ein Bild zu machen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren. ich möchte 
meine kurze Ansprache mit einem Satz schließen, der 
in Jerusalem am Maluuual ftir die mehr als sechs Mil­
lionen ennordeten Juden in englischen tmd hebräischer 
Sprache geschrieben steht. Ins Deutsche übersetzt 
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(Präsident Heinz-Werner Arens) 

lautet er: ,.Das Vergessen-Wollen verlängert das Exil 
m1d das Geheimnis der Er!ösm1g heißt Eriooeroog." 

(Beifall im ganzen Haus) 

Meine sehr geehrten Damen m1d Herren, wir müssen 
nW1 wieder in die Tagesordnung eintreten. Bevor ich 
Tagesordnm1gspunl.i 22 aufrufe, möchte ich Gäste auf 
der Tribüne begrüßen. Herzlich Willkommen sage ich 
Schülerinnen m1d Schülern des Gymnasiums Harks­
heide m1d der Gesamtschule Hassee aus KieL 

(Beifall) 

Erkrankt sind weiterhin die Abgeordneten Herr 
Gerckens, Frau Röper, Herr Steincke; beurlaubt sind 
die Abgeordneten Herr Sager, Herr Stritzl, Frau Tod­
sen-Reese. 

Ich rufe jetzt Tagesordnm1gspunkt 22 auf: 

Technologie- und Innovationspolitik in Schleswig­
Holstein 

Landtagsbeschluss vom I 5. Dezember I 999 
Drucksachen 14/2581 m1d 14/26U 

Bericht der Landesregierung 
Drucksache I 4/26 79 

Ich erteile =ächst dem Herrn Minister fur Wirt­
schaft, Technologie W1d Verkehr das Wort. 

Horst Günter Bülck, Minister fur Wirtschaft, Tech­
nologie Wld Verkehr: 

Herr Präsident I Meine Damen Wld Herren! Der Nor­
den Deutschlands m1d allen voran Schleswig-Holstein 
entwickelt sich mit viel Elan m1d ganz gezielten För­
derrnaßnalunen zu einem potenten Hightech­
Standort, der sowohl die traditionellen Unternehmen 
als auch jwtge Elektronikfirmen sehr schnell wachsen 
lässt. Meine Damen m1d Herren, insbesondere Sie von 
der Opposition, ich weiß, dass Sie mir das nicht glau­
ben: diese Feststellm1g stanunt aus dem Fachblatt 
.. Elektronik Praxis'·, Ausgabe 9/99, und sie ist ebenso 
zutreffend wie erfreulich. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRP­
NENW1d SSW) 

Sie kennen die Beispiele, die den Wandel IDlSeres 
Landes zum innovativen Hightech-Standort markieren; 
ich greife nur ein paar heraus: Die Software fur 
Callcenter kommt ebenso aus Schleswig-Holstein wie 
die Qualitätskontrolle fiir CDs. Das erste Internet­
kommunikationscenter Europas ist bei ID1S ansässig. 
Die modernste und wnweltfreundlichste Ölbrenner­
technologie wird in Dithmarschen hinter dem Deich 
entwickelt Die modernste Sicherheitstechnik ftir Kfz­
Diebstaltlsicherungen auf der Basis von Infrarottech-

nologie stammt von einem sechsköpfigen Unternehnien 
aus Ehnshorn. 

Das alles sind nur Einzelbeispiele fur die vielen Er­
folgsgeschichten "Made in Sch!eswig-Holstein'·. Sie 
zeigen aber, dass lmlovation und Fortschritt bei uns 

· Methode haben. lmlovative Unternehmen finden m 
Schleswig-Holstein ein hervorragendes Umfeld. 

(Beifall bei der SPD) 

Die "Elektronik Praxis" sprach von 'iel Elan und 
ganz gezielten Fördermaßnalunen bei der Enmick­
lung Schleswig-Holsteins zum potenten Hightech­
Standort. Das bringt es auf den Punkt. Elan herrscht 
hier in der Tat. In Schleswig-Holstein haben wir eine 
Wirtschaftsstruktur, in der Behäbigkeit schon inuner 
bestraft wurde. Das hat sich mit der Globalisierung 
noch verschärft. Es gilt: Wer schläft, der sündigt. Es 
gilt aber auch: Wer wach, innovativ, schnell und flexi­
bel ist, den belohnt der Markt heute schneller und 
reichlicher als früher. Das wissen die meisten Unier­
nelUDen und ich fuge hinzu, das wissen auch die mei­
sten Be!Cgschaften. Wir in Schleswig-Holstein können 
ID1S zu unserem Miteinander und einer lmlovati­
onsstruktur gratulieren, die Altes modernisiert und 
Neues hinzufiigt, die Strukturwandel nicht als Kahl­
schlag geschehen lässt, sondern Zu1:unftschancen ge­
staltet. 

Dieser Strukturwandel Schleswig-Holsteins zu ei­
nem modernen Hochtechnologiestandort ist bereits 
weit fortgeschritten. HDW steht fur die alte Tradition 
des Standorts Schleswig-Holstein und gehört gleich­
zeitig auch zum Kern der Hightech-Wirtschaft. Alle­
mal bemerkenswert sind auch Zahl und Leistung jun­
ger T echnologieunternelnnen. Aufgeweckte und nmo­
vative schleswig-holsteinische Untemeluner setzten 
sich an die Spitze des Trends zur htforrnations- und 
Wissensgesellschaft. 

Das erste Unternehmen am Neuen Markt - dem 
Hochtechnologiesegment der Frankfurter Börse - war 
ein Unternelnnen aus Schleswig-Holstein. Allein im 
letzten Jahr haben drei weitere Unternehmen den Gang 
an den Neuen Markt gewagt. Jedes Unternehmen, das 
auch in diesem J alrr dazukommt, v.ird dazu beitragen, 
dass sich das hnage Sch!eswig-Holsteins hin zum 
Technologiestandort wandelt. Ich spreche in diesem 
.Zusanunenhang gern vom neuen Hightech-Mittelstand. 
Diese Unternehmen wachsen schnell, schaffen neue 
Arbeitsplätze und generieren Einkommen. Der nene 
Hightech-Mittelstand ist das d)namische Element in 
dem notwendigen StrukturwandeL Er ist ein ganz 
wichtiger Trumpf fur die Zukunft des Standorts 
Sch!eswig-Holstein. Der Elan der Unternelnner und 
der Belegschaften braucht die richtigen Ralunenbedin­
gung~n fur den Erfolg. Die positive Entwicklung 
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(Minister Horst Günter Bülck) 

Schleswig-Holsteins ist auch Ergebnis der voraus­
schauenden Teclmologic- und hmovationspolitik der 
Landesregierung. 

(Beifall bei SPD und BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN) 

Wir ernten heute das. was wir in den Ietzen zehn Jah­
ren gesät haben: 

Erstens: mit der Schaffung von Tecl:ißologiestiftung 
und Technologie-Transfer-Zentrale. Diese beiden 
Institutionen haben entscheidend dazu beitragen, dass 
sich das teclmologische Profil im Lande gestärkt hat 
und dass ein zentraler Anlaufpunkt ftir Teclmologic­
transfer besteht. 

Zweitens: mit dem Aufbau einer modemen technolo­
gieorientierten Infrastruktur - sprich Hochschulen, 
Teclmikzentren, ISiT und so weiter. 

Drittens: mit dem Aufbau eines gut sortierten Werk­
zeugkastcns mit Förderinstrumenten für kleine und 
mittlere Unternehmen. Eine ganze Reil1e von Unter-­
nclm1cn m1seres Hightech-Mittelstands zeugen damn. 
was untemclm~erische Initiativ·e auf der einen m1d 
öffentliche Tcclmologie- und Wirtschaftsförderung des 
Landes auf der anderen Seite gemeinsam bewirken 
kötmen. 

Im Lebenslauf erfolgreicher schleswig-holstcin.ischer 
Untcmeluuen finden Sie als Karrierestationen oft den 
Aufenthalt in einem Technikzentrum. die Förderung 
aus einem Landcsprogrmmn, eine Beteiligung des 
Wagniskapitalfonds oder die Expansion auf einem 
öffentlich geförderten Gewerbegebiet 

Die Leistungen des Landes fiir lm10vation m1d Tech­
nologie kö1men sich sehen lassen. Für betriebliche 
Technologieförderung "urden 1996 bis 1999 insge­
samt 342 Bewilligm1gen mit einem Vo!Ull!en von 
39 Millionen DM ausgesprochen. Damit wurde ein 
Projektvo1Ull1en von 120 1;1illionen DM ausgelöst und 
el\va 2.600 Arbeitsplätze \\urden gesichert oder neu 
geschaffen. 

(Beifall bei SPD m1d BÜNDNIS 90/DIE 
GRüNEN) 

Für indirekte Teelmologieförderung - zum Beispiel der 
Aufbau des !SiT, Tcclmologiemessen oder Kooperati­
onsprojekte zwischen Wirtschaft und Wissenschaft -
\\urden im gleichen ZeitraunJ weitere 65 Millionen 
DM aufgewendet. Hierdurch \\urde ZUllJ Beispiel ltze­
hoc zu einem Zentrum der Mikroelektronik ausgebaut. 

Die mittelständische Beteiligungsgesellschaft hat seit 
1994 mehr als 160 schleswig-holsteinische Untemeh­
men mit insgesamt mehr als 100 Millionen DM öf­
fentlichem Wagniskapital ausgestattet und damit zirka 

3.500 Arbeitsplätze geschaffen. Für den Bau yon 
Technologie- und Gewerbezentren hat die Landesre­
gierung in den vergangeneu zehn Jahren tmgefahr 
113 Millionen DM bewilligt. Diese Zentren haben 
mittlerweile fast 300 Unternehmen mit 1. 700 Arbeits­
plätzen einen guten Start ermöglicht. 

(Beifall bei SPD- und BüNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Ich glaube, diese Im·estitionen haben sich gelohnt. Der 
Erfolg bleibt in der Zuktmft aber nur erhalten. werm 
die Teclmologie- und IlllloYationspolitik weiterhin die 
teclmologischen Trends aufninunt. klare Ziele ,-erfolgt. 
mit anderen Akteuren auf das Engste kooperiert. kräf­
tig Tempo macht und angemessen mit fmanziellen 
Mitteln ausgestattet ist. Wir wollen m1d werden daftir 
sorgen, dass auch in der nächsten Legislaturperiode die 
Teclmologieförderprogramme auf hohem NiYeau ge­
halten werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden alle Chancen nutzen, die die Informations­
mld Kolllllum.ikationsteclmik ftir Wachstum, Beschäf­
tigung und Wettbewerhsf'ähigkeit bietet. Wir wer­
den mJSere Stärke als Standort der kurzen Wege mtd 
schnellen Entscheidungen ausbauen. das heißt Zlllll 
Beispiel die Weiterentwicklung der lllllovationsbera­
ttmg für kleinere Unternehmen. Wir werden das Grün­
derpotential in der Biotechnologie ausschöpfen und 
daftir die Ralunenbedingungen verbessem. 

(Brita Sclnuitz-Hübsch [CDUJ: Das wird 
auch Zeit! - Roswitha Strauß [CDU]: Wir 
werden' Wir werden! Wir werden I) 

- Sie haben ein relatiY diffuses Bild von Tecluwlogie­
pohtik. Sie sind ja nicht mal in der Lage, dazu Haus­
haltsooträge zu stellen. 

(Beifall . bei SPD und BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN - Zuruf des Abgeordneten Klaus 
Schlie [CDU]) 

Wir werden weiterhin den gemeinsamen Kompe­
tenzaufbau von Wirtschaft mtd Wissenschaft voran­
treiben. 

(Klaus Schlie [CDU]: Wir freuen uns über 
das, was Sie alles tun werden!) 

- Herr Schlie, hören Sie zu! Wellll man seit längerer 
Zeit an der website www.nonsensf.dp arbeitet, dam1 
muss man hier kein technologisches Profil ennYickeln 
wollen. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/D!E 
GRüNEN- Unruhe) 
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.(Minister Horst Günter Bülck) 

Wir werden das Marketing flir Schleswig-Holstein als 
Teclmologiestandort weiter verbessern. Der erfolgrei­
che Struktunvandel allein reicht nicht. 

(Glocke des Präsidenten - Hehnut Plüschau 
[SPD]: Das ist Ihnen ja peinlich, da zuzuhö­
ren! - Heiterkeit bei der SPD - Unruhe) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Herr Minister, fahren Sie fort! 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Meine Damen und Herren, ich bitte um etwas mehr 
Aufmerksamkeit! 

Horst Günter Bülck, Minister für Wirtschaft, Tech­
nologie und Verkehr: 

Wir werden in der Zu1:unft das Marketing flir den 
Hightech-Standort Schlesw~g-Holstein weiter verbes­
sern. Der erfolgreiche Strukturwandel allein reicht 
nicht. 

(Beifall der Abgeordneten Christel Aschmo­
neit-Lücke [F.D.P.]) 

Unser Image muss in der Zukunft der realen positiven 
Entwicklung folgen. Ich zähle dabei auf Ihre Unter­
stützung. 

(Lachen des Abgeordneten Klaus Schlie 
[CDU]) 

- Herr Schlie, den Oppositionspolitikern sage ich: Sie 
reden den Standort gern schlecht. 

(Klaus Schlie [CDU]: Ich nicht!) 

Ich empfehle Ilmen: Machen Sie Opposition gegen die 
Regierung, aber opponieren Sie nicbt gegen Schles­
wig-Holstein. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich danke Herrn Minister Bülck für den Bericht und 
eröffne jetzt die Aussprache. 

Ich erteile der Frau Abgeordneten Schmitz-Hübsch das 
Wort. 

(Martin Kayenburg [CD U]: Nnn stellen Sie 
das mal richtig!) 

Brita Schmitz-Hübsch [CDU]: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Der Bericht ist eine Fleißarbeit des Ministerinms. 
Die Beamten hatten offenbar den Auftrag, jede müde 

.,. .;. ' ~· . 

Mark an Fördermitteln der vergangeneo vier Jahre 
zusammenzukratzen, die nur irgendwie dem Thema 
Technologie- und Imiovationsrörderung zugerech­

. net werden könnte. 

(Lachen bei der SPD) 

Das haben sie auch gemacht, und so kommt eine Auf­
listung des Vielerlei zustande, das die Landesregierung 
für Technologie- und Iunovationspolitik hält. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Zutaten sind ein bisscheu privates Kapital hier, 
der Name und gute Rat einer !HK dort, ausgewogen 
zusammengesetzte Beratergremien nnd ein paar Ideen 
aus der T echnologiestiftung. 

(Unruhe bei der SPD) 

Das Ganze vermengt man mit Geldem von der EU nnd 
vom Bund zu einem festen Brei und knetet daraus -
gewürzt mit wohlklingenden Namen - eine möglichst 
große Zahl von Förderprogrammen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Eine Vielzahl von Einzelaktivitäten ist aber noch 
kein Konzept, Herr Minister! 

(Beifall bei CDU und F.D.P.) 

Es ist sicherlich zutreffend, dass sich die allgemeine 
Situation von Anbietern im technologischen nnd inno­
vativen t3ereich in Schleswig-Holstein verbessert hat, 
ohne Zweifel! Nur folgen wir damit einem allgemeinen 
Trend in der ganzen Bundesrepublik, wie er auch YOm 
soeben =hienenen Technologiebericht 1999 der 
Bnndesregierung festgestellt wird. 

Es ist nicht erkennbar, ob irgendwelche besonderen 
Maßnalunen der Landesregierung in den letzten Jahren 
irgendeine Wir1:ung hatten, die über die allgemeinen 
wirtschaftliche Entwicklnng hinausgeht. 

(Gilhter Neugebauer [SPD]: Da müssen Sie 
mal die richtige Brille aufsetzen! - Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Ebenso wenig lässt sich belegen, ob die neuen tech­
nologischen 01ancen überhaupt in dem Umfang durch 
Re· l)l1d Grün genutzt worden sind, Herr Schröder, wie 
es für Schlesw~g-Holstein möglich und nötig gewesen 
wäre. 

(Beifall bei der CDU- Zurufe von der SPD) 

Die Landesregierung versucht, ihre Erfolge mit der 
Entwicklung der Arbeitslosenquote zu belegen. Sie 
betrug im Dezember in Schleswig-Holstein 9,3% nnd 
vergleicht sich dabei mit den norddeutschen Ländern. 
Ich empfehle Frau Simonis, llrren Blick eirunal nach 
Süden zu richten. Die Arbeitslosenquoten in den dorti-
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gen Ländern liegen zum Beispiel bei 8 % in Hessen, 
bei 6,2 % in Baden-Württewberg und bei 6,3 % in 
Bayern. 

(Martin Kayonburg [CDU]: Hört, hört!) 

Nach Ansicht des Deutschen Instituts für Wirt­
schaftsforschung - DIW - in Berlin hat das Land 
Schleswig-Holstein die Verbesserung seiner wirt­
schaftlichen Standortbedingungen, die sich aus dem 
Fall der Mauer und dem Zusammenwachsen der EU 
ergeben haben, bisher kaum genutzt. 

(Uwe Eichelberg [CDU]: So ist (las!) 

In einer längerfristigen Betrachtung über die Wirt­
schaftsentwicklung in Deutschland hat das DIW im 
Januar vor einem Jahr festgestellt. dass sich die tech­
nologische Wettbewerbsfähigkeit des Nordens nur 
minimal verbessert hat, da die Aufwendw1gen der 
Untemehmen ftir Forschtmg und Entwicklung je Ein­
wohner im Süden immer noch weit mehr als doppelt so 
hoch sind \\ie im Norden. 

(Zurufe von der CDU: Hört, hört! - Beifall 
bei der CDU m1d der Abgeordneten Christel 
Asclnnoneit-Lücke [F.D.P.]) 

Es heißt da wörtlich: 

.,WC!m es im Norden und in1 Westen aber 
nicht gelingt, einen tcchnologie- nnd ituJova­
tionsintensiveren Entwicklwtgspfad zu errei­
chen, wird es grundsätzlich bei einem Wachs­
tumsrückstand gegenüber dem Süden blei­
ben." 

(Martin Kayenburg [CDU]: So ist das!) 

Dabei merkt das DIW kritisch an. dass zwn Beispiel 
die Bioteclmologie, die eine solche D)1Iamik auslösen 
könnte, ebenso im Süden konzentriert ist wie etablierte 
Teclmologien. 

(Klaus Schlie [CDU]: Hört, hört I) 

Soweit das DIW. 

Auch der Bericht der Bnndesregierung zur tech­
noJogischeu Leistungsfähigkeit Deutschlands 1999, 
erschienen im Januar 2000, der oJTensichtlich in Ihren 
Bericht keinen Eingang gefunden hat, stellt zur räum­
lichen Verschiebung von Forschungskapazitäten m­
nerhalb der Bm1desrcpublik fest: 

.,Nordrhein-Westfalen ist schon seit längerem 
eindeutiger Verlierer im Wettbewerb Ulll in­
dustrielle Forschungskapazitäten m1d ist. wie 
auch Schleswig-Holstein, weiter zurückge­
fallen." 

Von eit1em besonderen Aufl10len im Teclmologiewett­
bewerb der Standorte kaun also nicht die Rede scitL 

(Zuruf Yon der Ministerbank) 

Herr Minister, ich halte mich nicht an Aussagen mn 
Journalisten, sondern an wissenschaftlich begründete 
Aussagen und an die offiziellen Aussagen der Bmtdcs­
regierung. 

(Beifall bei CDU m1d F.D.P.) 

Was tut nun die Landesregierw1g, tmi diesen Rück­
stand zum Beispiel in der Bioteclmologie aufzuholen. 
Im Bericht wird lapidar festgestellt. dass Schles"ig­
Holstein zusanunen mit Hrunburg den btmdesweiten 
BioRegio-Wettbewerb verloren hat. Seitdem be­
schränkt sich das Bioinitiative Büro Nord wieder auf 
das Auflisten von BiofirnJen m1d auf die Teilnalune an 
Messen und Wanderausstellungen. Die Initiative der 
Landesregierw•g besteht itn Abwarten. ob Unterneh­
mensaussiedlm•gen aus Han1burg herauskanuneu 
olme irgendeine Schwerptmktsetzw1g. 

(Beifall des Abgeordneten Uwe Eichelberg 
[CDU]) 

Auch Unterne1unensunterstützungen hat es bisher 
kaum gegeben. sieht man von der erst kürzlich erfolg­
ten Ansiedlw1g der Firn1a Strathmann Biolech in Bo­
venau ab, die wenigstens ein Lichtblick ist. 

(Beifall der Abgeordneten Uwe Eichelberg 
[CDU] und Christel Asclunoneit-Lücke 
[F.D.P.] - Ursula Kähler [SPD]: Da hört of­
fensichtlich niemand zu I) 

Über eine Umsetzung der Ergebnisse der Machbar­
keitsstudie für ein Gründer- und lnnontionszcntnuu 
Biotechnologie in Schleswig-Holstein in politisches 
Handeln steht itn Bericht nichts. Eit1e A.tnnerkw~g 
dazu: Leider steht ebenfalls nicht darin. dass die Aurc­
gung zu einem solchen Griinderzentrmn von der 
CDU-Landtagsfraktion im Sonm1er 1998 ausgegangen 
ist. 

(Beifall bei CDU und F.D.P.) 

Das geböte eigentlich die po1itical correctness. 

(Zurnfe yon der SPD) 

Auch die Erkenntnisse aus der Eyaluicnmg des Tech­
nologietransfersystems durch die INNO haben bisher 
nur zu Absichtserklärungen gefiihrt. Einzig konkret 
ist die Eitrrichtung eines neuen Beraterkreises mit dem 
Namen T1R - Teclmo1ogie- und Innontionsrat. Im 
Bericht steht der spannende Hinweis. dass TIR am 
5. November 1999 zusammengetreten sei m1d seine 
Beratungen im Januar 2000 fortsetzen werde. Was 
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TIR dabei konkret gemacht hat, steht leider nicht im 
Bericht. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Das wissen die 
selber nicht I) 

1m INNO-Gutachten wird gefordert, die Vielzahl der 
F örderinstitntionen und Förderinstrumente in Schles­
wig-Holstein stärker zu verknüpfen und miteinander 
abzustimmen. 

(Abgeordneter Claus Hopp [CDU] und Ab­
geordneter Günter Neugebauer [SPD] unter­
halten sich- Glocke des Präsidenten) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Frau Abgeordnete. bitte einen Moment! Herr Abge­
ordneter Neugebauer und Herr Abgeordneter Hopp, 
ich muss nicht jedes Wort Ihrer Unterhaltnng da vom 
verstehen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Frau Abgeordnete. fahren Sie bitte fort. 

Brita Schmitz-Hübsch [CDU]: 

Auch der Landtag hatte einen entsprechenden 
Prüfauftrag erteilt. Am 14. Januar dieses Jahres mel­
dete der Minister dem Landtagspräsidenten in einem 
Brief Vollzug. Leider enthält der Briefnur Absichtser­
klärungen darüber, wie sich Technologiestiftung und 
Energiestiftung zusanunen mit der T ecbnologie­
Transfer-Zentrale und der Energieagentnr in Zuk-unft 
gegenseitig ~.Wlterrichten··~ "einbeziehen"·~ wie sie 
.. Vemetzungen anstreben". Dieses Ergebnis eines 
Prüfungsauftrages nach einem Jahr ist ausgesprochen 
dürftig. Herr Minister! 

(Beifall bei der CDU) 

Mit großem Stolz heißt es in dem Bericht zum Thema 
.. wirtschaftsnahe Infrastruktnr": 

.. Das Land hat, gemessen an der Einwohner­
zahl. die höchste Dichte an T ecbnologie- und 
Gründerzentren. ·· 

(Beifall der Abgeordneten Günter Neugehan­
er [SPD] und Bemd Sehröder [SPD] - Ingrid 
Frauzen [SPD]: Ist das schlecht?) 

Das mag so sein, nur, wozu dient das, wenn in Nord­
rhein-Westfalen eine Untersuchung über 20 Jahre 
Arbeit von T ecbnologiezentren erst kürzlich zu dem 
Schluss gekommen ist, dass der Effekt ftir Arbeitsplät­
ze und Neuansiedlungen im Vergleich zu den einge­
setzten Mitteln eher gering ist. 

(Anke Spoorendonk [SSW]: Das sehen "ir 
aber anders! - lngrid Franzen [SPD]: Sie ha-

ben sich in Flensburg nicht richtig umgese­
hen!) 

Aus den im Bericht erwähnten Zahlen ergibt sich eine 
durchschnittliche Förderuug von 75.000 DM pro Ar­
beitsplatz. Hinzu kommen noch die Verluste der Be­
treiber, soweit sie Verlust machen, die aber von der 
Landesregierung in meiner Kleinen Anfrage zu diesem 
Thema nicht bekannt gegeben wurden. Wenn der Mi­
nister zufrieden in seiner Pressekonferenz, die er ja 
gemacht hat, obwohl er den Bericht zunächst eigent­
lich dem Landtag hätte vorstellen müssen, 

(Beifall bei CDU und F.D.P.) 

erwälmt, dass das durchschnittliche Fördervolumen 
der Technologiepolitik der Landesregierung bei 
12.000 DM pro Arbeitsplatz liegt, dann sind die Ar­
beitsplätZe in den Technologiezentren mit Sicherheit 
mit 75.000 DM zu tener. 

(Ingrid Franzen [SPD]: Weg damit I) 

Ich komme gleich zu "weg damit'', Frau Pranzen! Ich 
habe mir erlaubt, die Zahlen anhand der Presseerklä­
rung des Ministers einmal nachzurechnen. Vielleicht 
können Sie nachher noch eimnal sagen Herr Minister, 
wie Sie zu diesen Zahlen gekommen sind. Sie haben 
gesagt, 300 Millionen DM hat die Landesregierung in 
den vergangeneo vier Jahren fur T ecbnologie- und 
Innovationspolitik ausgegeben und 2.600 Arbeitsplätze 
seien geschaffen worden. Wenn das die Rechnungs­
grundlage sein sollte - ich habe das eimnal nachge· 
rechnet -, daan kommen leider nicht 12.000 DM dabei 
heraus, Herr Minister, sondern e;; kommt ein Betrag 
von etwa 115.000 DM heraus. Das kann man dann 
aufrunden anf zirka 120.000 DM. Und wenn das die 
Berechnungsbasis ist, dann haben Sie sich leider um 
eine Stelle vertan. Sie haben sich um eine Null geirrt . 

(Zurufe von der SPD - Martin Kayenburg 
[CDU]: Die rechnen immer noch!) 

Das kommt vor und dafür habe ich Verständnis. Aber 
bei dieSll!' Berechnung liegt die Förderung durch die 
rot-grüne Landesregierung nicht bei 12.000 DM pro 
Arbeitsplatz, sondern bei 120.000 DM. Und bei die­
sem Preis pro Arbeitsplatz könnten die von Ibnen 
zum Vergleich herangezogenen Branchen Werften und 
Kohle, die Sie da in Ihrer Pressemeldung genannt ha­
ben, schon \vieder mithalten - zumindest was die Sub­
ventionen anbetrifft. 

Ich wäre Ibnen also sehr dankbar, wenn Sie uns eimnal 
vorrechnen würden, wie Sie anf die 12.000 DM ge­
kommen sind. Ich habe hin- und hergereebnet unter 
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Einbeziehung mehrerer Rechenruaschinchen, bin aber 
zn keinem anderen Ergebnis gekonru1en. 

(Heiterkeit mtd Znrufc - Wortmeldw1g des 
Abgeordneten Karl-Martin Hentschcl 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Die Zeit läuft mir davon. 

Ich möchte gern noch sagen, was nicl1t im Bericht 
steht. Ich denke da zwn Beispiel an die Professoren. 
die aus Schleswig-Holstein abwandern, weil sie hier 
schlechte Arbeitsbedingungen vorfmden. Auch der 
hochgelobte Innovationsfonds, aus dem bisher noch 
kein einziges schleswig-holsteinisches Untemelunen 
gefördert worden ist, konunt im Bericht nicht vor. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90;DIE 
GRÜNEN]: Da sollten Ilmen Yielleicht ein­
mal Thre Rechemnaschinchen weiterhelfen I) 

Ich kmnn10 zum Schluss. Herr Minister, Sie haben die 
Technologie- Wld Innovationspolitik der Landesregie­
fWlg als einen der erfolgreichsten m1d effizientesten 
Politikbereiche bezeichnet. 

(Beifall bei der SPD) 

Sicherlich müssen Sie diese Aussage jetzt korrigieren, 
ZW11al ich Ilmen auch gezeigt habe, dass die Bewer­
tw~g schleswig-holsteinischer Leistungen von außer­
halb erheblich anders aussieht als hier im Rahmen des 
heimischen Kirchtumls. 

(Glocke des Präsidenten) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Frau Abgeordnete, Sie haben versprochen. znru 
Schluss zu konuncn. 

Brita Schmitz-Hübsch [CDU]: 

Das ist jetzt der letzte Satz, Herr Präsident. - Ich frage 
mich nur: Wenn das das Erfolgreichste m1d Effiziente­
ste war - wie wenig erfolgreich m1d ineffizient. wn 
nicht zu sagen chaotisch, mag es in anderen Bereichen 
der Landesrcgicrw~g zugehen? 

(Beifall bei CDU tmd F.D.P.) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Müller das Wort. 

Klaus-Dieter Müller [SPD]: 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen Wld Kollegen! 
Es begam1 im Jahre 1973 - bei der Altersstruktur in 
diesem Hause werden wir WlS alle erinnem köm1en -

(Zurufe von der CDU: Oh, oh') 

mit einer Veröffentlichw1g des Club of Rome 
"Grenzen des Wachstums'·. Mit der Veröffentlichw1g 
dieses Buches wurde der bis dahin vorhandene Fort­
schrittsoptimismus gebrochen. Das hat sich über eine 
Reihe von Wirtschaftskrisen 1972, 1973 Wld 1979 
verstärkt. 1975 begann die Debatte über die Kern­
energie, die nicht nur die risikobehaftete Kemenergie 
selbst LW11 Gegenstand hatte, soudem den Umgang mit 
Tedmologien überhaupt problematisierte und dazu 
fiihrte. dass die Technologiediskussion in Deutsch­
land nur als Risikodebatte, nicht jedoch als Chancen­
debatte geftihrt wurde. 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Vor allem bei 
Ihren Parteifrew1den! -Zurufe von der CDU) 

- Hören Sie doch bitte zu, ich weiß ja. dass Sie immer 
aufgeregt sind, wem1 ich rede, aber bleiben Sie ruhig. 

(Znrufe von der CDU: Oh, oh!) 

Vor allem die rasante m1d jeden von uns betreffende 
EntwicklWlg in den neuen Inforn1ations- m1d Konmm­
nikationstechnologien hat allen - nicht zuletzt durch 
eigene Betroffenheit - bewiesen. welche Kraft zur 
Veränderwtg m1d welcher Zwang zum Wandel mit den 
technologischen EntwickiWlgen verbm1den ist. 

Es ist jetzt jedem wieder bewusst, welche Auswirktm­
gen auf Arbeitsmarkt w1d. WirtschaftswachsttWl der 
Strukturwandel hin zur teclmologieorientierten 
DienstleistwJgsgesellschaft hat. Nw1 wollen alle wie­
der gem an der Spitze der Bewegtmg stehen. Dafur 
haben wir Verständnis. Aber wir kö1men niemandem 
ersparen. dass wir. dass die Sozialdemokraten in 
Sch1eswig-Holstein. die sozialdemokratisch geftihrten 

. Landesregierungen m1d auch ihr grüner Partner sehr 
rechtLeitig Wld ebenso erfolgreich m1ser Land im Süme 
der skizzierten Entwicklm1g fit gemacht haben. 

(Beifall bei der SPD Wld des Abgeordneten 
Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Die Technologiepolitik der Regierung Simonis ist 
eine Erfolgsgeschiehtc. 

(Znruf von der SPD: Richtig! - Znrufe von 
der CDU: Oh. oh!) 

Die Opposition hat es in dieser Debatte daher schwer. 
Heute verschweigen Sie die Erfolge Wlseres Landes in 
der Teclmologiepolitik. Sie - bcziehw1gsweise Ihr 
zugereister Spitzenkandidat - sprechen davon. wir 
müssten Anschluss an den Rest der Republik finden. 

(Lachen bei der CDU - Klaus Schlie l CDU]: 
Wer hat Ihnen das eigentlich aufgeschrie­
ben") 
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- Ganz ruhig, immer erst zuhören. Das ist ganz wichtig 
für euch, damit ihr das auch behaltet! 

(Lachen bei der CDU) 

Erst vor zwei Jahren haben Sie einstimmig in diesem 
Hause bestätigt, dass Schlesv.1g-Holstein beim Tech­
nologietransfer eine ,,bundesweit fuhrende Stellung 
erreicht hat'· - Drucksache 14/516 dieser Legislaturpe­
riode. 

Was sollen Ihnen die Wählerinnen und Wähler denn 
nun glauben? Plakative Unterstellungen zum Thema 
sind zu kurz gegriffen. Darum wollen "1r Ihnen mit 
diesem Bericht helfen, die Erfolgsstory konkret nach­
zuvollziehen. 

Dieser Erfolg lässt sich am besten an der Tatsache 
messen, dass Schleswig-Holstein den Wandel von 
einem Land, das übef\\iegend durch Landwirtschaft, 
Schiftbau und Bundeswehr gekennzeichnet war, hin 
zur technologieorientierten Dienstleistungswirt­
schaft erfolgreich vollzogen hat. In der Landwirtschaft 
Schleswig-Holsteins arbeiten nur noch 28.000 Men­
schen. im Sehiftbau nur noch 6.000 Menschen, vom 
Truppenabbau war Schleswig-Holstein nicht zuletzt 
anfgrund der tatkräftigen Mithilfe des damaligen Ver­
teidigungsministers, als er unser Land noch nicht als 
eine Karrieresprosse entdecki hatte, besonders betrof­
fen. 

(Ursula Kähler [SPD]: Stimmt!) 

Das Personal der Bundeswehr wurde um 41,7% redu' 
ziert! 

(Zuruf des Abgeordneten Martin Kayenburg 
[CDU]) 

Das bedeutete, Herr Kayenbnrg - -

(Zuruf des Abgeordneten Martin Kayenburg 
[CDU]) 

- Ich weiß, Sie sind jetzt "1eder ertappt. Es ist mir 
klar, dass Sie sich \\ieder ertappt fuhlen bei 
34.800 Arbeitsplätzen, die llrr ehemaliger Verteidi­
gungsminister hier damals wegrationalisiert hat. 

(Widerspruch bei der CDU - Glocke des Prä­
sidenten) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Herr Abgeordneter, ich schlage vor, Sie als Redner 
und das Plenum schalten einen Gang zurück! 

Klaus-Dieter Müller [SPD]: 

Heute kommen mehr als zwei Drittel der Wirtschafts­
kraft und der Beschäftigten in Schleswig-Holstein aus 
dem Dienstleistungssektor. Medizintechnik, Software, 

Elekirotechnik und Umwelttechnik dominieren das 
Qesc~. Im Bereich der Informations- und Kom­
munikationstechnologien sind im Land flirrende Un­
ternehmen angesiedelt: Motorola, Mobi!Com, Orga, 
T aJidine und andere. Heute haben 1.100 Software­
frrmen ilrren Sitz in Sehleswig-Holstein, in denen über 
7. 000 Arbeitnehmer eine zukunftssichere Beschäfti-

. gÜng fmden. 

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten 
Karl-Martin Hentschel [BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN]) 

Mit über 20% hat Schles,.1g-Holstein einen über­
durchschnittlichen Anteil der Beschäftigten im 
Hightech-Bereich. Allein in der Umweltwirtschaft 
bieten rund 1.000 Firmen etwa 32.000 Menschen Be­
schäftigung. 

(Bcifall bei der SPD und des Abgeordneten 
Karl-Martin Hentschel [BüNDNIS 90/DIE . 
GRÜNEN] - CJ._ •stel Aschmoneit-Lücke 
[F.D.P.]: Das stimmt doch überhaupt nicht!) 

In Kiel, Lübeck und Borstel werden darüber naus 
Biotec4t!<>logieparks entstehen. Das ist erfol!,- .eher 
Struktunv_andel! Das i~t ein wesentlicher Teil des Er­
folges einer SPD-gefilhrten Regierung Simonis! 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser erfolgreiche Umbau unserer Wirtschaft 
kommt nicht von ungefahr. Eine Fülle richtiger politi­
scher Entscheidungen ist dafür ursächlich: So war es 
richtig, die Strukturförderung über die einzelbetriebli­
che Förderung zu stellen. So war es richtig, den Bau 
von Technologie- und Innovationszentren zu fOrdern. 
Nach Nordrhein-Westfalen hat Schleswig-Holstein 
heute die meisten Technologiezentren. So war es rich­
tig, Technologiestiftung und Technologie-Transfer­
Zentrale als zwei Säulen des Teclmologietransfersy­
stems zu etablieren. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

So war es richtig, die kleinen und mittleren Unterneh­
men im Lande nicht mit dem Förderangebot allein zu 
lassen, sondern regionale Investitions- und Innovati­
onsberater - unsere RIBS - an die Seite zu stellen, die 
von sich aus an die Betriebe herantreten - Beratung als 
Briogschuld von Politik. 

So war es richtig, neue Formen des Technologietrans­
fers zu fördern, wie die Transfer-GmbHs an unseren 
Hochschulen. So war es richtig, unsere Schulen mit 
nenen T,echniken auszustatten - ich nenne nur das 
Progrrumn "Schulen ans Netz" -und das Projeki "Vir­
tuelle Hochschule" nach Lübeck zu holen. 
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So war es richtig, mit der Mittelständischen Beteili­
gungsgesellschaft und dem Wagniskapitalfonds Ham­
burg/Schleswig-Holstein ausreichendes Riskokapital 
zur Verfugung zu stellen. Und so war es richtig, weite­
re wichtige Einrichtw1gen zn schaffen, die Technische 
Fakultät der CAU, Geomar, IsiT, Artefact seien hier 
stell vertretend genaunt. 

(Beifall bei der SPD) 

Zur Erfolgsbilanz und zu einer solchen Debatte gehört 
aber auch. die Sensibilität ftir noch vorhandene Pro­
bleme und noch vor uns stehende Aufgaben zu schär­
fen. Ich netme hier beispielhaft die Biotechnologie, die 
es verstärkt zu fürdem gilt. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Ach nee!) 

Noch mehr Transparenz in Bezug auf die Yielfältigen 
Angebote zur Existenzgründung und Existenzsiche­
rung und des Teclmologietransfers in SchlesWtg­
Holstein! Stichworte sind ftir mich die Teclmologie­
Hotline und Agenten-Software ftir Existenzgründer 
und Selbstständige. Berufsmarketing ist ein Aufga­
benfeld. Das bedeutet unter anderem, SchülerimJen 
und Schülem noch mehr als bisher die Chancen techni­
scher Berufe näher zu bringen. Es bedeutet. unseren 
Studierenden die Selbstständigkeit als eine Alternative 
der Berufsperspektive deutlich zu machen. 

Und wir müssen die wirtschaftliche Dimension der 
neuen T echnologien flir m1sere Entscheidungen erfas­
senlemen. Was bedeuten etwa die Iufonnationsgesell­
schaft 1md ihre Möglichkeilen flir unsere Verkehre in 
20 Jahren. ftir unsere Bildungspolitik - Stichwort 
.. virtuelle. Hochschulen'· - oder etwa flir die Notwen­
digkeit, Yiele Gäste, gar Einwanderer, ins Land zu 
holen, da uns schon jetzt 30.000 Informatiker hände­
ringend fehlen'? 

(Martin Kayenburg [CDU]: Warum wohl?) 

Über diese TI1emen denken wir aber noch viel zu we­
nig gemeinsam nach. 

Bilanz und Perspektive bietet dieser Bericht. Lassen 
Sie uns die Erfolgsstory "Teclmologieland Schleswig­
Holstcin'" gemeinsam weiterschreiben, meine Dan1en 
und Herren von der Opposition! Heute in vier Wochen 
dürfen wir alle wieder Erreichtes loben. Da müssen 
Sie nicht mehr leugnen, dass auch Sie stolz auf unsere 
teclmologiepolitischen Erfolge in Schleswig-Holstein 
sind, denn auch Sie als Opposition haben Ihren Antetl 
daran. Stellen Sie Ihr Licht nicht weiter w1ter den 
ScheffeL 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile Herm Abgeordneten Hentschel das Wort. 

Karl-1\lartin Hentschel [BüNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN]: 

Sehr geehrter Hen Präsident! Meine Damen und Her­
ren' Jetzt ist leider Holger Astrup nicht hier. 

(Zurufe bei der CDU: Oh!) 

Als er mir nämlich diesen Antrag in die Hand drückte 
und zu mir kam - ich gebe es zu, dieser Antrag stammt 
nicht aus meiner Feder-, habe ich zuerst zu Holger 
gesagt: "Holger, was soll dem1 das?"" 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Müssen wir uns denn selber loben'? 

(Heiterkeit bei der CDU) 

Dmm hat Holger gesagt: "Ja, das müssen wir. Glaubst 
du. dass die Opposition das macht?" 

(Beifall bei der SPD) 

Dmnit hat er natürlich Recht. 

Das, was hier in Schleswig-Holstcin in den vergange­
nen Jahren stattgefunden hat - ich gebe selbstlos zu: 
einiges davon hat schon vor unserem Eintritt in die 
Landesregienmg begonnen -, 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Noch weitere 
Bekenntnisse!) 

ist eine Erfolgsstory sondergleichen. Es lolmt sich, 
darüber zu reden. Wer den Bericht gelesen hat, der 
kann mir nur zustinunen. Eine Sache, über die wir WlS 

lm1ge und auf ganz anderem Niveau im Wirtschafts­
ausschuss unterhalten haben - dort haben wir über 
wesentlich mehr Details und viele Facetten dieser 
Politik gesprochen -,jetzt in dieser Weise zu zerreden, 
weil Wahlkampf ist - obwohl wir viele Punkte dieser 
Politik in den letzten Jahren sogar gemeinsam mit der 
Opposition beschlossen haben-, ist wirklich ein biss­
cheu traurig. 

Der größte Unterschied, der sich für mich hinsichtlich 
der neuen Wirtschafts- w1d Technologiepolitik dar­
stellt - ich nelune tatsächlich die Zeitepoche seit 1988 
w1d das, was vorher gemacht worden ist - besteht für 
mich darin. dass die Wirtschaftspolitik yor 1988 im 
Wesentlichen darauf aus war, durch hohe Subventio­
nen beziehungsweise durch die möglichst kostenlose 
Bereitstellung von Ressourcen Konzeme dazu zu be­
wegen, Filialen nach Schleswig-Holstein zu verlegen. 

Diese Politik gipfelte in dem Projekt Bnmsbüttcl, in 
das über 1 Milliarde DM an Staatssubventionen 
hineingeflossen ist - mehr Fördermittel, als jemals in 

,',','" 
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ein Projekt geflossen sind -, und durch das netto 
800 Arbeitsplätze entstanden sind. Wenn man das 
wureclmet, dann wäre die Effizienz so hoch, dass man 
allein aus den staatlichen Subventionen sämtliche 
Leute. die dort zusätzlich Arbeit gefunden haben, etwa 
200 Jahre lang hätte voll bezahlen können. 

Im Unterschied dazu ist die neue Wirtschafts- und 
Technologiepolitik des Landes darauf abgestellt, 
kleine Betriebe zu fördern, technologische Betriebe zu 
fördern, Potentiale im Lande aufzuspüren und sie zu 
fördern, sodass wir eine vielfaltige Wirtschaft von 
kleinen und mittleren Betrieben bekommen, die einen 
Aufsclmung im Land entwickeln. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Dieses Konzept halte ich entscheidend für die Zu1:unft 
von Schleswig-Holstein. Wir haben natürlich - das 
gebe ich durchaus zu - auch etwas von dem abgeguckt, 
was zum Beispiel in Baden-Württemberg seit langem 
Tradition hat. Denn die Stärke der baden-württem­
bergischen Wirtschaft lag immer darin, dass sie eben 
nicht aus Großbetrieben resultierte wie das Rheinland, 
sondern aus vielen kleinen mittelständischen Betrie­
ben, die uns hier fehlten, weil wir im W esentlicheu 
eine Struktur mit Werften, Rüstung und Bauern hatten. 
Deswegen ist das. was jetzt mit den 5. 000 kleinen 
Hightech-Betrieben in Schleswig-Holstein entstan­
den ist, wirklich ein kleines Wunder. Dass Schleswig­
Holstein sich so d~namisch wie in den letzten Jahren 
entwickelt. ist eine enorme Leistung. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Elemente dieser Politik sind hier genannt worden. Ich 
will sie nicht alle wiederholen. Das ist die Technolo­
gie- und Innovationspolitik Es ist sicherlich auch die 
Neuorientierung der Hochschulpolitik in Richtung 
Fachhochschul-GmbHs und Kooperation der Hoch­
schulen mit der Wirtschaft. Dazu gehört - das ist ganz 
wichtig - die Existenzgründungsoffensive, an der wir 
mit dem letzten Koalitionsvertrag nicht ganz nnbetei­
ligt sind. Schleswig-Holstein hat sich gerade bei der 
Zahl der Existenzgründungen an die Spitze der bun­
desrepublikanischen Liga katapultiert. Darauf sind wir 
sehr stolz. 

Bewährt hat sich bei den Technologiezentren auch, 
dass man Ü1ematische Schwerpunkte setzt. Es darf 
natürlich nicht sein - das war am Anfang teilweise 
auch das Problem im Rheinland -, dass Technologie­
zentren lediglich billige Gewerbegebiete sind, in die 
ein Gebäude hineingestellt wird und in das dann Be­
triebe einziehen können. Dann hat man natürlich nicht 
den Effekt, wenn die Handwerker kostenlos in das 

Innovationszentrum ziehen können. Es muss wirklich 
darmn gehen, dass man thematische Schwerpunkte 
setzt, dass neue Betriebe gewonnen werden, dass die 
Betriebe. nach wenigen Jahren, wenn sie sich stabili­
siert haben, heraus müssen, um neuen Existenzgrün­
dungen Platz zu machen. Dadurch können sich die 
Betriebe gegenseitig befruchten. Dieses Konzept ist 
zunehmend in Sch!eswig-Holstein angewandt worden. 
Es ist ein erfolgreiches Konzept, das Früchte getragen 
hat. 

Ein "~chtiger Punkt ist für uns Grüne natürlich der 
BereichJJmwelt- und Energietechnologie. in diesem 
Bereich hat das Land in vielen Sektoren bereits eine 
Spitzenstellung eingenommen. Ich denke zum Beispiel 
auch an den Bereich regenerative Energien. Wenn wir 
mit 15 % an regenerativem Strom bundesweit an der 
Spitze stehen - diese Zahl hat sich innerhalb von weni · 
gen Jahren verdoppelt-, dann ist das eine große Lei-

- stting. -

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Sie löst hnpulse ftir die Wirtschaft aus - nicht nur ftir 
die Windkrafthersteller, sondern auch für die Turbi­
nCnhersteller und für Handwerker. die mit der War­
tung befasst sind und so weiter. Das löst also eine 
ganze Kette von Nachfolgewirkungen aus. Heute sind 
bereits mehr Leute in der Windkraft als in der Kern­
energie ~eschäftigt. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
undßPD) 

Im Bereich der Umwelttechnologien hat sich das Um­
weltministerium beinahe schon zu einem kleinen 
zweiten Wirtschaftsministerium entwickelt, 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

weil immer mehr erkannt worden ist, dass man Um­
weltpolitik nicht gegen die Wirtschaft betreiben kann, 
sondern,_<!ass wir die Zukunft nur gestalten können, 
wemi wir die Wirtschaft und die Lebensweise selber 
~weltl[eu1ldlich gestalten. Unsere Wirtschaft wird 
gerade '<ktvon profitieren, wenn sie ressourcen- und 
energiesparend effizient ist. 

Ich denke gerade an das Öko-Audit, bei dem Schles­
wig-Holstein an zweiter Stelle aller Bundesländer 
liegt. Ander Spitze liegt Rheinland-Pfalz. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Wo bleiben da 
die versprochenen Entlastungen ?) 

Wir mü= es schaffen, unsere Betriebe so zu gestal­
ten. Wir_haben mit einer Reihe von Betrieben gespro­
chen, die dieses Öko-Audit gemacht haben. Es stellte 
sich immer heraus, dass es zwar eine Menge Aufwand 
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war, dass hinterher aber viel Geld gespart worden ist. · 
Das ist ein gutes Ergebnis. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Martin Kayenburg [CDU]: Das stinunt über­
haupt tticht I) 

Es zeigt dass Ökologie, was im Griecltischen etwas 
mit Haushalt zu tun hat, und Ökonomie sehr verwandte 
BegriiTe sind, und ökologisches Wirtschallen auch 
immer effizientes ökonomisches Wirtschaften ist. 
Dahin müssen wir kommen. 

Ich möchte zum Schluss zwei Initiativen ansprechen. 
die mir besonders am Herzen liegen. Das ist einmal 
das Programm ABI - also Im10vation, Bildung und 
Umwelttechnologien -, das geschaffen wurde, un1 ei­
nen Teil der Gelder, die durch den Liegenschaftsyer­
kauf in die Landeskassen konm1en. nicht einfach nur 
zur Schuldendeckung einzusetzen, sondern auch eine 
Initiative ftir die Zukunft des Landes zu starten. ABI 
konzentriert sich mit 130 Millionen DM auf die strate­
gischen Aufgaben des Landes. Es ist sozusagen ein 
Nachbrenner. den wir zusätzlich zur Jahrlumdertwen­
de gezündet haben, un1 das Land nach vom zu kata­
pultieren. 

Im Umweltbereich mnfasst das strategische Projekt die 
Solaroffensive, die Biogasförderung und das Brenn· 
stoffzellenprojekt im Bildungsbereich den Ausbau der 
Infrastruktur der Schule, Bernfsbildtmg und Hoch­
schule. gerade auch im teclmologisehen lntemetbe­
reieh. 

Das zweite Projekt, anf das ich gesondert eingehen 
möchte, ist RISI. Dieses Projekt ist noch Yiel zu wenig 
bekatmt. Ich katm nur alle auffordern, mehr darüber zu 
reden. Dieses Projekt vmrde Schleswig-Holstein als 
Modellregion der Europäischen Union ftir den Weg in 
das lnfom~ationszeitalter anerkannt. Das Ergebnis der 
ersten Phase von RISI waren Hunderte von Projek!ide­
en, mit denen jetzt in der zweiten Phase des Projektes 
zahlreiche Ideen • teilweise mit Drittmitteln - umge­
setzt werden. Bei diesen Prqjekten geht es mn alle 
gesellschaftlichen Bereiche: vom Landeskulturserver 
zum lnfonet Umwelt. von der InitiatiYe .. Kleine und 
mittlere Untemelunen ans Netz" zur Initiative 
"Schulen ans Netz", von der Vernctzung der Latld­
frauen zur Vemetzung des Gesundheitswesens. von 
der Yirtuellen Hochschule zum virtuellen Betrieb · mn 
nur einige Beispiele zu nennen. 

Wir alle müssen eingestehen, dass unsere Mittel im 
Vergleich zu denen großer Bundesländer wie Nord­
rhein-Westfalen, Bayern oder Baden-Wiirttemberg 
durchaus bescheiden sind. Aber darüber zu lästern, 
Frau Schmitz-Hübsch, finde ich geradezu verkehrt. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Es kommt ja gerade darauf an, daraus etwas zu ma­
chen. Worüber ich staune, ist. mit welcher Begeiste­
rung Sie hier die Sünden der Regienmg Kohl aus den 
letzten 16 Jahren vortragen. Die hat nämlich einen 
großen Teil der F ördennittel in den letzten Jahren im 
Süden der Republik, in schwarzen Ländern "privati, 
siert·~. 

(Ingrid Frauzen [SPD]: So ist es!) 

Sie haben abgezockt noch mtd noch. Als jetzt nachge­
reclmet worden ist. wie die Fördemüttel, die Struktur­
mittel überhaupt verteilt werden, hat man festgestellt, 
dass die norddeutschen Länder zu wenig bekommen 
haben. 

(Glocke des Präsidenten) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Herr Abgeordneter Hentschel. ko1mnen Sie zmn 
Schluss. 

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90tDIE GRÜ­
NEN]: 

Und das stellen Sie auch noch als Leistung dar! Ich 
katm nur sagen: Das ist eine Unverschämtheit, dieses 
Abkassieren. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Ich bin froh, dass das endlich aulhört. 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Was ist mit 
BrüsseJ?) 

Ich bin sicher. dass es aulhört. Ich bin froh. dass wir 
jetzt weitere Impulse ftir den Weg in die Zukunft von 
Schleswig-Holstein. bekommen. Wir alle können uns 
nur freuen, dass es so weitergehl und nicht jemand. der 
alles zerredet. hier an die Regienmg kommt. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile der Frau Abgeordneten Aschmoneit-Lücke 
das Wort. 

Christel Aschmoneit-Lücke [F.D.P.]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe 
volles Verständnis daftir, dass sich die Landesregie­
rung gerade zu diesem Zeitpunkt als ümovativ. fort· 
schrittlieh m1d natürlich erfolgreich präsentieren 
möchte. 
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Mit voller Kraft ftir unser Land sollen die teclmologie­
politischen Leistungen hera115gestellt, der bewältigte 
Strukturwandel beschworen, den Machern im Kabinett 
applaudiert werden. 

(Konrad Nabel [SPD]: Genau!) 

Irnrner wenn ich von Mitgliedern der Landesregiening 
hörc, sie seien froh. dass man in Schleswig-Holstein 
endlich ein modernes Land und nicht mehr das Land 
der Schwarz-Bunten sehe, frage ich mich, meine Da­
men und Herren von der Regierung: Was haben Sie 
eigentlich gegen Kühe? 

(Heiterkeit des Abgeordneten · Karl-Martin 
Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Im Ernst, meine Kolleginnen und Kollegen: Mit pau­
schalen Aussagen wie ·ich zitiere· "Trotz restriktiver 
Haushaltspolitik konnte sie'' - gemeint ist die Teclmo­
logieförderung des Landes • "auf vergleichsweise 
hohem Niveau gehalten werden'·, kann ich vergleichs­
weise wenig anfangen. Was heißt eigentlich "hohes 
Niveau'· und mit wem oder was vergleichen Sie sich 
hier eigentlich? 

Ich frage mich nur: Wenn alles so wunderbar ist, wenn 
Schleswig-Holstein aufgrund unübertroffener Tech­
nologieförderung der Landesregierung zum Mekka 
hoclm1oderner Betriebe schlechiliin geworden ist, war­
um schlägt sich das eigentlich nicht endlich in messba­
ren und aussagefaltigen ökonomischen Größen nieder? 

Der Hinweis, die Exportquote sei stärker gestiegen 
als in anderen Bundesländern, ist doch beinahe ein 
Hohn angesichts der Tatsache, dass Schleswig­
Holstein nach wie vor die geringsie Exportquote im 
Ländervergleich aufweist. 

(Martin Kayenburg [CDU]: So ist das! Ge­
nau! · Beifall bei der F.D.P. und des Abge­
ordneten Martin Kayenburg [CDU]) 

Der Hinweis auf den Arbeitsmarkt ist ebenfalls alles 
andere als aussagekräftig. Ja, die Arbeitslosenquote 
sank - aber doch nur, weil die erwerbsf"ahige Bevölke­
rung insgesamt aufgrund der demographischen Ent · 
wiekJung mittlerweile zurückgeht, bundesweit und 
natürlich auch in Schleswig-Holstein. 

Viel aussagekräftiger ist die Entwicklung bei der Zu­
nahme der Beschäftigung im vergangeneu Jahr. Wäh­
rend in den zurückliegenden Jahren die Beschäftigung 
kontinuierlich zurückgegangen ist, stieg sie im vergan­
geneu Jahr leicht - Grund genug für die Landesregie­
rung, einmal mehr auf ihre hervorragende Politik hin­
zuweisen. Einverstanden, die einmalige Zunahme der 
Beschäftigung geht auf das Konto der Landesregie­
rung, ist Beleg ftir ihre Politik. Bedauerlich ist nur, 

dass diese Politik im Vergleich zu allen übrigen west­
deutschen Ländern die schlechteste ist. 

(Beifall der Abgeordneten Brita Schmitz­
Hübsch [CDU]) 

Denn während in Schleswig-Holstein das Beschäfti­
gungswachstum 0,4% betrug, lag es in allen anderen 
westlichim Bundesländern deutlich über diesem Wert. -
Iin Bundesdurchschnitt betrug die Zunahme 0,8 % und­
war dainit genau doppelt so hoch wie in Schleswig­
Holstein. 

_ Lässt der in Regierungspublikationen beschriebene 
Technologieboom dann wenigstens die Steuerqtrellen 
kräftig sprudeln? -Nein, das tnt er nicht. 

Ich zitiere aus dem vorläufigen Abschluss des Haus­
haltsvollzugs 1999: 

"Die Steuereinnahmen allein sind um 
237"Millionen DM hinter dem Haushaltssoll 
zurückgeblieben. Gegenüber 1998 ... beträgt 
der.. Rückgang 38,9 Millionen DM oder 
0,4 %. Auch die Ergebnisse der Steuerschät­
zung vom November 1999 sind nicht erreicht 
worden. Alle anderen Länder haben demge­
genüber nach ersten Iuformationen deutliche 
SteigerUngen beim Steueranlkommen erzielt. •· 

Das liegt vermutlich nur daran, dass alle anderen Lan­
desregierungen keine so hervorragende Technologie­
politik betrieben haben. 

Und noch einmal aus dem vorläufigen Abschluss des 
Haushaltsvollzuges 1999: 

"Die Finanzkraft des Landes hat sich dem­
nach verschlechtert. Schleswig-Holstein wird 
-wie es auch schon die letzten Steuerschät­
zungen prognostiziert haben - auf absehbare 
Zeit nicht mehr Zahlerland beim Länderfi­
lllUlZausgleich sein." 

Die von Regierung und den sie tragenden Frakiionen 
so hoch gelobte Technologiepolitik hat also weder in 
nennenswertem Umfang zu neuen, zukunftssicheren 
Arbeitsplätzen noch zu höheren Steuereinnalunen 
gefiihrt .. 

(Bci.fall der Abgeordneten Brita Schmitz­
Hübsch [CDU]) 

I~t Sch!eswig-Holstein denn wenigstens zum Land der 
Erfmdcf_geworden? 

(Martin Kayenburg [CD U]: Nein!) 

Nein, a,uch das nicht! Mit gerade 65 angemeldeten 
l'lltent~Q.j" 100.000 Einwohnern bleibt Schleswig­
l:J~lstej!l. deutli~h . hinter dem Bundesdurchschnitt von 
132 angemeldeten Patenten je 100.000 Einwohnern 
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zurück. Und während sich Herr Bülck in seinen Be­
richt das Märchen vom Hightech-Land schreiben lässt, 
attestiert ihm die Landeszentralbank einen erheblichen 
Nachholbedarf bei hu1ovationen. 

hn Btmdesdurchschnitt wird mittlerweile knapp die 
Hälfte der gewerblichen Produktion in forschm1gs- m1d 
entwicklungsintensiven Industrien tmd davon wieder­
um rund 30 % im Bereich der Spitzenteclmologien 
hergestellt. In Schleswig-Hoistein beträgt jedoch der 
Anteil forschm1gsintensiver Branchen im verarbeiten­
den Gewerbe gerade mal ein Drittel. Zugleich liegen 
die Aufwendm1gen ftir Forschnng und Entwicklnng 
deutlich hinter den finanziellen Aufwendungen anderer 
Bundesländer zurück. 

Entriisten Sie sich angesichts dieser Tatsache nur nicht • 
wieder darüber - Sie haben das ja schon einmal vor­
sorglich getan-, die Opposition rede das Land 
schlecht. Im Gegenteil! Schles\dg-Holstein hat alle 
Potentiale - nur die Landesregierung redet seit Jallren 
darüber, wie schön es wäre, sie zu nutzen, tut es aber 
nicht. 

Es ist ja schön, we1m nach zwölf Jahren sozialdemo­
kratischer Herrschaft die faszinierenden Möglichkei­
ten der Bioteclmologie oder der Gentechnik entdeckt 
werden. Sparmend zu lesen, was der Wirtschaftsmini­
ster schreiben lässt: 

.. Ein überaus erfreuliches Zeichen ftir die 
Dynrunik dieses T eclmologiebereiches in 
Schleswig-Holstein ist auch darin zu sehen, 
dass die Firma Strathma1m Biolech GmbH 
mit Unterstützw1g der Landesregierung den 
Bau eines Biotechnologie-Zentrums in der 
Nähe von Bovenau im Kreis Rendsburg­
Eckenuörde begonnen hat. Hier sollen künf­
tig Impfstoffe und gcntcclmologische Präpa­
rate. unter anderem zur Bekämpfung von 
AIDS. entwickelt und hergestellt werden." 

Meine sehr geehrten Damen w1d Herren, Herr Mini­
ster, 

(Martin Kayenburg [CDU]: Das scheint die 
gar nicht zu interessieren!) 

Sie werden sich daran erümem, dass die .Frau Kollegü1 
Sclmütz-Hübsch m1d ich bei der Vorstellung, der her­
vorragenden Vorstellw1g dieser Forschw1gsprojekte 
anwesend waren, Sie - parteilos -. Herr Minister. wa­
ren auch da. aber von der SPD nnd den Grünen habe 
ich bedauerlicherweise niemanden gesehen. 

(Martin Kayenburg [CDU]: So ist es! Eine 
sehr interessru1te Teclmologiepolitild) 

Ich bin davon überzeugt, dass selbst Sie bei dieser 
hervorragenden Präsentalion davon überzeugt worden 

wären, dass dies ein sehr zuk-unftsintensiver Bereich 
für Sch.leswig-HolsteÜI sein karm. 

(Zurufe von der SPD) 

Lassen Sie mich noch eines von dieser - wie gesagt -
hervorragenden Präsentation berichten. lieber Herr 
Kollege Plüschau! 

(Zuruf des Abgeordneten Martin Kaycnburg 
[CDU]) . 

Ich habe bei dieser Veranstaltung ungefahr ftinf Perso­
nen aus unterschiedlichen Institutionen dieses Landes 
getroffen, die mir alle unabhängig voneinander erzählt 
haben, dass Sie persönlich für die Ansiedlung dieses 
Unternelunens in Schleswig-Holstein zuständig seien. 
WClll soll ich denn nun glauben, der Landesregierung 
oder diesen ftinf Personen? Ich würde noch eimnal 
nachfragen. wer derm eigentlich den Erfolg ftir sich 
Yerbuchen kmm. 

(Brita Schmitz-Hübsch [CDU]: Der Erfolg 
hat Yiele Väter!) 

Wie eindringlich und wie oft haben wir in der Vergan­
genheit inuner wieder auf die Chancen der Gentechnik 
gerade in1 medizinischen Bereich hingewiesen. Bereits 
vor vier Jahren haben wir inständig gebeten, die Gen­
teclmik nicht '" verteufeln, w1d immer wieder gerade 
auf die Möglichkeiten auf dem Gebiet der Krebs- und 
AIDS-Therapie hingewiesen. 

llrr überaus erfreuliches Signal, Herr Minister Bülck, 
ltätte diese Lru1desregienmg schon viel früher senden 
köm1en. 

(Beifall der Abgeordneten Brila Schmitz­
Hübsch [CDU]) 

Gerade inl Bereich der Spitzenteclmologie entscheidet 
der zeitliche Vorsprung- Sie haben heute darauf hin­
gewiesen, Herr Minister; ich habe genau zugehört - im 
nationalen und internationalen Wettbewerb über die 
Wettbewerbsposition des Landes. Sie konnncn da 
leider zu spät. 

Ich erümere mich noch sehr gut an die kraftvollen 
Worte von Herrn Minister Bülck bei seinem Amtsan­
tritt. Er wolle jetzt endlich mal so richtig Teclmolo­
giepolitik machen und nicht so sehr die Verkehrspoli­
tik betonen. Wen auch innner der Wirtschaftsminister 
nüt diesen markigen Worten treffen wollte - heute 
interessieren wir nns vor allem sehr daftir, welche 
Technologiepolitik dieser Minister wirklich gemacht 
hat. 

Vermutlich wissen Sie das selbst nicht so ganz genau, 
Herr Minister Bülckl Mru1 karm Ilmen sicherlich eini­
ge Versäwnnisse vorwerfen, aber ganz sicher nicht, 
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dass Sie die Verkehrspolitik überbetont hätten; da läuft 
nämlich seit Ihrem Amtsantritt ziemlich wenig. 

(Martin Kayenburg [CDU]: So ist es! Genau 
so!) 

Wenn man die regierungsamtlichen JubehneldWlgen 
über die zusätzlichen EU-Fördermittel der Landesre­
gierung einmal richtig deutet, kann man daraus eigen!­
lieh nur den Schluss ziehen: Technologiepolitik hat er 
bisher eigentlich auch nicht so richtig gemacht, 

(Beifall bei F.D.P. und CDU) 

denn sonst wäre die großzügige Hilfe, die wir jetzt 
bekommen Wld auf die "ir WlS natürlich alle freuen. 
mit Sicherheit nicht nol\\endig. 

Zusammengenommen ergibt dies wiederum eine sehr 
ausgeglichene Bilanz des Wirkens unseres derzeitigen 
Wirtschaftsministers, meine liebe Kolleginnen Wld 
Kollegen! 

Gestatten Sie 1nir noch ein Wort, lieber Herr Kollege 
Hentschel! Sie haben zu Recht darauf hinge\\iesen, 
dass auch vor dem Eintritt der Grünen in die Landes­
regierung in Schleswig-Holstein schon el\\as passiert 
sei. Ich gehe sicher davon aus, dass auch nach Ihrem 
Ausscheiden aus der Landesregierru1g in Schlesmg­
Holstein einiges passieren wird. 

(Beifall bei F.D.P. und CDU) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile der Frau Abgeordneten Spoorendonk das 
Wort. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Herr Präsident! Liebe Kollegirmen und Kollegen! Bei 
der Beurteilung der Technologie- und Innovati­
onspolitik des Landes bleibt der SSW bei der Wer­
tung, die wir auch schon bei der Debatte über den 
Haushalt 2000 vorgetragen haben: Das Land steht 
nicht so schlecht da, wie es einige gern darstellen 
wollen. Es gibt in der Technologiepolitik keinen Grund 
zun1 Miesmachen. es gibt aber auch keinen Grund zum 
unkritischen Hochjubeln der Erfolge. 

Gerade vor dem Hintergrund des Wahlkampfes ist 
vielmehr eine nüchterne und kritische Bestandsauf­
nalmJe gefragt, die insbesondere auch darauf eingeht, 
wie der Standort Schleswig-Holstein durch eine gute 
Technologie- und lunovationspolitik seitens der Lan­
desregierung noch attraktiver gestaltet werden kann als 
bisher. Wenn wir aber heute eine Bilanz der Techno­
logiepolitik der Landesregierung ziehen, müssen wir 
auch auf die Rahmenbedingungen eingehen, denn wir 
dürfen uns nichts vormachen: Auch in diesem Bereich 

sind die Handlungsmöglichkeiten einer Landesregie­
rung mangels Finanzen und mangels Kompetenzen 
doch sehr eingeengt. 

Hinzu kommt, dass sowohl die gesellschaftliche als 
auch die internationale Entwicklung hier eine besonde­
re Rolle spielt. Gerade deshalb muss die Landesregie­
rung durch besondere Anstrengungen im Ralmlen ihrer 
Möglichkeiten das Maximale fiir Schleswig-Holstein 
herausholen, denn beim Übergang vom Industrie- zum 
Informations- und Kommunikationszeitalter ist die 
Technologie- und lunovationspolitik der entscheidende 
Standortfaktor. Wer auch in diesem wichtigen Bereich 
von einem angeblichen rot-grünen Chaos spricht, muss 
sich fragen lassen, ob er eigentlich die F akienlage 
kennt oder die Fakten korreki darstellt. 

Zugegeben - Schles\\ig-Holstein ist nicht Bayern oder 
Baden-Württemberg, aber in der Enh,icklung von 
Zukunffstechnologien befmdet sich das Land auf einem 
guten Weg. Es ist unbestritten, dass sich in den letzten 
Jahren eine Reihe von zuk-lmftsträchtigen und irmova­
ti:Yeu Unternehmen in unserem Land etabliert hat. 
Seit 1996 haben 34 2 Betriebe vor allem in den Berei­
eben der Informations- und der Biotechnologie Förder­
gelder zmn Aufbau von fast 2.600 neuen Arbeitsplät­
zengenutzt Auch deshalb nimmt Schleswig-Holstein 
sowohl bei den Neuansiedlungen als auch bei den 
Existenzgründungen im Bundesvergleich einen vorde­
ren Platz ein. 

(Beifall des Abgeordneten Günter Neugebau­
er [SPD]) 

Wem1 man zudem bedenkt, dass Schleswig-Holstein 
und insbesondere der Landesteil Schleswig in den 
letzten Jahren weit überdurchschnittlich von Truppen­
abbau und Rüstungskonversion betroffen war, ohne 
einen nemJenswerten Ausgleich durch die damalige 
Bundesregierung zu erhalten, dann ist es schon be­
achtlich, dass Schleswig-Holstein unter den norddeut­
schen BÜndesländern die niedrigste Arbeitslosenquo­
te zu verzeichnen hat. 

Dazu beigetragen hat nicht nur die Etablierung von 
neuen innovativen Unternehmen, sondern auch die 
Tatsache, dass viele traditionelle Branchen und Unter­
nehmen von diesem irmovativen Umfeld profitiert 
haben un!! sich verstärkt auf die globale Wettbewerbs­
situation haben einstellen können. Gerade auch kleine­
re und mittelständische Unternehmen haben zu dieser 
Entwicklung entscheidend beigetragen. Um neue 
Märkte. >;11 erschließen oder sich auf alten zu behaup­
le!l, müs~_die Unternelunen ständig neue und immer 
))QC)lwer:tigere Produkie herstellen. Deshalb kommt der 
Verutittlung von neuem Wissen in allen Bereichen 
große Bedeutung zu. · 
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Technologietransfer von der Wissenschaft zur Wirt­
schaft wird insbesondere auch für kleinere und mittlere 
Unterndunen illllner wichtiger werden. Dazu gehört, 
dass der Austausch zwischen Forschung und Techno­
logieentwicklung auf der einen und mittelständischer 
Wirtschaft auf der anderen Seite gefördert wird. Daher 
ist es natürlich wichtig, dass vom Land her gezielt 
Projekte gefördert werden, um in wichtigen Schwer­
punkthereichen neue Erkenntnisse zu gewinnen tmd 
auch zu vermitteln. 

In diesem Kontext hat die Teclmologiestiftung Schles­
wig-Holstein zusanunen mit der Technologie-Transfer­
Zentrale und den vielen T eclmologiezentren in allen 
Regionen des Landes ihren Beitrag geleistet. Es ist 
eine Tatsache, dass die Infrastruktur im Bereich der 
Technologieförderung in Gestalt der vielen Technolo­
giezentren auch durch die Förderung der Landesregie­
rung vernünftig ausgebaut worden ist. 

Natürlich gibt es solche tmd solche Technologiezen­
tren, aber ich denke nicht, Frau Kollegin Sclmlitz­
Hübsch. dass das TGZ in Flensburg bereit ist, sich den 
Schuh anzuziehen, den Sie ihm vorhin hingestellt hat­
ten. 

(Beifall des Abgeordneten Lothar Hay 
(SPD]) 

Gerade das TGZ in Flensburg ist ja ein Beispiel daftir, 
dass es etwas bringt. gezielt Technologiepolitik tllld 
Teclmologieförderung zu betreiben. 

(Beifall des Abgeordneten Lothar Hay 
(SPDJ) 

Natürlich gibt es Defizite. Unter anderem haben Ex­
perten die Notwendigkeit einer stärkeren Koordination 
mtd Vernetzung der Aktivitäten gefordert. Aus der 
Sicht des SSW sollten wir uns überlegen, ob nicht 
noch enger 'erzahnte Modelle der direkten Koopera­
tion zwischen Wissenschaft und Wirtschaft im Be­
reich des Teclmologietransfers möglich sind. Ich habe 
dies mehrfach angesprochen mtd denke, dass dies ein 
wichtiger Ansatz ist. 

Eine engere Verzalmung zwischen Hoehschulleittlllg, 
Studierenden und Wirtschaft nach dem Vorbild der 
Forscherparks bietet große Vorteile, wie die Ergebnis­
se in w1serem Nachbarland nördlich der Grenze zei­
gen. Auch in Schleswig-Holstein gibt es Beispiele 
ähnlicher Kooperationsmodelle, nicht zuletzt in Kiel. 
Dennoch ist vieles Yerbesserungswürdig. In erster 
Linie sind hier nach meiner Meinung auch die Hoch­
schulen gefragt, endlich einmal über ihren eigenen 
Schatten zu springen. 

In dem Bericht der Landesregierung werden die Quer­
schrtittstechnologien, das heißt die Informations- und 

Komrnurukationstechnik und die Biotechnologie, als 
beispielhaft ftir den wirtschaftlichen Strnkturwandel in 
Schleswig-Holstein angeflihrt. Diese Beispiele zeigen 
sowohl die Stärken als auch die Schwächen der 
schleswig-holsteinischen Technologiepolitik Bei der 
Gestaltung der lnfonnationsgesellschaft ist die Lan­
desregiermtg aktiv ·geworden und hat durch die 
,,Landesinitiative Informationsgesellschaft Schleswig­
Holstein'' dazu beigetragen, dass ein landesweit erar­
beiteter Strategie- und Aktionsplan verabschiedet 
worden ist und entsprechende Projekte in Millionenhö­
he gefördert worden sind. Wenn man bedenkt wie 
wichtig die D)namik und Verbreittmg der Informati­
ons- mtd Konnnwtikationstechnologien ftir die Ent­
wicklung unseres Landes sind und welchen Einfluss 
dies alles auf unsere znkünftige W ettbewerbsfahigkeit 
hat, dann ist es natürlich äußerst wiclttig, dass die 
Landesregierung in diesem Bereich aktiv ist tutd auch 
weiterhin aktiv sein wird. 

Dass die Bürgerümen und Bürger Schleswig-Holsteins 
bald eine kostenlose E-Mail-Adresse tutd eine kosten­
lose Interneumtztmg zu äußerst günstigen Verbin­
dungstarifen erhalten kömten, ist ein Spnmg nach 
vorn. 

(Lothar Hay [SPD]: Sehr gut!) 

Dennoch weist gerade der Internet- und PC-Bereich 
einige Schwachstellen in der Technologiepolitik des 
Landes auf. Die Initiati\e ,.Schulen ans Netz'· ist zwar 
vom Ziel her lobenswert, aber es dauert einfach immer 
noch zu lange, bis alle Schülerinnen und Schüler einen 
Internet- oder einen PC-Anschluss bekontlllen. Gerade 
dies ist eine Voraussetzung sowohl ftir die zukünftige 
wirtschaftliche Entwicklung als auch für die znkünfti­
ge Chancengleichheit aller Menschen hier im Lande. 
Um die Chancengleichheit in der lnfonnationsgesell­
schaft zn verbessern. sollte man sich überlegen. ob es 
tlicht möglich ist, wie in den skandinavischen Ländern 
kostenlose Internetzugänge in den öffentlichen Bi­
bliotheken für alle Bürgeritmen tutd Bürger zu schaf­
fen. 

Auch Üt den Behörden und Verwaltungen hakt es noch 
mit der moderneu mtd znkmtftsgerechten Ausstattung 
mit PC-Gerätcn oder mit der Schaffung von Internet­
Zugängen. In mtseren nördlichen Nachbarländem gibt 
es immer mehr Komrnmten, die iltren Mitarbeiterinnen 
mtd Mitarbeitern kostenlos Computer für den Heimge­
brauch zur Verftigwtg stellen, weil sie sich daYon 
besser ausgebildete Angestellte versprechen · aber 
natürlich auch, weil dadurch Telearbeit .insgesamt 
gefördert wird. 

(Unmhe - Glocke des Präsidenten) 
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Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich bitte um etwas mehr Aufinerksamkeit. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

In diesem Bereich sieht der SSW leider noch erhebli­
chen Nachholbedarf, denn zu einer Gesellschaft, die 
im internationalen Wettbewerb bestehen will, gehört 
auch. dass die öffentliche Verwaltung über ausrei­
chend moderne Kommunikationsmittel verfUgt. 

Die Machbarkeilsstudie flir ein funovations- und 
Gründerzentrum Biotechnologie hat gezeigt, dass in 
Schleswig-Holstein ein erhebliches wissenschaftliches 
Potential vorhanden ist, das eine Grundlage fur den 
Ansehub einer Gründerwelle durch junge, innovative 
Bioteclmologieunternehmen bietet. Ich war auch bei 
der Präsentation dieser Studie dabei und fand genau'o 
wie die Kollegin Aschmoneit-Lücke, dass das C\lle 
sehr kompetente und sehr interessante Dl!fstellung 
war. Deutlich wurde aber auch, dass es nicht möglich 
ist, einfach gestreut Gründerzentren oder Biotechnolo­
giezentren zu schaffen. Dafur muss eine gebündelte 
Politik her und dafur muss natürlich auch wieder das 
her, was ich vorhin ansprach: eine verbesserte Zu­
sammenarbeit zv.ischen Wissenschaft und Winschaft. 

Da bin ich wieder bei dem, was innner wieder deutlich 
wird. dass sich nämlich die Hochschulen m diesem 
Land erst am Anfang dieser Entwicklung befinden. 

(Jürgen Weber [SPD]: Sehr richtig! -Verein­
zelter Beifall bei der SPD) 

Um das in Schleswig-Holstein vorhandene technologi­
sche Potenzial zu einer kritischen Masse zu verdich­
ten. ist es nötig, die Planung 

(Glocke des Präsidenten) 

- ich komme zum Schluss, Herr Präsident - und die 
Schaffung von Infrastrukiur mit einer Reihe weiterer 
Maßnalunen zu begleiten. Wir em arten von der Lan­
desregierung, dass sie die Empfehlungen der Studie 
zügig un1setzt, und wir erwarten auch, dass in einer 
Weiterentwicklung der Technologief"örderung ver­
stärkt regionale SchwerpunJ..:te ieutlich gemacht wer­
den. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und Beifall 
bei BüNDNIS 90/DIE GRüNEN) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, Anträge sind 
nicht gestellt worden. 

(Dctlcf Matthiessen [BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN]: Doch, selbstverständlich!) 

- Darm erhält jetzt Herr Abgeordneter Matthiessen zu 
einem Kurzbeitrag das Wort. 

(Unruhe) 

DetlefMatthiessen [BüNDNIS 90/DIE GRüNEN]: 

Danke, Herr Präsident! 

Herr Kollege Hentschel hat schon ausgeflihrt, dass ein 
wesentlicher Eckpfeiler der Teclmologiepolitik hier im 
Land auch im Bereich der regenerativen Energien 
anznsiMeln ist. Ich darf aus der "Dithmarscher Lan­
deszeitung"' zitieren: 

"Volker Rühe stellte wälrrend einer Podi­
umsdiskussion fest: Wenn ich mit meiner 
Frau in Richtung Tönning fahre und die vie­
len Windkraftaulagen sehe, darm denke ich, 
eiii"Voge! Würde umkehren." 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Ja, es ist so! -
Martin Kayenburg [CDU]: Das ist nun aber 
völlig aus dem Zusammeul!ang gerissen!) 

Meine Damen und Herren, wir haben hier die Bürger­
initiative mit der "Speerspitze CDU'' erlebt; es geht 
um einen dreisteiligen Millionenbetrag, investiert in 
SchlesWig-Ho1stein im Offshore-Windbereich! Diese 
Politik ist nicht nur auf den Spitzenkandidaten, son­
dern auf die ganze Partei auszudehnen, diese Technik­
verweigerung durch die Atomzentrierung dieser Partei. 

Rühe sagt auch: "Windkraft ist eine gute Ergänzung'· -
nun ja, nun haben wir sie ja auch offenbar-, "aber 
eine Verdoppelung der Kapazitäten und der Wind­
kr~agen im Meer wird es mit mir nicht geben." 

(Meinhard Füllner [CDU]: Ja!) 

- Ja, erstens ist er dazu auch noch nicht in die Lage 
versetzt, aber v.iirde er Ministerpräsident sein, hätte er 
auch gar nicht die Mittel in der Hand, das zu verhin­
dern. Der Marm ist ja wohl größenwahnsinnig. 

(Beifall bei BüNDNIS 90/DIE GRüNEN) 

Das wird durch die Novellierung des Erneuerbare­
Energien-Gesetzes geregelt, dass das Stromeinspei­
snngsgesetz ablösen v.ird. 

Iei! habe hier vorgestern Abend zu diesem Thema eine 
Veranstaltung der Fraktion gemacht; es waren 200 
Gäste aus dem Bereich der kleinen und mittleren Un­
ternehmen, der lngenieurbüros, der Banken, von Be­
treibergesellschaften und so weiter zu begrüßen. Der 
Saal war voll, das Interesse brem1end. Das ist eine 
Technologie in Schleswig-Holstein, die hoch sparmend 
ist. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
1D1d vereinzelt bei der SPD) 
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(Detlef Matthiessen) 

Ich sage Ihnen: Durch die Einbeziehung auch anderer 
regenerativer Energieträger übilr die Windkraft hinaus 
- Geothermic. Solarenergie, Photovoltaik, aber vor 
allen Dingen auch Nutzung der Biomasse - wird dort 
die Post abgehen. Dies gilt auch für den Biomasscbe­
reich, und zwar ähnlich, wie wir das in der Dynamik 
bei der Windenergiebranche ketmen. 

Ein weiteres Zitat: 

., ... Ansinnen von Detlef Mattluessen (Grüne), 
sich mehr um Biomasse als Energieträger zu 
kümmern, wies Carstensen zurück. Haltet 
euch nicht mit so kleinen purzeligen Dingen 
auf, beschäftigt euch lieber mit den wesentli­
chen Dingen!" 

Diese Leute schicken sich an, Mulisterpräsident oder 
Umweltminister dieses Landes zu werden! 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.j: Werden sie ja 
auch!) 

Ich sage Ihnen: Diese Zitate belegen, dass die über­
haupt nicht wissen. wo hier im Land teclmologisch die 
Entwicklungspotenziale zu suchen sind, 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD) 

während diese Regierung mit sehr modernen Instru­
menten Schleswig-Holstein zu dem Gründerstandort 
Nummer eins in dieser Republik gemacht hat. - Ich 
nenne Innovationsassistenten, mittelständische Betcili­
gungsgesellschaft, 

(Zurufe von CDU mtd F.D.P.) 

Teclmologie-Transfcr-Zentrale, ich netme die Fach­
hochschullandschaft mit enger Anhindung an die Wirt­
schaft. wo es innner besser wird. 

(Zuruf des Abgeordneten Martin Kayenburg 
[CDU]) 

Das alles sind moderne Instrumente dieser Entwick­
lmtg m1d dazu gehört selbstverständlich die Entwick­
lmlg erneuerbarer Energien, die sehr große Potenziale 
hat. 

(Glocke des Präsidente~) 

Dies gilt gerade auch flir die Wirtschaft iin ländlichen 
Raum. Deshalb verstehe ich die CDUler, die meinen, 
den ländlichen Raum fw· sich gepachtet zu haben. in 
keinster Weise. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat Frau 
Abgeordnete Schmitz-Hübsch. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Es lolmt sich 
nicht, auf Matthiessen einzugehen I Ilm nicht 
bedeutender reden, als er ist!) 

Brita Schmitz-Hübsch [CDU]: 

Herr Präsident! Meine Damen m1d Herren! Herr Mini­
ster, Sie haben sich nicht noch einn1al zu Wort gemel­
det. Offensichtlich wollen Sie die Antwort darauf 
schuldig bleiben, 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Der hat nur ei­
nen Redetext gehabt!) 

wie sich die Zahlen in llrrem Bericht zusammensetzen. 
Ich habe ja auch \ersucht nachzurechnen; ich habe mir 
zum Beispiel die im Anl1ang aufgenonuncne Tabelle 
über die betriebliche Technologieförderung ange­
schaut. Darin heißt es, 39 Millionen DM seien dafür 
ausgegeben worden. Das habe ich durch die Zahl der 
Arbeitsplätze, also durch 2.600 geteilt und bin auf 
15.000 DM gckonm1en. Das ist immerhin schon eine 
andere Größenordttmlg mit der Yerschobenen Null, 
aber das sind nicht die 12.000 DM. die bei Ihnen ste­
hen. Irgendwie sind also eine ganze Menge Ungenau­
igkeiten darin. 

Und es gibt noch mehr Ungenauigkeiten. Wetm wir 
nicht die letzte Landtagstagm1g llätten, würde ich sa­
gen, wir überweisen die Vorlage dem Wirtschaftsaus­
schuss und regeln das dort. Das geht aber nicht. 

Deswegen muss ich auch noch einmal zu Ihrer Pres­
seerklärung folgendes sagen. Sie haben darin ausge­
führt, dass Land habe ftir Technologie nnd Innova­
tionen in den letzten vier Jahren 300 Millionen DM 
ausgegeben. Ich habe mir die Zahlen aus dem Ministe­
riunl noch einmal geben lassen. Da waren es plötzlich 
330 Millionen DM. Die TGZ-Investitionen sind darin 
mit enthalten. die verteilen sich aber über zehn Jahre. 
Dies ist also auch eine Ungenauigkeit m1d ich bitte Sie 
noch einntal. sich in Ihrem Ministerium bessere Zahlen 
geben zu lassen. 

(Vereinzelter Beifall bei der CD U) 

Drum noch ein Punkt! Wetm Ihre Zahl mit den 12.000 
stinml! oder die mit den 15.000 -das ist ja auch nicht 
so schlimm -, daru1 muss ich feststellen, dass Sie dazu 
gesagt haben, dass das doch wirklich eine niedrige 
SubYention sei und dass sich das Geld seimeil amorti­
siere. Wie Yertreten Sie drum aber 75.000 DM für die 
Arbeitsplätze, die in den Technologiezentren ge­
schaffen werden? Ich habe eitunal die Arbeitsplätze 
der ausgegliederten Untemelunen mit dazu genonunen, 

• ... 1 ... 
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damit mir keiner sagen kann, man müsse dies ja auch 
sehen. und dann komme ich immer noch auf · 
4 I .000 DM. Politik kann eine Mark nur einmal ausge­
ben w1d sie muss sie so ausgeben, dass damit der 
größtmögliche Nutzen erzielt wird. 

(Wolfgang Kubick.i [F.D.P.]: So ist es!) 

Wenn das also stimmt, wenn Ihre Argumentation 
stimmt, Herr Minister, <Jann müssten SW sofort aufhö­
ren, Technologiezentren zu bauen, und dann müssten 
Sie grnndsätzlich in die einzelbetriebliche Förderung 
gehen, weil Sie dort mit wenig Geld den größtmögli­
chen Nutzen erzielen könnten. Das wollte ich Ihnen 
doch flir Ihren weiteren Lebensweg auch noch mitge­
ben. 

(Heiterkeit und Beifall bei CDU und F.D.P.) 

Schließlich noch zum Internet! Wir sind dabei, wie­
der einmal mit staatlich subventionierten Mitteln Pri­
vatanbieter kaputtzun1achen. Ich habe hier noch eine 
Pressemeldung vom 30. Dezember, in der sich diejeni-­
gen äußern. die so etwas privat betreiben und auch das 
private Risiko übernelunen. Darin wird zum Beispiel 
gesagt. dass der Markt schon so umkämpft sei, dass im 
nächsten Jahr sicherlich die Hälfte aller Internet­
Anbieter die Segel streichen müsse; wenn dann auch 
noch die Regierung eingreife. zeuge das zumindest von 
wenig Sachkenntnis. 

Soweit die Beurteilung durch die Fachleute! 

(Beifall bei CDU und F.D.P. - Karl-Marrin 
Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Welcher Fachleute? Es gibt '~e1e Fachleute, 
die Internet machen!) 

Präsident Hein.z-Werner Arens: 

Das Wort hat Herr Minister Bülck. 

Horst Günter Bülck, Minister flir Wirtschaft, Tech­
nologie und Verkehr: 

Frau Schmitz-Hübsch, wenn wir das besprechen wol­
len. müssten Sie darauf hinweisen, dass ich Ihnen eine 
halbe Stunde vor der Sitzung ein Fax geschickt habe, 
in dem alle Zahlen richtig drinstehen. Daher gibt es 
überhaupt keinen Zweifel an den 330 Millionen DM 
und den I 00 Millionen DM fiir vier Jahre. Es gibt 
auch keinen Zweifel darüber, dass die Zahl 12.000 
richtig ist. Sie beziehen sich nur auf das Jahr 1999. 
Obwohl Sie richtig informiert worden sind, fuhren Sie 
hier Ihr Rechenkonstrukt vor, das Sie offensichtlich 
über vier parallele Taschenrechner ausrechnen. Wenn 
wir das eine halbe Stunde vorher geklärt haben, sollten 
wir das hier nicht so diskutieren. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Lassen Sie mich einen Satz zu unterschiedlichen För­
derquoten sagen! Natürlich ist die Förderung eines 
Arbeitsplatzes im Technologiezentrum höher als die 
Förderung eines Arbeitsplatzes in größeren und ge­
wachsenen Unternehm<Jn. Das kann aber kein Anlass 
daflir sein, Teclmologiepolitik teilweise einzustellen. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Präsident Hein.z-Werner Arens: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Anträge sind 
nicht gestellt worden. Die Beratung ist abgeschlossen 
und der Tagesordnungspunkt damit erledigt. 

Bevor ich T agesordnungspunki 8 aufrufe, möchte ich 
als Gäste auf der Tribüne Schülerinnen und Schüler 
der Realschule Kranshagen und noch einmal der Ge­
samtschule Hassee begrüßen. Herzlich Willkommen! 

(Beifall) 

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Entwicklrmg des Lehrerbedarfs, der Lehrerbe­
schäftigung und der Unto:rrichtssituation bis 2005 

Große Anfrage der Fraktion der F.D.P. 
Drucksache 14!2553 

Antwort der Landesregierung 
Drucksache 14!2684 

Wird das Wort zur Begründung der Großen Anfrage 
gewünscht?- Das ist nicht der Fall. 

Dann erteile ich das Wort zur Beantwortung der Gro­
ßen Anfrage der Frau Ministerin Erdsiek-Rave. 

Ute Erdsiek-Rave, Ministerin fur Bildung, Wissen­
schaft, Forschung und Kultur:. 

Herr Präsident! Ich stelle fest, dass der Mechanismus 
hier am Rednerpult nicht funktioniert, aber ich glaube, 
dass ich auch so klarkomme. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Und das im 
Technologieland Schleswig-Holstein! Bülck 
hat zuletzt geredet! - Unruhe) 

Herr Präsident! Meine Herren und Damen! -Wenn Sie 
Ihre kleine Unterhaltung beende! haben, fange ich 
noch eimnal an. - Herr Präsident! Meine Herren und 
Damen! Mit der Großen Anfrage, die von der Frakti­
on der F.D.P. Ende November letzten Jalrres vorgelegt 
wurde, hat der Kollege Dr. Klug einen Versuch unter­
nommen. Er wollte gern in Treue zu den Berechnun­
gen des Landesrechnungshofs das bestätigt bekom­
men, was die Zahlen des Rechnungshofs eben nicht 
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haben, einen realistischen Unterbau und einen über­
zeugenden Aussagewert ftir dessen Prognosen. Dieser 
Versuch ist misslungen. 

(Widerspruch bei der F.D.P.) 

Ich möchte an dieser Stelle dem Historiker Klug -
wenn ich darf - eine kleine literarische Hilfestellung 
geben. Es gibt da aus der Mitte des 19. Jahrhunderts 
einen wunderschönen Roman von Joseph Viktor von 
Scheffel, den "Getreuen Ekkehard'', und einige au­
genfallige Parallelen zwischen dem historischen Ekke­
hard m1d dem Landespolitiker Dr. Ekkehard Klug 
sollten nicht m1erwälmt bleiben. Jener Ekkehard, ein 
trotz seiner Jugend hoch gelehrter Mönch, wird Opfer 
seiner Liebe zu einer jungen, schönen und adligen 
Witwe. 

(Zurufe: Wer ist das? - Wolfgang Kubicki 
[F.D.P.]: Ute Erdsiek von Rave!) 

die ilm zm1ächst begehrt, drum versalunäht m1d ihn 
schließlich zwingt. sein Leben in der Einöde zu fristen. 

(Zurufe) 

Lieber Herr Klug, das könnte man natürlich unnnün­
zen in eine für Sie geltende Prognose ftir den nächsten 
Monat. aber hier soll es nichts anderes sein als die 
Wamung, dass allzu heftige Liebe nnd Treue manch­
mal auch blind machen können. 

(Beifall bei SPD m1d BÜNDNIS 90/DIE 
GRüNEN) 

So fehlt im Übrigen Ihrer Großen Anfrage jede Origi­
nalität. die Sie für die Landesregienmg und Öffent­
lichkeit wirklich interessantmachen köm1te. Ich reclme 
mit einem breiten Verständnis, dass ich das Zahlen­
werk der Großen Anfrage hier nichf im Einzelnen 
wiederhole, sandem mich im Hinblick auf die Zeit auf 
einige Hinweise und Venveisungen beschränke. 

Erstens. Wir weisen in unserer Antwort auf die Große 
Anfrage noclmials darauf hin, dass es der Landes­
rechnungshof ist. dem bei seinen Bereclumngen die 
Fehler tmterlaufen sind. Er darf ja durchaus an seinen 
Prämissen festhalten~- darüber lässt sich auch '"eiter­
hin streiten -. das befreit ihn aber nicht mn dem Vor­
\mrf, nicht vollständig berücksichtigt zu haben, was 
bereits gegenwärtig zur Unterrichtsversorgung einge­
setzt wird. Aus diesem Grw1d verreclmet er sich 
leichter Hand nm einen ungcf<ihr 400 Stellen höheren 
Bedarf, als wir ihn ausweisen. 

Wer aber die gegenwärtige Unterrichtsversorgung 
seriös erfassen will, darf den Blick nicht lediglich auf 
die im Haushalt vorhandenen Stellen Wld Planstellen 
richten. Wem1 das so einfach wäre. müssten wir ja 

nicht jedes Jahr emeut den Bericht zur Unterrichtsver­
sorgung vorlegen, Herr Dc Klug, 

(Beifall der Abgeordneten Sabine Sehröder 
[SPD] und !reue Fröhlich [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]) 

sondern darm könnten wir in aller Schlichtheil auf den 
Haushalt und die darin enthaltenen Planstellen verwei­
sen. Diese Schlichtheit mag im Wahlkampf noch 
durchgehen, aber flir Parlamentsdebatten darf es doch 
bitte et\vas genauer sein. 

Ich hoffe, dass es nw1 endlich einmal klar wird: Der 
Bericht über die Unterrichtsversorgung macht nicht 
nur trru1sparcnt, wie viele Planstellen es gibt, sandem 
was an zusätzlichen Mitteln für die Unterrichtsver­
sorgmig in jedem Jalrr zur Verfugung steht. 

(Beifall der Abgeordneten lrene Fröhlich 
[BüNDNIS 90/DIE GRüNEN[) 

Melrr als 400 Stellen, gerrauer gesagt 427 Stellen, 
darunter nicht etwa die Mittel für Vertretungsstunden, 
soudem allein 315 Stellen eigenverantwortliches Un­
terricllten durch Referendare tmd Lehramtsanwärter, 
mehr als 60 Stellen ftir Religions- und Hauswirt­
schaftsmlterricht. Sie wollen doch nicht emsthaft ab­
streiten. dass das zur Unterrichtsversorgm1g hinzuge­
zählt werden muss. Der Rechnm1gshof lässt dies 
schlicht tmter den Tisch fallen. 

Bedient man sich allerdings seiner Bcreclumngsme­
thode und legt den korrekten Stellenwert des Status 
qno der Unterrichtsversorgung zugrnude, so ergibt sich 
- lesen Sie es bitte nach - ein deutlich geringerer Be­
darf von nur 1064 Stellen für die allgemeinbildenden 
Schulen. Wer noch wciterliesl, wird feststellen, dass 
wir bei Wlserer Bedarfsprognose von 1260 Stellen die 
berufsbildenden Schulen einschließen. Ich bin gem 
bereit. Ilu1en dies noch einmal schriftlich zur Verfü­
gmig zu stellen. Ich weiß, dass es schwierig ist. das so 
nachzm-ollzichcn. Das fUhrt dann aber zu dem für 
manche sicher tmenvarteten Ergebnis, dass der Lan­
desrechnungshof und die Lru1desregienmg mit ihren 
Prognosen gar nicht so weit auseinander liegen. 

Jedenfalls empfiehlt es sich, wie es auch die Kinder im 
Mathematikmilerrichl lemen. zu jeder Reclumng noch 
eine Kontrollrechnung vorzmielnnen. und genau das 
haben wir gemacht und danlit auch etwas beantwortet. 
was Sie. Herr Dr. Klug, gar nicht gefragt haben. Da­
mit bestätigt sich: Der Bedarf von 1500 Stellen oder 
gar von 2250 fehlenden Stellen- so auch eine Variante 
des Reclmungshofs - hat keine realistische Gnmdlage. 
Sie gehören in den Bereich \'Oll Wunschzetteln, je­
denfalls nicht in den von realer Pohtik. Keine Regie­
nmg dieses Landes hat den Lelrrerbedarf jemals auf 
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diese Art und Weise bereclmet oder gar zufrieden 
gestellt. 

Zweitens. Mir ist es nach wie vor ein Rätsel, dass 
gerade die F.D.P. zum Vorkämpfer des Berufsbeam­
tenturns geworden ist. Das ist mir ein Rätsel. 

(Beifall bei BüNDNIS 90/DIE GRüNEN 
und der Abgeordneten Dr. Gabriele Kötschau 
[SPD] - Zuruf des Abgeordneten Wolfgang 
Kubicki [F.D.P.]l 

Mir ist es noch rätsell1after, wie Sie den von Timen 
geforderten Qualitätsanspruch von Unterricht und 
Lehrern so mir nichts, dir nichts mit der Forderung in 
Einklang bringen, dass jeder Lehrer sofort eingestellt 
und sofort verbeamtet werden soll. Für mich ist das 
nicht in Übereinstinm1ung zu bringen. Deswegen glau­
be ich. dass unser Modell richtig ist und beiden An­
sprüchen gerecht wird. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Das ist doch gar 
nicht Ihre wirkliche Auffassung; Frau Erd­
siek-Rave!) 

Herr Kubicki, im Übrigen zeigen die Bewerberzahlen, 
dass es bei unserem Verbeamtungsmodell überhaupt 
keinen Standortnachteil gibt. 

(Beifall der Abg~ordneten Holger Astrup 
[SPD] und Sabine Sehröder [SPD]) 

1m Gegenteil, die Bewerberzahlen sind nach wie vor 
wesentlich höher als die Einstellungen, die wir vor­
nehmen können. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Weil Sie zu we­
nig einstellen') 

- Zu dem, was Sie fordern und was Sie versprechen, 
komme ich noch. 

Als völlig daneben erweist sich auch die Behauptung, 
dass die vor der Beamtung liegende Zeit dazu führen 
müsse. in den kommenden Jahren Tausende neue. 
Stellen fllr Angestellte auszuweise11. Auch dl!s stimmt 
nicht. 

In diesem Zusammenhang hat sich der Landesrech­
nungshof mit einem Schreiben an die Vorsitzenden der 
Ausschüsse noch einmal pün1:tlich zu Wort gemeldet. 
Er trägt das Argument Yor, dass die Entrichtung von 
Sozialversicherungsbeiträgen bei einer kapitalwertori­
entierten Betrachtung unter betriebswirtschaftliehen 
Gesichtspunkten unwirtschaftlich sei. Das muss man 
sich eilllllal auf der Zunge zergehen lassen. Das ist im 
Übrigen kein sonderlich überraschendes Ergebnis, zu 
dem der Rechnungshof kommt, denn die Kapitalwert­
methode basiert ja gerade darauf, dass zuliinftige 
Zahlungen weniger ins Gewicht fallen als gegenwärti­
ge. Hier werden ein weiteres Mal Äpfel mit Birnen 

verglichen, wenn heutige Ausgaben zulasten des Lan­
deshaushalts mit späteren Ausgaben zulasten der 
Rentenversicherungskassen gleichgesetzt werden. 

(Beifall der Abgeordneten Sabine Sehröder 
[SPD]) 

Dies ist - vorsichtig formuliert - nicht selu redlich 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRüNEN]) 

und dient keinem anderen Ziel, als das wichtige Thema 
Unterrichtsversorgung populistisch auszuschlachten. 

Lassen Sie mich drittens und abschließend auf die 
Perspektiven fiir den Lehrernachwucm eingehen. Die 
Zahlen der Studierenden steigen ebenso wie auch der 
Bedarf an N8chwuchslehrkräften in den nächsten Jah­
ren deutlich. Noch haben wir im Realschul- und Gym­
nasialbereich erheblich mehr Bewerber als Stellenan­
gebote. Dennoch ist klar: Wir werden bei dem in den 
nächsten ·Jahren steigenden Bedarf - es sind ja nicht 
nur L 000 Lehrerstellen, sondern auch 5. 000 Pensio­
nierungen, die wir durch neue junge Lehrer ersetzen 
werden - verstärkt dafllr Sorge tragen müssen, dass 
Lehrerungebet und Lehrernachfrage weiterhin in ei­
nem vernünftigen Verhältnis zueinander stehen und 
dass die Nachwuchsausbildung in den Mangelfachern 
gesichert bleibt. 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: A11a!) 

-Natürlich ist das eine wichtige Aufgabe. Dazu zähle 
ich sowohl die V yrringerung von Wartezeiten vor dem 
Referendariat als auch die Zahl der Ausbildungsstel­
len, um dem grundgesetzlich verbürgten Ausbildungs­
anspruch überhaupt Rechnung tragen zu können und 
die steigenden Einstellungszahlen zu berücksichtigen. 
Selbstverständlich werden wir auch weiterhin bei sich 
ändernden N achfragebediugungen die Qualität der 
Ausbildung von N achwuchslebrkräften gewährleisten. 

Herrde Jager,jetzt ko=e ich zu Ihnen. Nun taucht in 
der Diskussion ein Dokument auf, das so nebenbei von 
Timen in einer Pressemitteilung zitiert wird - so als 
seien Sie sich der Peinlichkeit be"'usst, ein Dokument 
zu zitieren, das Sie irgendwie aus dem Bildungsmini­
sterium häben -, in dem bis zu den Jahren 2006 -2007 
- also einem längeren PrognosezeitraUlll - von einem 
Bedarfvon 2.000 neuen Lehrerstellen die Rede sei. 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Das kann pas­
sieren!) 

Abgesehen davon, dass dieses Papier - wenn es denn 
das ist, welches wir vermuten, Sie zeigen es uns ja 
nicht - über die entsprechende Abteilung nicht hinaus 
gekommen ist, da es bestimmte Parameter nicht be­
rücksichtigt hat, frage ich Sie: Was wollen Sie mit so 
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einem Zitat und so einer Fiktion, die Sie damit aufbau­
en, eigentlich erreichen? Genau wie wir fordern Sie 
1.000 neue Lehrerstellen und ich sage llme11: Wir 
werden diese in den nächsten fünf Jahren schaffen. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vor diesem Hintergnmd frage ich Sie: Wo bitte ist Ihr 
Konzept zur Verbesserung der Unterrichtsversor­
gung. die Sie landauf, landab versprechen? 

(Holger Astrup [SPD]: Das finde ich jetzt 
aber unfair, Frau Ministerinl) 

Was heißt dcm1 bei Ihnen "alles besser machen'·? 
Heißt das, kleine Schulen schließen° Heißt das, die 
Wahlfreiheit der Eltern einschränken? Heißt das, den 
Klassenteiler heraufzusetzen - so wie in Bayern'? 
Heißt das, die Integration zurückzuführen? Heißt das, 
die Lehrerarbeitszeit zu verlängem? Sie rücken damit 
nicht heraus. 

(Beifall der Abgeordneten Sabine Sehröder 
[SPD]J 

Ich sage llmen, den Lehrern m1d den Eltem m1d Kinder 
in diesem Land: All das, was ich eben zitiert habe, 
wird es mit uns in den nächsten ftinf Jahren nicht ge­
ben. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Zurnf des Abgeordneten Jost de 
Jager [CDU]) 

-Herr de Jager, Sie konw1enja noch zu Wort. Ich sage 
llmen in aller Deutlichkeit: Sie betreiben nach wie vor 
Schlechtrederei m1d betreiben eine allgemeine Verun­
sichermlg von Schülern und Eltern. 

(Jost de Jager [CDU]: Die gibt es!) 

Ich setze dagegen auf Unterstützung und Motivation. 
Ich setze auf Weiterentwicklm1g der Schularten; Qua­
litätsentwicklung und Sicherung von Unterrichtsver­
sorgung. 

(Beifall der Abgeordneten Sabine Sehröder 
[SPDJ) 

Wir reden hier viel über Zahlen. Vielleicht darf man in 
einem solchen Zusanm1cnhang aber auch sagen: Ich 
setze auf eine Schule, in der nicht nnr Quantität zählt 
und in der nicht nnr Wissen vernlittelt, sandem auch 
erzogen m1d gebildet wird - tmd zwar im umfassenden 
Sinne. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Herr Präsident, Zlllll Abschluss müssen Sie mir ein 
Zitat gestatten, da es so schön ist. Der von nlir ein-

gangs schon erwälmte Viktor von Scheffel beschreibt 
den "Getreuen Ekkehard"· in seinem Roman abschlie­
ßend als eine Persönlichkeit voller Widersprüche: 

.,Es ist diese Mischung aus Wissenschaftlich­
keit 1md freier Erfindtmg. die ein wesentliches 
Merkmal des Ekkehard ist. die uns heute so 
befremdet." 

In einem Bericht der .. Bcrgedorfer Zeitung'· über die 
heutige Debatte steht als Überschrift: .. Heftige De­
batten un1 Lehrer und Kampfhunde"·. Erstens weise ich 
diesen Zusanm1enhang im Interesse der Lehrer zurück 
und zweitens gebe ich auch in Wahlkämpfen die Hoff­
nmlg auf sachliche Auseinandersetzung nicht auf. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich danke Frau Ministern Erdsick-Rave ftir den Be­
richt und eröffne die Aussprache. 

Herr Abgeordneter Dr. Klug hat das Wort. 

(Holger Astrup [SPD]: Ist das jetzt Ekke­
hard?) 

Dr. Ekkehard King [F.D.P.]: 

- Also. ich bleibe im 21. Jahrhundert. Wir wollen das 
II. Jahrhmtdert aus einem historischen Roman, aus 
dem Frau Erdsiek-Rave zitiert hat. einmal hinter tms 
lassen~ 

,.Schleswig-Holstein vom'" - das hört man von Ihrer 
Seite oft. Es trifft jedenfalls nicht auf das TI10ma 
Lehrerbedarfsprognose zu. Andere Bundesländer 
haben inl letzten oder vorletzten Jahr der Öffentlich­
keit längst ausführliche Lehrerbedarfsprognosen nlit 
detaillierten Grafiken m1d Tabellen in1 Internet zur 
Verfügm1g gestellt - als Beispiel seien hier Bayern und 
Hessen genannt. Auf diese sehr interessanten m1d - wie 
ich ich meine - für m1Scre Diskussion lehrreichen Un­
terlagen konm1e ich später noch zurtlck. 

In Schleswig-Holstein herrschte dagegen bis vor gut 
einem halben Jahr das Schweigen der rot-grünen Un­
schuldslännner nach der Divise: Bloß nicht an einem 
Thema rühren, das m1angenelun werden kö1mte. Als 
der RechnWlgshof jedoch in Vorlage trat, war das 
Geschrei riesengroß. Als die böse Opposition dann 
noch nach einer eigenen Lehrerbedarfsprognose der 
amtierenden rot-grünen Landesregierung fragte, da 
kam erst einmal gar nichts. Auf Nachfrage kamen drei 
sehr dürre Seiten. Weitere Nachfragen in1 BildWlgs­
ausschuss haben dam1 auf zwei Seiten spezifizierte 
Angaben für die einzelnen Schularten ergeben. 
Schließlich haben v.ir gesagt, dass wir versuchen müs-
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sen, einige Dinge durch unsere Große Anfrage abzu­
klären. Nun haben wir die Antwort, die teilweise et­
was nörgelig, zum Teil aber auch recht aufschlussreich 
ist. 

Besonders bemerkenswert fmde ich die Antwort auf 
Frage sieben mit dem dort nachzulesenden Vorwurf 
des Bildungsministeriums an den Rechnungshof, dieser 
habe die in Stellenwerte umgerechneten Haushalts­
mittel flir Stundengeberverträge nicht berücksichtigt. 
Frau Ministerin. das finde ich sehr bemerkenswert. 
Wir wissen doch, dass diese Stundengebermittel 
daflir da sind, Lehrkräfte zu vertreten, die längerfristig 
erkranken. Das steht so auch im Haushalt und ist mir 
in mehreren Antworten auf Kleine Anfragen berichtet 
worden. Staatssekretär Stegner hat sogar stolz Pres­
seerklärungen herausgegeben, in denen ausdrücklich 
auf die Möglichkeit hingewiesen w11fde, aus diesen 
Mitteln Vertretungskräfte einzustellen. Das können Sie 
nicht abstreiten, das liegt aus dem letzten Jahr schrift­
lich vor. 

Was die Stundengebermittel angeht: Frau Ministerin, 
entweder müssen Sie davon ausgehen, dass Lehrkräfte 
künftig nicht längerfristig erkranken oder Sie können 
diese Stundenkapazitäten nicht einrechnen., wenn es 
darum geht, die Abdeckrmg des Unterrichtsbedarfs 
aufgrund steigender Schülerzahlen in den nächsten 
flinf Jahren zu berechnen. Eins von beiden geht nur. 
Entweder hat man diese Mittel ftir V ertretungsaufga­
ben zur Verfugung oder man setzt sie ftir steigenden 
Unterrichtsbedarf aufgrund steigender Schülerzahlen 
ein. Beides zusanunen wäre eine Doppelverwendung 
dieser Leute. die - bei diesen Bezügen - bestinrmt nicht 
doppelt so viel arbeiten, wie ilmen eigentlich abver­
langt wird. 

Was die Referendare weiter angeht: Deren Stunden­
anteil hat es im Rahmen des eigenverantwortlichen 
Unterrichts immer gegeben. Diesen jetzt in eine Be­
reclmung des künftigen Unterrichtsbedarfs einzubezie­
hen. der durch steigende Schülerzahlen zustande 
konnnt. ist auch nicht nachvollziehbar. 

Man kann sagen: Wenn Quartaner mogein, dann ma­
chen sie das meistens geschickter als das schleswig­
holsteinische Bildungsministerimn. Es sei denn, es 
handelt sich mn ganz dumme Quartaner. Ansonsten hat 
das Bildungsministerium wirklich erstaunliche Fähig­
keiten unter Beweis gestellt. Es kommt mit großer 
Rechenkunst ftir die nächsten ftinf Jahre auf einen 
Einstellungsbedarf in der Größenordnung von exakt 
I. 000 Lehrern. 

(Zuruf von Ministerin Ute Erdsiek-Rave 
[SPD]) 

- Einstellungsbedarf: exaki 1.000 Stellen. Der Lehrer­
bedarf liegt bei .1.260. Sie sagen, ein Teil wird durch 
die Vorgriffsstunde und 120 Stellen werden durch 
organisatorische Maßnahmen abgedecki. Da sagen Sie 
auch nicht, was Sie damit meinen. Wahrscheinlich 
meinen Sie die Zusanunenlegung kleiner Schulen oder 
Bezirksfachklassen im Berufsschulbereich. Sie werfen 
das anderen vor, rechnen aber etwas hinein, das nach 
meiner Meinung nur auf solche Dinge hinauslaufen 
kann. Es bleiben 1.000 Stellen übrig. 

Die Zahl 1.000 haben Sie im vergangeneu Jahr inter­
essanterweise von der Opposition abgekupfert. Herr 
Rühe hat die Zahl 1.000 genannt. Wir haben von min­
destens 600 neuen Stellen zu Beginn der Wahlperiode 
und mindestens 400 in den folgenden Jahren gespro­
chen. Zunächst eimnal kam von Ihrer Seite die Reso­
nanz, das seien Hirngespinste und wäre gar nicht 
machbar. Dann hat Frau Simonis gesagt: Die 1.000 
übernehmen wir. Nach der Sommerpause kam dann 
die Debatte mn die Lehrerbedarfsprognose des Rech­
nungshofs. Sie setzen dagegen eine Lehrerbedarfspro­
gnose, bei der ein Einstellungsbedarf von exak1 1.000 
herauskommt. Wenn das nicht ein Wunder ist! 

Wenn man sich diese Abläufe eininal ansieht, ist es 
entweder ein Wunder oder vielleicht ein Indiz daftir, 
dass Sie .Ihre Prognose so hingerechnet haben, dass es 
am Ende aufgeht. 

Je länger die Diskussion über den Lehrerbedarf und 
die Lehrerbeschäftigung andauert, desto häufiger ver­
heddern sich SPD und BüNDNIS 90/DIE GRüNEN 
in Widersprüche. Bis vor wenigen Monaten waren 
beamtete_Lehrer aus rot-grüner Sicht eine schlimme 
~politische Sünde auf Kosten künftiger Generationen. 
Seit Mitte 1999 ist der Beamtenstatus nach 
rot-grüner Auffassung nur noch eine schlinrme Sünde 
ftir die ersten ftinf Jahre im Arbeitsleben eines Leh­
rers. Danach nicht mehr. Danach erteilt Frau Simonis 
Absolution, und Sie, Frau Ministerin Erdsiek-Rave, 
geben dann in Massenvereidigungen Ihren Segen urbi 
et orbi noch dazu. 

Darüber hinaus tragen verbeamtete Lehrkräfte sogar 
dazu bei - das haben Sie in der -\ntwort auf unsere 
Frage I 0. a) der Großen Anfrage gesagt -, dass das 
Land bis zum Jahre 2005 voraussichtlich Minderaus­
gaben in Höhe von 496 Millionen DM haben wird. Da 
sind beamtete Lehrer dann etwas ganz Tolles, denn sie 
bewirken Minderausgaben. Dass solche Minderausga­
ben aber nur deshalb anfallen. weil das Land vorher 
die angestellten Lehrer ftir mehrere Jahre mit wesent­
lich höheren Personalkosten finanziert hat, wird ver­
schwiegen. Solche höheren Kosten hätte man von 
vornherein vermeiden können., wenn man gleich in den 
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Beamtenstatus übergegangen wäre. Aber das ver­
schweigen Sie elegant. 

Ebenso wenig spricht man bei Rot -Grün darü her, dass 
bei dem yon llmen angesprochenen Rentenanspruch 
für jede eingezahlte Mark in die Rentenversichermtg 
nach den BereclmWlgen des Landesreclumngshofs 
einmal ein Kleinstrentenanspmch im Gegenwert von 
dreizelm Pfemtig pro DM zurückkommt. Ich nenne das 
rot-grüne Geldanlage nach dem Motto "Bezahlen Sie 
heute, damit Sie morgen fast nichts mehr davon ha­
ben.'· 

Die F.D.P. hält von solch rot-grün~n Rezepten über- -
haupt nichts. 

Statt bei der Lehrerbeschäftigmtg halbherzig erst eine 
mindestens dreijährige Angestelltenzeit plus Nachver­
sichermtg des Referendariats YOrzusehen Wld die 
Lehrkräfte erst danach zu verbeamten, wollen wir den 
fertig ausgebildeten Lebrem die Einstellung als Be­
amte WlllÜttelbar ermöglichen. Dantit lassen sich, wie 
der Landesreclmwtgshof dargestellt hat, jährliche 
Mehrausgaben in Höhe von 54 Millionen DM vermei­
den und zusätzlich 480 Lehrerplanstellen fmanzieren. 

Damit haben wir nach dem Regierungswechsel, den 
wir mit einer neuen Landtagsmehrheit am 27. Fcbmar 
herbeifclrren werden, sogleich den notwendigen Spiel­
raum. Wll mtsere Ziele ftir ein besseres Unterrichts­
angebot an den schleswig-holsteinischen Schulen 
gegebenenfalls an den vom Landesrechnungshof ge­
nannten Bedarfszahlen zu orientieren. 

Aus den Erfahmngen, die wir in der Diskussion mit 
llmen gemacht haben, vertrauen wir auf die Klarheit 
Wld Walrrheit der Auskünfte vort Ihrer Seite nicht 
mehr. Das krum ich Ilmen ganz klar sagen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir werden sicherstellen, dass in der nächsten Walrr­
periode die schleswig-holsteinischen Schüleritmen mtd 
Schüler die UnterrichtsversorgWlg erhalten, die für 
ilrre ZukWlft gewälrrleistet werden muss. Bildung, gute 
Schulen und eine gute Unterrichtsversorgtmg sind die 
beste Qualitätssichermtg. Dass der Spielrawn flir ein 
Aufstocken in Richtmtg auf die vom Rechnungshof 
genannten Zahlen da ist, habe ich schon deutlich ge­
macht. 

(Holger Astrup [SPD]: Abenteuerlich!) 

Meine Damen Wld Herren, wir wollen die totale Auf­
gabe der Entbeamtungspolitik nicht nur aus fmanziel­
lem Grund, soudem auch deshalb, weil wir meinen, 
dass wir in den kommenden J alrren nur auf diesem 
Wege sicherstellen kömten, dass die qualifiziertesten, 
die besten Pädagogen in großer Zahl bei WIS bleiben 
werden. Über 5.000 Stellen sind in den konunenden 

Jahren - das wissen Sie - neu zu besetzen, da ja sehr 
viele ältere Lelrrerkollegen nWI in Pension gehen. 
Datm kommen ntindestens 1.000 neue Stellen dazu. 
Das führt dazu, dass sich der Einstelltmgsbedarf 
durchsclmittlich pro Jalrr im Vergleich von drei, vier 
oder ftinf Jahren melrr als verdreifacht. Und es wird 
nach meiner EinschätzWtg in manchen Bereichen 
schwer werden, den benötigten Lchremaclm uchs zu -
bckonnnen und erst recht die qualifizierten Mitarbei-_ 
ter. 

Ich darfIlmen an dieser Stelle kurz einen Pressebericht 
aus dem "Ficnsburger Tageblatt .. mm 6. August 1998 
in Eritmerung rufenmit der Übersclrrifl: .,Guter LÖlrrer 
macht nicht Schule". Es ging um einen Gytmlasialleh­
rer in Flensbmg, einen guten Mann mit sehr guten 
Bewertrmgen, der hier nur eine befristete Angestellten­
stelle angeboten bekommen hat. Dagegen hatte er aus 
sechs anderen Bmtdcsländem Angebote auf Vollreit­
stellen im Bcruntenverhältnis. Er hat dieses Land ver­
lassen. Solche Beispiele hören wir auf mtseren Veran­
staltungen immer wieder: Herr Jacobs war erst kürz­
lich bei einer dabei. 

Ich will Ilmen nur eines noch deutlich machen - das 
soll dann der Schluss sein: ich habe leider nicht mehr 
Zeit, melrr zu diesem Punkt zu sagen -: 

(lrenc Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN] : Es reicht auch!) 

Man krum den Zahlen der anderen Bm1desländer deut­
liehe Hinweise darauf entnelunen, dass der Lehrerar­
beitsmarkt von Jalrr zu Jalrr bis zur Mitte des Jalrr­
zehnts innner enger wird. Die Bayem beispielsweise 
werden im Jalrre 2005 bei den Bemfsschulcn doppelt 
so viele Stellen besetzen müssen, nämlich 700, als sie 
aus dem eigenen Lelrremaclm uchs aus dem Lande zur 
VerfugWlg haben. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Bayem haben inm1cr zu we­
nig ausgebildet und woanders abgesahnt! -
Glocke des Präsidenten) 

In den rutderen Bundesländem ist die Situation ähnlich. 
Wir brauchen in Schleswig-Holstein - wie Sie den 
Zahlen aus den Antworten auf die Große Anfrage 
entnehmen können - 1.050 Bemfsschullelrrer in den 
nächsten fünf Jahren. 185 Studierende haben wir für 
diese Schulart überhaupt nur an unseren Hochschulen. 
Wir können danlit nur ein Sechstel aus dem eigenen 
Bedarf decken, und das, obwohl offen ist, ob alle, die 
fertig werden, auch llier bleiben. Denn das ist nach 
bisherigen Erfahrm1gen ebenfalls eine gewagte An­
nahme. Wir mtschen ltier in eiLten drohenden Bil­
dungsnotstand. Und es ist dies ein weiterer Grund, 
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gute Leute in unser Land zu holen, indem wir llmen 
attraktive Beschäftigungsbedingungen bieten. 

(Beifall bei F.D.P. und CDU - Glocke des 
Präsidenten) 

Sonst erhalten unsere Schüler in den kommenden Jah­
ren nicht den Unterricht, den sie verlangen dürfen. 

(Beifall bei F.D.P. und CDU - Monika 
Heineid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Schwacher Applaus! Das Ganze war wohl 
nicht so doll!) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Schröder. 

Sabine Sehröder [SPD]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Zah­
lenspielchen der Opposition und des Landesrech­
nungshofes ermüden langsam. 

(Beifall der Abgeordneten Holger Astrup 
[SPD] und Irene Fröhlich [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]) 

Sie. Herr Dr. Klug, lassen keine Gelegenheit aus, um 
die Schule und den Unterricht schlecht zu reden. Sie 
berücksichtigen weder sozialpolitische geschweige 
denn sozialpädagogische Aspekte. Die Einzahlungen 
in die Sozialversicherung werden einseitig als Verlust­
geschäftc bezeichnet. Haben Sie die Rentenkasse nicht 
im Auge? Sind Ihnen die Pensionslasten ftir die ldinfti­
gen Generationen gleichgültig? 

(Martin Kayenburg [CDU]: Was soll das 
denn sein? So ein Quatsch!) 

So unattraktiv wie Sie meinen, scheinen im Übrigen 
die Stellenangebote des Landes nicht zu sein. Sie zitie­
ren einen Lehrer. der abgewandert ist. 

(Zuruf der Abgeordneten Dr. Christel Hap­
pach-Kasan [F.D.P.J) 

Ich sage Ilmen. es gab 6 Il Bewerber auf Referendar­
stellen aus anderen Bundesländern. 

(Beifall bei der SPD) 

61 Jl Und kaum einer konnte übernommen werden. 
Zugegeben, es gibt flicherbezogene Engpässe. 

(Holger Astrup [SPD]: Wie überall!) 

Berufsschullehrer mit Abitur und Studium sind in allen 
Ländern. nicht nur in Bayern, sondern auch in Schles­
wig-Holstein gefragt 

(Holger Astrup [SPD]: So ist es!) 

und wandern bei attrak-tiven Angeboten ab, weitgehend 
nicht einmal auf Beamtenstellen. Das hat mit dem 
Beamtenstatus überhaupt nichts zu tun. Immerhin gab 
es im vergangeneu Jahr 37 Bewerber ftir berufliche 
Schulen aus anderen Ländern. 

(Holger Astrup [SPD]: Das sicherlich nicht, 
weil es hier so schlecht ist!) 

Und dann möchte ich Ihnen noch etwas erklären, Herr 
Dr. King. Sie machen keinen Unterschied zu den 
Stundengebermltteln, die es schon immer im Haus­
halt gegeben hat, beispielsweise flir den Religionsun­
terricht durch kirchliche Mitarbeiter oder Iilr Äushilfen 
in bestimmten Berufszweigen wie beispielsweise 
Zalmärzte und Schornsteinfeger, und die gesondert 
bereitgestellten Mittel daftir, die nicht Mittel ftir den 
Unterrichtsausfall sind. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ekkehard Klug 
[F.D.P.]) 

Das muss man trennen. Das eine ist Fachunterriebt und 
muss und kann auf den Unterricht umgerechnet wer­
den, das andere sind die neu eingeftihrten Mittel zur 
Bekämpfung des Unterrichtsausfalls. 

Die seit Jahren bestehenden Stundengebermittel müs­
sen selbstverständlich auf den Fachunterriebt ange­
rechnet werden. 

Im Übrigen differenzieren weder der Landesrech­
nungshof noch die Opposition zwischen den Maßnah­
men, das Unterrichtsangebot bei steigenden Schüler­
zahlen zu erhalten, und den verschiedenen anderen 
Maßnaiu:llen. Ich erinnere an Folgendes: Im Jalrre 
1996 war ein Bedarf von 2.100 Stellen zu decken. 622 
wurden in den Haushalt eingestellt. 4 I 4 waren neue 
Stellen und hinzu kamen 108 l-w-Vermerke. 704 Stel­
len wmden durch Kürzung der Altersermäßigung ge­
wonnen und im Wert von 500 Stellen wmde das Un­
terrichtsangebot im Zugangsbereich gekürzt. 226 
Stellen wurden durch die Straffung von Kursen erwirt­
schaftet, -mit dem Auslaufen des Berufsgrundbil­
dungsjahres beziehungsweise dem Auslaufen der Be­
rufsaufbauschulen. Das waren die Maßnahmen, die 
ergriffen wurden. 

Gegen diese schmerzhaften Maßnahmen gab es da­
mals Widerstände nicht nur von den Berufsverbänden, 
sondern auch von der Opposition. Darüber hinaus 
wurde die Arbeitszeitverlängerung fortgesetzt und es 
wurde die Vorgriffsstunde eingeftihrt. Das bedeutete 
weitere 300 Stellen. Hierdurch wmde es möglich. die 
restlichen 200 von Ilmen auch kritisierten und im Ko­
alitionsvertrag versprochenen Stellen auf den Jahres­
beginn 2000/200 I von derzeit 800 plus 200 zu ver­
schieben. Dies verkennen Sie. 
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In diesem Zusanmtenhang danke ich der ehemaligen 
Bildnngsministerin Gisela Böhrk für diese mutigen 
Schritte. Wir haben dafür gemeinsam Prügel bezogen. 

(Beifall der Abgeordneten Franke Walhorn 
[SPD] wtd Jürgen Weber [SPD]) 

Nur durch diese Maßnahmen wurde das Unterrichts­
angebot zufrieden stellend gesichert. 

Jetzt kommen weitere 800 plus 200 Stellen hinzu - ich 
sage es noch einmal -, die selbstverständlich durch die 
jetzt wngesetzte Verbeanl!Ullg· erwirtschaftet werden 
können. Deswegen war ich schon immer ein Anhänger 
der Verbeamttmg, um dieses Unterrichtsangebot zu 
schaffen. das notwendig ist. Wenn Sie sagen, die Mi­
nisterpräsidentin habe jetzt einen Sclrritt in die richtige 
Richtmtg getan nnd das als Minderausgaben darstellen 
nnd es als Vomurf fornmlieren. finde ich das wirklich 
nnglaub\'<ürdig. 

Wetm Sie sagen, es "ürden noch 230 Stellen durch 
strukturelle Maßnalmten erwirtschaftet, darm denke ich 
selrr wohl an kreisübergreifende Maßnalnnen im Be­
rufsschulbereich. 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Zusammenle­
gnng vonlokalen Angeboten!) 

Vor einigen Jalrren gab es bei mir in Plön fünf Gas­
nnd Wasserinstallateure, in Euhn vier. Das geht nicht. 
Da muss man zusammenfassen Wld man kann es auch. 

Im Übrigen sind die Einsparwtgcn, die Sie in den 
Gesamtschulen vornehmen wollen, Herr de Jager, 
weitaus höher als hier angekündigt. 

Es wird kritisiert, dass bei geringeren Schülerzahlen 
35 %in den Klassen aufgefangen werden kömten. Das 
ist selbstverständlich, dem1 wir haben viel kleinere 
Klassen als in anderen Bwtdesländem. Damit bleibt 
das Ministerium weit hinter den Forderungen des Lan­
desreclnumgshofes nnd des Bnndes der Steuerzahler 
nach erhöhten Klassenfrequenzen zwück. 

Wir wollen ein ortsnaltes Unterrichtsangebots. Wir 
wollen - insbesondere für Grundschulen - kleine 
Schulen erhalten: kurzer Weg für kurze Beine. 

Was wollen Sie eigentlich. liebe Opposition'> 

(Holger Astrup [SPD]: Das ist eine gute Fra­
ge!) 

Protest gegen Spamtaßnalnnen, wenn es opporlllll ist. 
oder Sicherung der Unterrichtsversorgnng? Wollen Sie 
größere Klassen? Schulschließnngen? Einschränknng 
des Eltemrechts auffreie SchuJwahl? 

(Holger Astrnp [SPD]: Alles gleichzeitig!) 

Einführung von Eingangsprüfnngen° Zentralabitur? 

(Franke Tengler [CDU]: Ja! - Holger Astrup 
[SPD]: Was? Zentralabitur habe ich gehört"­
Zuruf von der CDU: Darüber können wirre­
den! - Karl-Martin Hentschel [BüNDNIS 
90/DIE GRüNEN]: Da müssen Sie erst Vol­
ker Rühe fragen, ob Sie das sagen dürfen!) 

Ich zitiere aus den .. KN'' vom 24. Januar 2000 Profes­
sor Jongebloed, den ich persönlich kemte wtd dessen 
Suchkompetenz als Wirtschaftspädagoge ich schätze: 
.,Weil der kognitive Anteil der Ausbildnng wächst, 
schaffen viele Haupt- nnd Realschüler die Lehre nicht 
mclrr." Und daher: ,.Wir brauchen kleine Klassen mit 
15 Schülern. In dieser Atmosphäre kann man Ordnwtg 
wtd Disziplin leichter lemcn. Wir müssen auch die 
Lehrer besser betreuen.'' 

Entscheidend ist auch der Satz eines Wirtschaftswis­
senschaftlers: "Bildwtg kann man nicht betriebswirt­
schaftlieh kontrollieren.'· 

Umso \\Ütender macht 1nich die emeute Attacke· des 
Landesrechnungshofsauf die Integration. 

(Beifall bei BüNDNIS 90/DIE GRüNEN 
wtd der Abgeordneten Holger Astrup [SPD] 
nnd Jürgen Weber [SPD]) 

Wir haben am Montag mit der Minislerpräsidcntin die 
Lebenshilfewerkstätten in Prectz besucht. Dort arbei­
ten 270 Mitarbeiteriimen nnd Mitarbeiter mit geistiger 
Behinderung. Sie werden YOn 45 Mitarbeiterinnen nnd 
Mitarbeitem - olme Zivis nnd Helfer im freiwilligen 
sozialen Jahr - betreut. Damit gehört die Gesellschaft 
zu den größten Arbeitgebem in Kreis Plön. 

Pädagogische Frühförderung, ein intcgrati,-er Kinder­
garten, eine Schule und Wohnstätten gehören dazu. 
Behinderte arbeiten in der Elektrobranche. wo sie 
Aufträge von Siemens nnd der Telekom erhalten, in 
Tischler- nnd Schlosserbereichen, in der Gartengc­
staltwtg nnd in der Wäschepflege. Wollen Sie hier eine 
Kosten-Nutzen-Analyse ftir die Gesellschaft aufrech­
nen, olme das nngeheure Engagement für das Selbst­
bc\\usstsein Behinderter wtd ihre soziale Integration 
mit zu bewerten? 

(Jürgen Weber [SPD]: Selrr gut! -Beifall der 
Abgeordneten Jrene Fröhlich [BüNDNIS 
90/DIE GRüNEN]) 

Ich ne1me ein weiteres Beispiel: In Preetz arbeiten die 
Pcstalozzi-Schule wtd die Wilhelminenschule zusam­
men und schaffen es, bis zu 50% der Jugendlichen 
zwück an die Hauptschule zu holen. Das ist die Lei­
stung der Integration. Zusätzlich ergriff man Maß­
nalnnell, am Naclnnittag Angebote für Jugendliche zu 
schaffen, damit sie nicht auf den Straßen herumJungem 
müssen. 
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Es ist festzustellen -jetzt wende ich mich noch einmal 
an den Landesrechnungshof-: Zusätzliche Klassen für 
die Integration an Grundschulen bedeuten keine höhe­
ren Kosten. Die Planstellen werden nach Schülerzah­
len zugewiesen, nicht auf Klassen bezogen. Das ist der 
Denkfehler. Vor Ort wird die Bildung kleinerer Klas­
sen entschieden. Festgelegte Klassengrößen gibt es 
nicht. 

Durch die Integration konnten in Kleinstheimen - auch 
das muss man einmal gegenrechnen - 91 Kleinstheime 
statt der an sich notwendigen 175 Klassen gebildet 
werden. Das sind auch Einsparungen. 

Notwendige Sonderschullehrerstunden im Grund­
schulbereich können nicht berechnet werden, da sie 
auch sonst zur Verfügung stünden, wenn die Kinder 
nicht integrativ beschult würden. 

Zusätzliche Fahrkosten spielen keine Rolle, erhöhter 
Raumbedarf auch nicht. Und es wird nicht nach den 
Behinderungsarten differenziert, ob ein Hörgeschä­
digter oder ein mehrfach Behinderter betreut werden 
muss. 

Dieses Vorgehen ist aus meiner Sicht glatte Ideologie 
gegen vorbildliche Integrationsbemühungen vieler 
engagierter Beteiligter. 

(Beifall der Abgeordneten Lothar Hay [SPD], 
Jürgen Weber [SPD] und Irene Fröhlich 
[BüNDNIS 90/DJE GRÜNEN]) 

Ich halte dies ·für sozialpädagogisch unverantwortJich. 

Auch in der nächsten Legislaturperiode wird Schles­
wig-Holstein unter sozialdemokratischer Führung 
bundesweit Maßstäbe bei der Integration setzen. Des­
sen bin ich mir sicher. Die Vorwürfe und nur Kosten­
bereclmungen solcher Maßnahmen weise ich zurück. 

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten 
Irene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DJE GRÜ­
NEN]) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich erteile Herrn Abgeordnetende Jager das Wort. 

Jost de Jager [CDU]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der Tat 
ist es so, dass den Zahlenspielereien der Landesregie­
rung in der Antwort auf die Große Anfrage des Kolle­
gen Klug von der F.D.P.-Fraktion zum Lehrerbedarf 
im Wesentlichen nicht sehr viel Neues zu. entnelnnen 
ist. 

(lrene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DJE GRÜ­
NEN]: Sie haben auch nicht viel Neues ge~ 
fragt!) 

Ich ,,~ll es dem Haus ersparen, in die Tiefen der Plan­
stellenadtlimetik noch einmal einzusteigen. Das haben 
wir an verschiedenen Stellen bereits gemacht. Einige 
Antworten tragen meiner Auffassung nach jedoch in 
der Tat zur Klärung bei und sind daher ganz bemer­
kenswert: Bemerkenswert finde ich zum Beispiel die 
Äußerung von Ihnen, Frau Erdsiek-Rave, aber auch 
vom Staatssekretär zu den Referendaren. Es sei offen­
sichtlich vom Landesrechnungshof und von uns ver­
säumt worden, den eigenverantwortlichen Unterricht 
der Referendare zu berücksichtigen, denn das würde 
die Unterrichtsversorgung verbessern. Nur was sich 
meines Erachtens dahinter verbirgt, ist eine sehr 
merkwürdige Einstellung zur Lehrerausbildung. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Das stimmt!) 

Denn eigenverantwortJicher Unterricht ist ein Instru­
ment der Lehrerausbildung und kein Instrument der 
Unterrichtsversorgung. 

(Beifall bei CDU und F.D.P. - Lothar Hay 
[SPD]: So ein Quatsch!) 

Das sage ich vor dem Hintergrund, 

(Lothar Hay [SPD]: Das kommt dabei heraus, 
wenn man Schulen nur von außen sieht I) 

dass wir vor Jahresfrist - es liegt schon ein bisscheu 
länger zurück - den Vorschlag von Ihnen erhalten 
haben, mit Referendaren Unterrichtslöcher zu stopfen. 
Das ist etwas, was wfr auf keinen Fall wollen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Präsident Heinz-Werner Arens: 

Ich bitte wieder um etwas mehr Aufmerksamkeit, mei­
ne Damen und Herren. 

Jost de Jager [CDU]: 

Der nächste Punkt, den ich auch ganz bemerkenswert 
finde, ist etwas, was auch nicht neu ist, was aber in der 
jetzigen Phase der politischen Auseinandersetzung 
durchaus auch von Interesse ist. 3 5 % des Anstiegs der 
Schülerzahlen in den kommenden Jahren soll durch 
eine Erhöhung der Klassenfrequenzen kompensiert 
werden.-Das bedeutet im Klartext größere Klassen. 
Diese Information, Frau Erdsiek-Rave, ist von beson­
derer Pikanterie, wenn man bedenkt, dass Sie und Ihr 
Staatssekretär immer wieder Wahlkampf mit dem 
Argument führen, wer die CD U wählt, wählt größere 
Klassen. 

(Wolfgang Kubicki' [F.D.P.]: Unglaublich!) 
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Das Gegenteil ist der Fall. Sie wollen doch offenbar 
die Klassen vergrößern. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: So ist esl -
Beifall bei CDU und F.D.P.) 

So etwas krum passieren, meine Damen wtd Herren. 
Das ist wie beim Billard, wenn mrut über Bande spie­
len will. Wenn man den Stoß zu kräflig fUhrt. dann 
verselbstständigt sich die Kugel und lrutdet wieder bei 
einem selbst. 

(Zuruf des Abgeordneten Lothar Hay [SPD]) 

Ein weiterer Punki, den ich ganz bemerkenswert finde, 
ist die Frage der organisatorischen Maßnalunen im 
Gegenwert von 120 Planstellen. Das ist so etwas wie 
eine globale Minderausgabe. Das wird in den Raum 
gestellt und verbucht und keiner weiß, was sich da­
hinter verbirgt. Herr Kollege Klug hat ja eben be­
schrieben, was das bedeuten karu1. Das kann die Zu­
sammenlegung von Angeboten bedeuten.. Frau Kolle­
gin Sclrröder hat das ja auch ansgeflilrrt, das kamt das 
Anslaufen von Angeboten bedeuten, das krum aber 
auch Mehrarbeit yon Lehrern bedeuten. Das heißt, dort 
kamt also ein weites Maßnahmenfeld entstehen. Mit 
solchen Zahlen - das ist wie beim Haushalt - sollten 
wir nicht operieren. wenn \Vir sie nicht spezifizieren 
kötmen. 

(Vereinzelter Beifall bei CDU nnd F.D.P. -
Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Frau Erdsiek-Rave. Sie haben in Ihrer Rede gesagt, 
Sie verstünden gar nicht so richtig, worwn der Streit 
eigentlich geht. Schließlich wollen ja alle das Gleiche. 
Ich will Ilwen erläutern. worwn der Streit geht. Der 
Streit geht darum, dass die Höhe des Lehrerbedarfs 
in der Zukwtft Rückschlüsse auf das, was in der Ver­
gangenheit geleistet oder nicht geleistet wurde, zulässt. 

Das ist der Punkt, weshalb der Bericht des Landes­
rechnungshofs die Brisanz erhalten hat, die er erhalten 
hat. Die mindestens I. 000 Planstellen, die wir schaffen 
wollen, beschreiben deshalb nicht nur die Hcrku­
lesaufgabc der Zukunfl, sandem die verheerenden 
Versäunmisse der Vergangenheit. 

(Beifall bei der CDU) 

Sie, meine DaJllcn und Herren, sind in den vergange­
nen Jahren sehenden Auges nnd w1tätig in diese Situa­
tion hineingegangen. 

(lrene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN]: Das ist absolut gelogen!) 

- "Gelogen'· ist übrigens ein schweres Wort. Das ist 
fast ordnungsmfreif, meine liebe Frau Fröhlich. 

Ich will Ihnen dazu eine Zahl netmen: Seit 1991 er­
höhte sich die Zahl der Schüler unt 15,7 %, die Zahl 
der Lelrrerstellen mn 2,8 %. Dass aus dieser Lücke die 
schlechte Unterrichtsversorgung resultiert, die in 
Schleswig-Holstein mit Händen zu greifen ist, liegt 
doch auf der Hand. 

Nun sagt Frau Fröhlich, sie sei überhaupt nicht 
schlecht. Frau Ministerin. Sie sagen auch inmter, wir 
viiirden das Land nur schlecht reden und es sei gar 
nicht schlecht. Das ist eben der Unterschied zwischen 
Papierfornt und Realität. Die Realität, Frau Erdsiek­
Rave. ist. dass morgen eine Delegation von Eltern 
einer Elterninitiative der Aukrug-Schulc in Osterrön­
feld konmll - die als eine von vielen auf ll1re - -

(lrene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN]: Das ist Wahlkampfl) 

- Nein. das ist überhaupt nicht Wahlkampf. Ich ver­
trete hier die Interessen yon Leuten aus meinem W abi­
kreis. Es ist ja nicht isoliert so. Wir haben in den \"er­
gangenen Jahren eine große Zahl von Elteminitiativen 
gehabt, die sich überall gebildet haben, wn auf den 
hohen Unterrichtsausfall hinzuweisen. 

(Beifall bei CDU wtd F.D.P.) 

Sie körnten nicht immer so tmt, als wemt das nur Ein­
zelfälle wären, weil die Einzelfälle mittlerweile ein 
flächendeckendes Bild ergeben. Das ist doch der ent­
scheidende Punkt. 

Dass Sie es angesichts der Entwicklung in den vergan­
geneo Jahren, die ich beschrieben habe, für richtig 
erachtet haben, im Jahr 1999 keine einzige zusätzliche 
Planstelle zu schaffen, das, meine Damen wtd Herren, 
haben Sie zu verru1tworten. 

(Beifall bei CDU und F.D.P. - Wolfgang Ku­
bicki [F.D.P.]: So ist es!) 

Dass Sie damit ein Versprechen aus llrrem Koalitions­
vertrag gebrochen haben, auch das haben Sie zu ver­
antworten. Dass daraus resultiert, dass von den 1.000 
Lebrerstellen, die Sie schaffen wollen, eigentlich nur 
800 echt sind, weil Sie nämlich noch 200 aus der letz­
ten Legislaturperiode herüberziehen, auch das gehört 
zu der W alrrheit. Deshalb geht es heute - exakt vier 
Wochen vor der W altl - auch darum f estzuhalten, wer 
fur den Zustand heute in der Verantwortung steht. Das 
sind Sie, meine DaJllen m1d Herren. Aus der Verant­
wortung werden wir Sie auch nicht entlassen. 

(Beifall bei CDU und F.D.P) 

Wir haben Sie selrr früh darauf hingewiesen. Wir 
haben Ihnen auch den Weg gezeigt. Der Kollege Klug 
hat es schon geschildert. Es geht danun, dass man 
rechtzeitig wieder in die Verbeamtnng hätte einstci-
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gen und die Entbeamtungspolitik hätte aufgeben müs­
sen. Der Landesrechnungshoflegt die Zahlen doch vor, 
indem er sagt. dass die nicht erfolgte V erbeamtung und 
das verfehlte Verbeamtungsmodell in den Jahren zwi­
schen 1993 und 2006 595 Millionen DM kosten. Das 
ist der Punkt, meine Damen und Herren. Das sind 
haargenau die Ressourcen, die in den vergangeneo 
Jahren gefehlt haben, wn die Lehrerstellen bereitzu­
stellen, die wir jetzt dringend gebraucht hätten, wn fur 
die Situation gewappnet zu sein, die auf uns zukommt. 

Um diese Verantwortung nicht einzugestehen, war es 
Ihr Bestreben, die Zahl der künftig erforderlichen 
Lehrer in der Außendarstellung möglichst gering zu 
halten. Das war der Grund für den Theaterdonner, den 
vor allem der Staatssekretär um den Bericht des Lan­
desrechnungshofs inszeniert hat. Deshalb ist die Zahl 
von 1.500 beziehungsweise 2.250 erforderlichen Leh­
rern polemisch zurückgewiesen worden. Deshalb ha­
ben Sie auch die schlechtere Unterrichtsversorgung im 
Bundesvergleich schlichtweg geleugnet, und zwar 
wider besseres Wissen. 

(Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau 
überninunt den Vorsitz) 

Damit konune ich auf die Berechnung Ihres Hauses 
zurück. Frau Erdsiek-Rave, die Sie auch schon ange­
sprochen haben. Peinlich ist mir das überhaupt nicht. 
Denn die vorliegende Berechnung stellt zweierlei fest: 
Einmal stellt sie fest, dass die Unterrichtsversorgung 
in Schleswig-Holstein im Vergleich zwn Bundes­
durchchnitt in der Tat schlecht ist. Diese Berechnung 
stellt auch fest, dass eigentlich 2.000 Lehrer bis zum 
Jahr 2006 gebraucht werden. 

Die Berechnung zeigt auch. dass die Zahlen, die Sie in 
der Replik auf den Landesrechnungshof veröffentlicht 
haben, rein politische Zahlen sind. Intern kennen Sie 
den Bedarf; aber nach außen wollten Sie ilm nicht 
zugeben. Dc• . lb ist es nicht peinlich, dass uns dieser 
Vermerk vorhcgt, sondern es ist peinlich, dass Sie den 
Inhalt dieses Vermerkes der Öffentlichkeit nicht zur 
Kenntnis gegeben haben. 

( Holger Astrup [SPD]: Das ist ja unglaub­
lich') 

Wenn die Diskrepanz zwischen intern bekannten Be­
rechnungen und veröffentlichten Zahlen zu groß ist, 
dann setzt man sich dem Verdacht aus, man wolle die 
Öffentlichkeit täuschen. So einfach ist das, meine Da­
men und Herren! 

(Glocke der Präsidentin) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Herr Abgeordneter de Jager, gestatten Sie eine Zwi­
schenfrage des H= Abgeordneten Astrup? 

Jost de Jager [CDU]: 

Nein, das mache ich nicht, weil ich mit der Zeit haus­
hallen muss. 

Insofern ist das auch der Punkt, den ich Sie frage, Frau 
Erdsiek-Rave: Dementieren Sie diese Berechnung oder 
dementieren Sie sie nicht? Wenn Sie sie nicht demen­
tieren - das heißt, wenn es sie gibt -, dann müssen Sie 
die Frage klären, warwn sie nicht in Ihre Berechnun­
gen eingeflossen sind. 

Meine Damen und Herren, ich will Ihnen zum Schluss 
sagen, dass wir bei der Diskussion der Großen Anfra­
ge der F .D _p. und bei der Dis1:ussion wn den Landes­
rechmmgshofbericht, die darwn entbrannt ist, immer 

. wi<:'der !ll!!aufhinweisen müssen: Es geht nicht nur wn 
die Prognl)se der Zukunft, sondern um die Verantwort­
lic!tkeiten der Vergangenheit. Sie haben hier zwölf 
Jahre die Verantwortung gehabt. Sie haben es zugelas­
sen, dass es zu einer Sitnation gekommen ist, in der 
wir in der Unterrichtsversorgung m1d der Deckung des 
Lehrerbedarfs in Zulmnft schwierig dastehen. Das ist 
eine Verantwortung, aus der wir Sie nicht entlassen 
werden lilld auf die wir in den konunenden vier Wo­
chen überaii hinweisen werden. 

(Beifall bei CDU und F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr, Gabriele Kötschau: 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Fröhlich. 

Irene Friihlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich möchte mich bei Frau Erdsiek-Rave und 
ihren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen für die Ant­
wort auf die Große Anfrage bedanken. 

(Beifall bei BÜNDNI~ OlDIE GRÜNEN 
und SPD) 

Es ist schon eine bemerkenswerte Leistung, dass die 
Fragen innerhalb von gut vier Wochen beantwortet 
·wurden, obwohl darin noch die Feiertage lagen. Viel­
leicht war dabei allerdings hilfreich - das will ich auch 
sagen-, dass vieles von dem, was die F.D.P. zu wissen 
begehrte, bereits veröffentlicht und auf unzähligen 
Veransta'-tungen diskutiert wurde .. 

(Holger Astrup [SPD]: So ist es!) 

Ich habe ja Verständnis dafür, dass die Opposition 
angesichts der CDU-Finanzaffare verzweifelt ein bun­
despolitig:hes Wahlkampfthema sucht, mit dem sie 
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einen Stich machen kann. Es ist aber kein sonderlich 
effektiver Umgang mit den Ressourcen der Landes­
venvaltung, längst bekannte Tatsachen in kürzester 
Zeit neu zusammenstellen zu lassen. 

Die Große Anfrage der F.D.P. greift im Wesentlichen 
die Kontroverse zwischen Ministerium und Landes­
rechnungshof über dessen Prüfungsmitteilungen zur 
Unterrichtsversorgung tmd Lehrerbedarfsprogno­
se auf. Damit haben wir uns im Bild'ungs- m1d im Fi­
nanzausschuss in mehreren Sitzungen beschäftigt - bei 
zmnindest physischer Anwesenheit der Herren Dr. 
Klug und Kubicki 

Die methodischen Mängel m1d Fehler des Berichtes 
sind dort ausfUhrlieh erörtert worden. Die Angaben 
über den Unterrichtsausfall beruhen auf Erhebm1gcn 
aus dem Schuljahr 1995/96, das heißt auf der Zeit, 
bevor das KLAUS-Konzept gegriffen hat. Bei den 
Angaben zu den vorhandenen Planstellen sind - die 
Ministerin hat dies vorhin noch einmal dargestellt - die 
Stellenwerte, die sich aus der Umrechnm1g der Sltlll: 
demniltel ergeben, nicht berücksichtigt worden. 

Korrigiert mau dies und rcclmet zudem mit ein, dass 
der Landesrechmmgshof den Bedarf an zusätzlichen 
Planstellen bis zum Jahr 2005 nur für di<; allgemein­
bildenden Schulen angegeben hat, das Ministerium 
aber ftir alle Schulen, da~m stinunen die Bedarfsrech­
nmlgen des Landesreclmungshofs m1d des Ministeri­
ums weitgehend übercin. 

Ich werfe CDU m1d F.D.P. nicht mr, dass sie !rot~ 
dieser offenkundigen Mängel die Vorlage nutzen, die 
Urnen Dr. Korthals termingerecht zmu Landtags\\ahl­
kampf geliefert hat. Unredlich ist es jedoch, den Lan­
desrecluumgshof als Kronzeugen ftir das angebliche 
Versagen der Landesregierung in der Bildm1gspolitik 
anzuflihren, sich aber mn jede Stellungnalune der 
Maßnalunen hermnzudrücken, die der Reclmw~gshof 
ausdrücklich empfiehlt oder die sich zwingend als 
Konsequenz aus seiner Barstellung der Unterrichtssi­
tuation ergeben. 

Konsequent wäre es gewesen~ wenn Sie~ meine Damen 
und Herren von der Opposition, hier den Antrag ein­
gebracht hätten. die Landesrcgienmg solle diese Maß­
nahmen lUllsetzen. ln diesem Fall \\Ürden wir hier 
nämlich nicht über Zahlenkolmmen, sonderu über die 
pädagogische Qualität tmserer Sehnleu diskutieren und 
hätten daJnit - ein Novun1 in dieser Legislaturperiode -
wirklich eirm1al eine bildungspolitische Debatte im 
Landtag und nicht inuuer nur eine ZahlenkolomJCnde­
batte. 

Wir \\iirden dann über die Qualität an m1seren Schulen 
diskutieren. Derm die Vorschläge des ReclmUllgshofs 
hätten - würden sie umgesetzt - auf die Qualität unse-

rer Schulen erhebliche Auswirkungen. So empfiehlt er, 
die Mindestschülerzahl fLir Grm1dschulen zu verdop­
peln m1d kleine weiterfuhrende Schulen, die die Min­
destgröße nicht erreichen, zu schließen. Dies beträfe 
vor allem Haupt- m1d Realschulen auf dem Land. Ich 
sage hier noclunals klipp m1d klar: Das ist mit uns 
nicht zu machen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN 
und SPD) 

Wir werden nicht zulassen, dass Sechs- bis Zehnjähri­
ge stundenlang in Schulbussen herumtransportiert 
werden. 

(Beifall des Abgeordneten Cl~us Ehlers 
[CDU]) 

Wir "ollen die Grm1dschule im Dorf lassen m1d auch 
im ländlichen Raun1 ein walmortnahes Augebot 
- Yielen Dank für den Beifall von der rechten Seite 
dieses Hauses - an allen weiterführenden Schularten 
erhalten. Dazu wollen wir Hauptschulen, die akut 
bedroht sind, mit Realschulen zu so genannten Regio­
nalschulen zusammenschließen. 

(Ciaus Elliers [CDU]: Da sind wir vorsich­
tig!) 

Weniger Schulen bei zunehmenden Schülerzahlen 
fuhren zwangsläufig zu größeren Klassen. Dies hätte 
eine gravierende Verschlechtermtg der Unterrichtssi­
tuation zur Folge. Je weniger Schüleritmen m1d Schü­
ler in einer Klasse sind, desto mehr kötmcn die Lehre­
rimJen und Lehrer sich um die einzelnen Schüleritmen 
und Schüler kürnmeru, individueller auf ihre Bedürf­
nisse eingehen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich bin stolz darauf, dass wir das Land der kleinen 
Klassen sind: 

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Jawohl!) 

In allen Schularten liegt die Schülerzahl pro Klasse 
deutlich unter dem Bundesdurchschnitt. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRONEN 
m1d des Abgeordneten Lotbar Hay [SPD)) 

Wir Grünen wollen, dass das so bleibt. Die höheren 
Kosten dafür \verden sich auszahlen. 

Das gilt auch ftir die Kosten der Integration. Die 
zusätzlichen Kosten ftir die in Regelschulen bcschulten 
Schülerirn1en und Schüler mit Bchinderm1gen sind gut 
angelegt, werm wir damit Menschen, die in ihrem Le­
ben oft ll1111ötige, manchn1al auch unvermeidliche Aus­
grenzung crfalrren, so früh wie möglich deutlich ma-
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chen, dass sie vollwertige Mitglieder der Gesellschaft 
sind. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abgeordneten Jürgen Weber [SPD]) 

Diese Erfahrung ist übrigens auch fiir ihre uicht be­
hinderten Klassenkameradinnen und Klassenkamera­
den besonders wichtig. 

(Beifall der Abgeordneten Sabine Sehröder 
[SPD]) 

Ich plädiere damit nicht für eine Abschaffung der För­
derschulen, sondern für eine bessere Verzahnung mit 
den Regelschulen und flir den verstärl..ien Einsatz von 
Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen. 

Zu all diesen vom Rechnungshof aufgeworfenen Fra­
gen äußert sich die Opposition in bewärter Weise 
nicht. \\ie sie übrigens alles vermeidet, was nach vom 
denki und eine Kontnr aufzeigt, was sie eigentlich 
vorhat. 

(Beifall der Abgeordneten Karl-Martin Heut­
sehe! [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Lotbar Hay [SPD]) 

Sie äußern sich auch uicht zu dem Vorschlag, dass die 
angestellten Lehrerinnen und Lehrer unentgeltlich eine 
halbe Stunde länger arbeiten sollen. Schon am 
7. Oktober haben die Abgeordneten von CDU und 
F.D.P. im Bildungsausschuss vorsichtshalber nicht an 
der Abstimmung darüber teilgenommen, wie die Prü­
fungsmitteilung bewertet wird. Das ist übrigens auch 
eines ihrer Mittel und eine ihrer Methoden, einfach 
nicht mitzustimmen und so zu tun, als wäre man gar 
nicht da. Das fmde ich ein bisscheu naiv. 

(Kari-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das hat er bei .,Pallas" auch ge­
macht!) 

Die einzige Forderung des Rechnungshofes, die sie 
begierig aufgreifen und die auch auf der Press~;:konfe­
renz von Dr. Klug am Montag dominiert hat, ist die 
nach einer sofortigen Verbeamtung aller Lehrkräfte. 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Können Sie das 
erklären, was das damit zu tun hat?) 

Ich teile übrigens die Verwunderung des Kollegen 
Weber. dass sich ausgerechnet die F.D.P., die sich 
sonst für den schlanken Staat stark macht und von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mehr Lei­
stungsbcreitschaft und Flexibilität fordert, als Grals­
hüterin des Berufsbeamtenturns geriert. Das passt 
nicht zusammen. 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Inwieweit sind 
angestellte Lehrer flexibler? Können Sie das 

erklären?- Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Frau 
Fröhlich, Sie verstehen nichts davon!) 

- Hören Sie einfach zu, dann lernen Sie vielleicht noch 
etwas! 

Ein moderner Staat sollte den Einsatz von Beamtinnen 
U!ld &m:nten auf die hoheitlichen Kernbereiche be­
schränken. Diese Meinung vertritt übrigens auch ihr 
Generalsekretär auf Bundesebene. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Sie verstehen 
einfach uichts davon, Frau Fröhlich!) 

Aber das schert Sie uicht. Das Unterrichten von Kin­
dern und_ Jugendlichen gehört jedenfalls uicht zu den 
hoheitlichen Aufgaben. Das sollten Sie wissen. 

Der im yergangenen J abr eingeschlagene Weg, allen 
Lehrkräften, die bereits einen eigenständigen Renten­
anspruch erworben haben, die Verbeamtung zu er­
möglicheJ;t - eine gute Leistungsbeurteilung vorausge­
setzt -, ist aus unserer Sicht ein pragmatischer Kom­
promiss zwischen der Notwendigkeit, kurzfristig bei 
steigenden Schülerinnen- und Schülerzahlen die Unter­
richtsversorgung zu sichern, und dem Solidarbeitrag 
des Landes zur Erhaltung der Leistnngsfahigkeit unse­
rer sozialen Sicherungssysteme. Das als herausge­
schmissenes Geld zu bezeiclmen, finde ich angesichts 
des Dramas der Sozialkassen aus 16 Jahren Kohl­
Regierung zynisch. 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Gerade mit Blick darauf aber \\ird über I...rrz oder lang 
kein W~ an Beitragszahlungen an die Sozialversiche­
ru:ne,en auch fur dieBeamtinnen und Beamten herum­
fuhren. Unter den jetzigen Bedingungen bedeuten 
Verbeamtungen nichts anderes, als Sozialleistungen, 
die heute zu erbringen wären, zukünftigen Generatio­
nen aufzubürden. 

(Beifall des Abgeordneten Günter Neugebau­
- er [SPDJ) 

Das ist keine nachhaltige Finanzpolitik und deshalb 
uicht unser Weg. 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Das machen 
Sie doch gerade! Nach fünf Jahren! Warum 
nicht gleich 0 ) 

Rot-Grün hat seit 1996, wie keine Landesregierung 
zuvor, in eine gute Bildung und Ausbildung unserer 
Kinder investiert. Das konnten Sie wissen, Herr de 
Jager. Darum bleibe ich dabei: Wenn Sie das Gegen­
teil behaupten, verbreiten Sie Lügen. 

(Zuruf des Abgeordneten Claus Ehlers 
[CDU]) 
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Wir haben den Schulbereich von allen Einspanmgen 
ausgenommen. Wir haben 622 neue Planstellen für 
Lehrerinnen Ulld Lehrer geschaffen. Damit mtd lllit den 
übrigen Maßnalunen des KLAUS-Konzeptes haben 
wir - bei allen Problemen, die es an einzelnen Schulen 
gibt - den Anstieg der Schülerzahlen bewältigt. 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen diese Politik 
auch in den nächsten Jahren fortsetzen mtd bis ein­
schließlich 2005 in jedem Haushaltsjahr 200 neue 
Stellen schalTen. 

Weitere Verbesserungen der Unterrichtssituation ver­
sprechen wir uns von der Neuberechnung der Lehrer­
arbeitszeit: die Ergebnisse der Arbeitszeitkommission 
müssen baldmöglichst - zmtächst im Modelh-ersuch -
wngesetzt werden. Wir wollen überdies Lehrerillllen 
und Lehrer mn unterrichtsfremden Aufgaben durch 
den Einsatz mn Schulassistentinnen und Schulassi­
stenten entlasten~ 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Wer bezahlt 
die denn°) 

hierzu begimtt im nächsten Schuljahr ein Modellver­
such an drei Schulen. 

All das wird nicht ausreichen. wenn Politik wtd Ver­
waltung nicht ein neues Verständnis von Schule ent­
wickeln. Die einzelne Schule muss in die Lage versetzt 
werden. eigenständiger und flexibler lllit der jeweili­
gen örtlichen und zeitlichen Situation wnzugehen. Sie 
braucht dazu ein eigenes Budget. das Recht zu eigen­
ständiger Personalauswahl und die .Möglichkeit. Lehr­
pläne w1d Unterricht selbstständiger gestalten zu kön­
nen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

In dieser Legislaturperiode haben wir mit der Verab­
schiedung des neuen Schulgesetzes und dem Konzept 
._Geld statt Stellen'· wichtige Schritte auf diesem Weg 
gemacht. Das gibt mir Mut, dass wir die Herausforde­
rungen der kommenden fünf Jahre gnt bewältigen 
werden. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Spoorendonk. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kollegurnen und Kollegen! 
Zunächst eimnal danke ich den Mitarbeiteriunen tmd 
Mitarbeitem des Bildmtgsministeriums für diese zügi­
ge Beantwortung der Großen Aufrage. Nun ist es nicht 
das erste Mal, dass wir WlS in diesem hohen Haus mit 
dem Thema Unterrichtsversorgung befassen. Wir tnn 

es praktisch jedes Jahr und, weil es so schön ist, in 
letzter Zeit auch innner öfter. Manchmal habe ich 
sogar das Gefühl, dass wir es dabei mit einem gehei­
men Eignungstest flir Landtagsabgeordnete zu tnn 
haben. Wer diesen Test bestanden hat, will ich offen 
lassen. 

Natürlich ist es so: Lehrerbedarf, Lehrerbeschäftigmtg 
und Unterrichtssituation betreffen viele Menschen und 
viele Institutionen in unserem Land. Studierende auf 
Lehramt und Lehrende an den Universitäten Flensburg 
und Kiel sind davon betroffen, detm es geht unt ihre 
bemfliche Znkwtft. Schülerinnen tmd SchiHer sind 
davon betroffen. derm es geht darwn. welche Quantität 
und Qualität ihnen im Unterriebt geboten wird. Alle 
Lehrerurnen mtd Lehrer sind davon betroffen. dem1 es 
geht wn ihre Arbeitssituation. Und schließlich sind 
natürlich auch Eltem, die Wirtschaft mtd die gesamte 
Gesellschaft davon betro!Ten, detnt Bildung ist ein 
integraler Bestandteil der Gesellschaft. 

Das Hauptproblem des heutigen Tagesordnwtgspunk­
tes besteht nun darin, dass es inlmcr einfacher ist, 
etwas über die Vergangenheit zu sagen. Vorhersagen 
sind schwierig, erst recht, wem1 es unt die Zukunft 
geht. 

Es geht wn Prognosen der Entwicklung des Lehrerbe­
darfs, der Lehrerbeschäftigung wtd der Unterrichtssi­
tuation in Schleswig-Holstein bis 2005. Es gibt dazu 
zwei unterschiedliche und zum Teil sehr konträre Pro­
gnosen, eilllllal vom Landesrechnungshof und einmal 
vom Bildtmgsministerimu. Bereits im Herbst haben 
wir im Finanz- und Bildmtgsausschuss einen heftigen 
Schlagabtausch zwischen Landesreclmmtgshof mtd 
Bildwtgsministerium erlebt, als es um die Bereclutmtg 
der Unterrichtsversorgung wtd der Lehrerbe­
darfsprognose ging. Ich hatte damals das Geflihl 
-das will ich noch eillllla] sagen -, dass der Landes­
rechnungshof die Grenze zwischen Kontrollieren und 
Politisieren nicht ganz hat einhalten kömten. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abgeordneten Lotbar Hay [SPD]) 

Ein wesentlicher Punkt des Streites ist die Frage. ob 
angestellte oder beamtete Lehrkräfte für das Land 
billiger sind. Auch dazu haben wir im Gnmde genom­
men schon alle Argwnente ausgetauscht. Eine große 
Rolle spielen dabei aber die hohen Pensionslasten für 
beamtete Lehrkräfte, die in Berechnungen oft unter­
schlagen werden. 

Der SSW war von Anfang an dafür, dass Lehrer und 
Lehrerimten im Prinzip nicht Beamte sein sollten -
mtter anderem weil die Pensionslasten das Land in 
Znkwüt noch erdrücken werden. Dazu stehen wir auch 
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weiterhin. Wir stehen auch dazu, dass Lehrer und 
Lehrerinnen keine hoheitlichen Aufgaben erftillen. 

Die so genannte Entbeamtungspolltik Schleswig­
Holsteins ist bekanntlich zurückgenommen worden, 
vor allem aus fmanziellen Gründen. Es gibt keinen 
Grund zur Häme. Die aktuelle Regelung besagt. dass 
alle neuen Lehrkräfte zunächst ftinf Jahre lang sozial­
versicherungspflichtig beschäftigt gewesen sein müs­
sen. bevor sie verbeamtet werden. Damit beteiligen 
sich die künftigen Beamten zumindest ein wenig an der 
solidargemeinschaftlichen Alterssicherung. 

Eine weitere Frage betriffi die Mindestzahl an erfor­
derlichen neuen Stellen fi\r Lehrkräfte, das heißt die 
Lehrerbedarfsprognose. Die Landesregierung spricht 
von 1.260 Stellen bis zum Schuljahr 2004/2005, der 
Landesreclmnngshof von mindestens 1.500 Stellen und 
der CDU liegt angeblich ein internes Papier ans dem 
Bildungsministerium vor, wonach eigentlich 
2.000 Stellen nötig seien. 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Hört, hört!) 

Dazu möchte ich dann auch nichts mehr sagen; der 
Kollege J ost de J ager hat sich dazu bereits geäußert. 

Wem soll man nun aber glauben? Ich vertraue zu­
nächst einmal - das möchte ich hier deutlich machen • 
den offiziellen Angaben aus dem Bildungsministerium, 
also: 1.260 erforderliche Stellen. Der SSW wird aller· 
dings kritisch verfolgen, "ie sielt die Lehrer- und 
Schülerzahlen in den nächsten Jahren entwickeln wer­
den. wobei ich die fromme Hoffuung aussprechen 
möchte, dass es uns gelingen möge, zu einer transpa· 
renteren Bereclmungsgrundlage zu kommen. Ich wage 
mir gar nicht vorzustellen, "ie "ir alles dies jetzt, da 
wir ja auch an W ahlkampfveranstaltnngen teilnelnuen, 
herüberbringen können. Ich denke, das ist nicht mög­
lich. 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Doch, schon 
auf drei Veranstaltungen!) 

Lieber Herr Kolleg Klug, auch Ihnen ist es nicht 
möglich, das den Leuten verständlich zu machen; das 
weiß ich aus sicherer Quelle. 

(Heiterkeit und Beifall bei BüNDNIS 
90/DIE GRüNEN) 

Wir begrüßen. dass die Landesregierung den steigen­
den Schülerzahlen nur zu 35 % mit steigenden Klas· 
senfrequenzen, aber zu 65 % durch Erhöhung des 
Lehrerbestandes begegnet. Damit wird versucht, die 
Klassen möglichst klein zu halten, was fur einen guten 
Unterricht sehr wichtig ist. Hier wären noch bessere 
Zahlen wünschenswert, aber ich sehe ein, dass der 
Haushalt enge, ganz enge Grenzen setzt. Das gilt 
ebenso für die 1.000 nenen Stellen fur Lehrkräfte bis 

zum Schuljahr 2004/2005, die ja von allen gefordert 
werden und die auch der SSW fordert. 

Werm die Landesregierung auf insgesamt 1.260 benö­
tigte Stellen kommt und dabei 140 Stellen aus den 
Vorgriffsstunden · organisieren will, aber 120 Stellen 
durch nicht näher erklärte Umorganisationen ernirt­
sehaften will, dann wünsche auch ich mir natürlich 
Aufklärung, durch welche organisatorischen Maßnah­
men diese 120 Stellen geschaffen werden sollen. 

Ein weiterer Punkt sind die Prognosen, wann wie viele 
Lehrkräfte in den Ruhestand treten werden und wann 
wie viele neue Lehrer zur Verfugung stehen werden. 
Die Landesregierung spricht bei den Pensionierungen 
von erheblichen Unwägbarkeiten, weil man nicht 
weiß, wie viele Lehrkräfte vorzeitig aus ihrem Beruf 
ausscheiden werden. Das ist natürlich plausibel. 

Auf ein konkretes Problem möchte in diesem Zusam­
menhangjedoch noch hinweisen; das bezieht sich jetzt 
nicht auf die Zeitpunl.:te der Pensionierung, sondern 
auf die Frage, wann derm Lehrkräfte zur Verfugung 

·stehen. Es hat etwas mit der Ausbildung von Lehr· 
kräften fur Förderschulen zu tun. Es gibt hier teilweise 
einen so großen Bedarf an Lehrern, dass nach unserem 
Kenntnisstand nicht wenige Erstexaminierte ohne 
Referendariat sofort als Lehrkräfte eingestellt werden, 
um dannirgendwann später im Referendariat endgültig 
fur den Bernf ausgebildet zu werden, den sie ohne 
.abgeschlossene Ausbildung bereits ausgeübt haben. 
Hier muss nach meiner Meinung dringend etwas getan 
wenden, ebenso wie bei den Lehrkräften an Berufs­
schulen. 

Die Landesregierung will von den 1.260 neuen Stellen 
361 im Bernfsschulbereich einsetzen. Das ist gut so 
und das ist ja auch - wie ich vorhin bereits sagte -
dringend erforderlich. Der Löwenanteil von 41 7 neuen 
Stellen soll an die Gymnasien fließen, wo man mit 
etwa 3.1120 zusätzlichen Schülern rechnet, während 
der Gesamtschulbereich bei 410 prognostizierten zu­
sätzlichen Schülern 22 neue Stellen erhalten soll. Wo 
da nun die Bevorzugung der Gesamtschulen stecken 
soll, liebe Kolleginnen und Kollegen, die einige immer 
wieder beklagen, kann ich nicht erkermen. 

(Bei(aJl bei der SPD) 

Machen_ wir uns nichts vor: Ein Tagesordnungspunkt 
. wje die~ in der letzten Tagung des Landtages vor der 

Wahl erfullt natürlich auch den Zweck einer letzten 
schulpolitischen Generaldebatte. Für den SSW ist 
dlibei festzuhalten, dass wir mit der Schulpolitik der 
letzten vier Jahre vielfach etwas holperig, nicht immer 
zufriedCil stellend, manchmal sogar auch enttäuschend, 
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aber insgesamt doch vergleichsweise nicht schlecht 
gefahren sind, 

(Beifall des Abgeordneten Konrad Nabel 
[SPD]) 

wobei ich ausdrücklich. die Dialogbereitschaft der 
Bildllllgsministerin und ihrer Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sowie ihr Bemühen um eine inhaltlich 
orientierte Debatte hervorheben möchte. Gerade am 
heutigen Tag möchte ich der Bildllllgsministerin auch 
mn dieser Stelle aus noch einmal dafür danken. dass 
sie die Schulbuchinitiative ,.Erzählt es euren Kindem" 
möglich gemacht hat. - Hier darf man gem eiiUilal 
applaudieren! 

(Beifall bei der SPD Ulld des Abgeordneten 
Dr. Ekkchard Klug [F.D.P.]) 

Der SSW hat in den letzten Jahren eine ganze Reihe 
mn Verbesserungen itn Schulbereich mitgetragen, so 
auch das neue Schulgesetz, das mit der Drittelparität 
mehr Demokratie n1 die Schulen gebracht hat. Von 
Ullserem Ziel der ungeteilten Schule sind wir aber 
innner noch weit entfemt. Die Einführung der sechs­
jährigen Gl'lllldschule wäre dabei ein Schritt in die 
richtige Richtllllg. Ich wage gar nicht hinzuzufügen. 
dass dies auch aus Kostengründen ein Schritt in die 
richtige Richtung wäre. 

Eine Debatte über Unterrichtsversorgung Ulld Lehrer­
prognosen sagt natürlich auch innner etwas über all­
gemenle schulpolitische Vorstellungen aus; ich sagte 
das schon. We1m man sich wie CDU und F.D.P. voll 
und ganz hinter den Landesrechnungshof stellt, da!lll 
muss man sich auch die Frage gefallen lassen, ob man 
dem1 alle anderen Fordel'llllgen des Landesrechmmgs­
hofs ebenfalls übernehmen wird. Der SSW ist aller­
dings gegen die Schließilllg kleiner Schulstandortc, 
auch wem1 große Schulen billiger sind: llld wir sind 
auch für den Erhalt tmd den Ausbau von integrati' er 
Beschulung behinderter m1d nicht behinderter Kit1der, 
auch wenn dies teuer ist. CDU und F.D.P. müssen sich 
hierzu erklären: sie müssen Ross Ulld Reiter nennen. 

Ich möchte jetzt nicht weiter Salz in die Wunden der 
CDU streuen. 

(Konrad Nabel [SPD]: Die sind wie viele 
kleine Kinder gefühllos!) 

ich möchte aber doch noch eÜm1al das Stichwort 
.. Haushaltsberatung 2000'' aufgreifen. Ich hätte mir 
natürlich gewünscht. dass wir illlS auch im Rainneu der 
Haushaltsberatilllgen mit diesen Fragen hätten ausein­
ander setzen köm1en. 

(Glocke der Präsidentin - Martin Kayenburg 
[CDU]: Dagegen sind wir vorwurfsresistent!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Frau Abgeordnete Spoorendonk. kommen Sie bitte 
zmn Schluss! 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Eine letzte Bemerkung: Der Landesrechnungshof sagt 
in seinem Gutachten, dass die Schulorganisation opti­
miert m1d wirtschaftlicher gestaltet werden muss. 
Okay. das ist so. Aber wichtig ist auch zu sagen, dass 
es tmterschiedliche Wege dazu gibt tmd dass wir 1ms 
mit diesen unterschiedlichen Wegen inhaltlich ausein­
ander setzen müssen. Wir kömten nicht immer wieder 
nur eine verkürzte Debatte über die Lehren crsorgung 
in diesem Hause ablaufen lassen. 

(Beifall bei der SPD Ulld des Abgeordneten 
Kari-Martin Hentschcl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Das Wort hat nach § 56 Abs. 4 der Gcschäfisordnung 
Herr Abgeordneter Weber. 

Jürgen Weber [SPD]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kollegümen tmd Kollegen! Ich 
möchte aus der Debatte drei oder vier Pwlkte aufgrei­
fen und dazu noch einmal deutlich Stellmig beziehen. 

ZUill einen taucht immer wieder das Sticlmort 
"VersäUillllisse der Vergangenheit'' auf. ich weise 
noch eilllllal darauf hin, dass man Stellenzahl m1d 
Unterricht nicht immer nur einfach gleichsetzen kann, 
sondern dass wir eine ganze Reihe von !\.1aßnahmen~ 
von sehr guten Maßnalnnen - übrigens gegen den Wi­
derstand der Opposition - durchgcsct~t haben, um die 
Unterrichtsversorgung in den letzten vier Jahren mit 
mehr Quantität und auch Qualität zu sichem. Außer­
dem weise ich darauf hin, dass wir das, was mittler­
weile so gut wie alle Bundesländer tw1, in Schles,üg­
Holstein bereits seit 1995 tllll, dass wir nämlich netto 
zusätzliche Stellen an die Schulen bringen. Das war 
bundesweit keineswegs selbstyerständlich. Auf diese 
Leistllllg können wir stolz sein w1d das darf man hier 
wohl auch cilllllal sagen. Erste Bemerkw1gl 

(Beifall bei der SPD) 

Zweite Bemerkung: TheiUa ~Beamte"! Es gibt keines­
wegs einen Meinungs- oder Sitmeswandel in der 
Richt1mg, dass wir es für sinnYoll und eigentlich im 
Kem Itir verantwortbar hielten. dass Lehrer an Seim­
leu grundsätzlich als Beamte eingestellt werden. Aber 
\vir haben erkmmt - das haben wir auch mehrfach 
deutlich gesagt-, dass aus der gesamtdeutschen Situa­
tion. aus der Konkurrenzsituation rom einen w1d aus 
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dem generellen Problem der ungleichen Nettoein1.:ünfte 
yon Lehrern an den Schulen zum anderen ein Problem 
erwächst, das uns zunt Handeln zwingt. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen haben wir einen ersten Schritt in Richtung 
Verbeamtung gemacht, der aus diesen Gründen not­
wendig war. 

Das war die zweite Bemerkung. 

Dann möchte ich einen dritten Prm1.i benennen. der mir 
wichtig ist. Wir haben in den nächsten Jahren in der 
Tat in einer ganzen Reihe von Fragen Probleme, vor 
allen Dingen im Bernfsschullehrerbereich, die nötigen 
qualifizierten Nachwuchsberufsschullehrer zu. be, 
kommen. 

(Zuruf des Abgeordneten Martin Kayenburg 
[CDU]) 

Das Problem haben wir ja nicht nur in Schleswig­
Holstein, das haben wir bundesweit - Herr Klug hat 
darauf hingewiesen-; das haben wir in Bayern und 
überall. 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Das gilt auch 
ftir die allgemeinbildenden Schulen!) 

-Ja. wir werden auch da in einzelnen Fächern Engpäs­
se haben. Auch das wird ein bundesweiter Trend sein. 

Es ist wenig hilfreich. das als Kernproblem eines Bun­
deslandes aufzufassen, in dem wir die größte Zahl -
weit über 90 % - derjenigen, die wir haben könnten, 
nicht bekommen, weil die in andere Bundesländer 
gehen. Sie tun dies nicht deshalb, weil dort das Para­
dies auf Erden ist, sondern sie gehen in den Bereich 
der freien Wirtschaft, weil dort attrab:tivere Angebote 
im ingenieumissenschaftlichen Bereich sind, 

(Zuruf des Abgeordneten Martin Kayenburg 
[CDU]) 

die wir nicht - so sage ich eimnal - dadurch auffangen 
können. dass wir sozusagen Beamtengehälter zahlen. 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Natürlich!) 

Deswegen glaube ich, dass das eine Irreflihrung ist und 
dass wir die Probleme der Attraktivitätssteigerung in 
diesem beruftichen Bereich grundsätzlich lösen müs­
sen. Dazu gibt es gute Vorschläge der Regiernng und 
das wird ja auch aufKMK-Ebene intensiv diskutiert. 

Dann möchte ich noch einen letzten Prm1.i ansprechen 
und geradezu ein Angebot an den Kollegen de J ager 
unterbreiten. Herr de Jager, Sie haben hier gesagt, das 
sei ja nicht angängig und sozusagen kritil;wiirdig, dass 
die Landesregierung beziehungsweise die Ministerin 
nicht die Vermerke yeröffentliche, die irgend wo im 

Haus erstellt worden sind. Ich will Ihnen sagen - und 
ich will Ihnen ein Angebot machen -: Sollten Sie je­
mals in diesem Jahrhundert Gelegenheit bekonunen, 
hier zu regieren, Herr de Jager, und mir oder uns hier 
versprechen. dass alle Vernterke, die bei Ihnen erstellt 
werden, auch veröffentlicht werden, verspreche ich 
Ihnen, Sie zu wählen. - Versprochen! 

(Heiterkeit- Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabrlele Kötschau: 

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag nach § 56 
Abs. 4 der Geschäftsordnung hat Frau Abgeordnete 
·Heinold. 

Monika Heinold [BüNDNIS 90/DIE GRüNEN]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir brauchen eigentlich nur in die Papiere zu sehen, 
um festzustellen, dass BüNDNIS 90/DIE GRüNEN 
und SPD in der Einschätzung dessen, was denn not­
wendig ist, weitaus dichter beim Rechnw1;shof liegen 
als die CDU. 

(Beifall der Abgeordneten lrene Fröhlich 
[BüNDNIS 90/DIE GRüNEN] - Zuruf des 
Abgeordneten Lotltar Hay [SPD]) 

Ich habe hier das Papier des Rechnungshofs vorliegen. 
Der Rechnungshof stellt fest: 

(Martin Kayenburg [CDU]: Da hat Frau 
Sehröder aber etwas anderes gesagt!) 

"Die vom Bildungsministerium prognosti­
zierten 1.260 Stellen bis zum Schuljahr 
2004/05 hält der Landesrechnungshof ftir 
nicht ausreichend, die derzeitige Unterrichts­
versorgung aufrechtzuerhalten." 

Wir sagen, v.ir wollen !.000 neue Stellen, um die 
derzeitige Unterrichtsversorgung aufrechtzuerhal­
ten. Was sagt die CDU in ihrem Progranun? - Die 
cbu sChreibt doch tatsächlich, sie möchte in den 
kommenden ftinf Jahren I. 000 Stellen, um damit die 
Gmndlage ftir eine erfolgreiche Schulbildung zu 
schaffen; denn das wäre eine deutliche Verbesserung 
dei Uittemchtsversorgung. 

Sie glauben, dass Sie mit !.000 neuen Stellen die Un­
terrichtsversorgung im Land deutlich verbessern kön­
nen. Da_bin ich aber gespannt. So weit gehen wir 
nicht. Wir sagen, diese I. 000 Stellen sind dazu da, 
Standards zu halten, und der Rechnungshof sagt, das 
reiche nicht. Also sind v.ir deutlich dichter beim Lan­
desrecluJ.\!ßgshof und auch das ist ja einmal nicht 
schlecht. 
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Die F.D.P. schreibt auch, sie möchte 1.000 neue Stel­
len. 

Aber ich möchte noch etwas hinzufügen: Wem1 wir 
denn in aller Konsequenz - wir haben ja alle die Un­
terlagen bekommen - der Wirtschaftlichkeitsberech­
nung des Reclmungshof folgen wollten, dann, liebe 
Kollegümen und Kollegen, \\iirden wir in Schleswig­
Holstcin Mämter als Beamte einstellen lUld Frauen als 
Angestellte. 

(Beifall bei BüNDNIS 90!DIE GRÜNEN) 

Da frage ich Sie, die Sie doch inuner die Fans des 
Rechnmtgshofs sind, ob Sie deun diese Konsequenz 
auch mittragen wollen, ob das denn Ihre Vorstellungen 
sind. 

(Martin Kaycnburg [CDU]: Das wollen \\ir 
mit Sicherheit nicht! Das ist ja Blödsüm!) 

Dam1 sagt der Reclmungshof noch • deshalb bin ich 
noch eÜlUlal nach vom gegangen, weil ich ilun dring­
lichst davon abraten möchte-: 

"Der Landesreclmmigshof wird ün Rahn1en 
einer Arbeitsplanung prüfen, ob eine derartige 
Untersuchung·' 

- also Angestellte/Beamte · 

.. ftir Schleswig-Holstein sinnvoll sein kami." 

Er schreibt mrher: 

"Eine UntersuchWig, ob beamtete oder ange­
stellte Lehrkräfte speziell in Schleswig­
Holstein langfristig günstiger sind, könnte nur 
durch eine landesspczifische, mnfangreiche, 
zeitaufwendige mtd mathematisch-statistisch 
abgesicherte Stichprobcnerhebmtg der einzeJ. 
nen benrllichen Lebensabläufe aktiver und 
pcnsionierter Lehrkräfte vorgenommen wer­
den.'' 

Da sage ich, Herr Korthals: Wenn Sie zu viel Arbeits­
kapazität haben. sagen Sie Bescheid. In den Schulen 
ist Bedarf. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Sie haben doch 
nur Angst vor der Untersuchung! Das ist Ihr 
Problem!) 

In den Schulen ist Bedarf. Ich glaube, dass die eine 
oder andere Person aus dem LandesreclmlUlgshof damt 
gern eimnal Vertretung in den Schulen machen kömttc. 
Aber ersparen Sie uns diese zeitaufwendige Untersu­
chung. 

(Beifall bei BüNDNIS 90!DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD • Martil1 Kayen­
burg [CDU]: Das ist doch mtglaublich!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Ich erteile der Frau Ministerin Erdsiek-Rave das Wort. 

Ute Erdsiek·Rave, Ministerin für Bildmtg, Wissen­
schaft, Forsclumg und Kultur: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren I Ich muss 
einfach noch einige Bemerkungen machen. Die erste 
Bemer!.:ung muss ich deswegen machen, weil ich für­
meine Mitarbeiteriruten und Mitarbeiter eine Fürsor­
gepflicht habe. Ich weise Begriffe zurück, die hier bei 
der Antwort auf die Große Anfrage ftir Mitarbeiterin· 
nen und Mitarbeiter verwandt worden sind, die daran 
gearbeitet, die dafür gereclmet und llmen Statistiken 
zur Verfügmtg gestellt haben. Diese Qualifikation als 
,,mogeln" oder als ,2ahienspielereien" weise ich mit 
Nachdruck zurück. Das ist eine Unverschämtheit. 

(Beifall bei der SPD und BÜNDNIS 90!DlE 
GRÜNEN Zuruf des Abgeordneten 
Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.] - Jost de Jager 
[CDU]: Tiuc Mitarbeiter sind doch gar nicht 
unsere Ansprechpartnerl) 

• Sie greifen damit genau die Menschen an. die diese 
Bereclmtmgen angestellt haben. Das weise ich mit 
Nachdruck zurück. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Neinl Wieso das 
denn?) 

- Jede dieser Bereclmmigen, jede dieser Statistiken ist 
nachprüfbar und diskutabel. Das kömten wir auch gern 
noch fortsetzen. Ich habe nichts gegen eine Sondersit­
zung des Bildungsausschusses zu dieser Frage einzu­
wenden. Dort körnten wir Ihnen das noch eüuual gcnau 
vorreclmen. Wir stellen llmen auch gern noch mclu 
Zahlemnatcrial zur Verfügung, nach dem Sie gar nicht 
gefragt haben, Herr Dr. Klug. Dieses Material haben 
"ir, un1 zu belegen, dass Sie hier auch manches schief 
dargestellt haben. 

(Sabine Sehröder [SPD]: Jal) 

Dazu muss ich auch noch zwei. drei Bemerkungen 
machen, weil das die intellektuelle Redlichkeit erfor­
dert. 

Das betriJTt ztmt einen die Frage: Was bezieht man 
eigentlich mit ein und was n.icht0 - In allen Schulstati­
stiken der Kultusministerkonfercnz, bei denen es um 
die Unterrichtsversorgung geht - ob das nun in Bay· 
ern ist, in Berlin oder in Schleswig-Holstein •. wird 
natürlich der eigenverantwortliche Unterricht der Re­
ferendare mit einbcrechnet. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90!DIE 
GRüNEN) 
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Es wird natürlich auch der HauswirtschaftsWlterricht, 
der katholische Religionsunterricht, der Werkstattun­
terricht mit einberechnet Wld es werden sogar die 
Mittel mit einbereclmet, die fiir den Unterrichtsausfall 
zur VerfugWlg stehen. 

Wir haben noch einmal nachgereclmet und herausge­
rechnet, wie viel Planstellenwerte das denn sind, weil 
ich auch meine. dass der Unterricht, der im Grunde 
erteilt werden muss, dann nicht doppelf gezählt werden 
darf. Aber das sind ganze 50 Stellenwerte von insge­
samt 437. die mit eingerechnet werden müssen. Ich 
gebe Ilmen das gern noch einmal schriftlich; 

(Martin Kayenburg [CDU]: Immerhin 10 %!) 

Sie brauchen das sich jetzt nicht zu notieren. Aber es 
ist einfach nicht in Ordnung, so zu tun, als gehörte das 
gar nicht dazu. 

Der zweite PWlkt. zu dem ich etwas sagen will - Sie 
bauschen das hier einfach auf. als wäre das so drama­
tisch wie sonst irgendetwas -: zur so genannten 65 %­
Variante. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ekkehard King 
[F.D.P.J) 

- Das ist doch schon vor vier Jahren im Zusammen­
hang mit dem KLAUS-Konzept diskutiert worden! 
Dann ist Ihr Gedächtnis vielleicht kurz. Gut. Jetzt 
wissen Sie es ganz genau. 

Ich sage Ihnen eines: RWld ein Drittel werden in die 
vorhandenen Klassen gehen. Aber nWl muss man sich 
ja eimnaL um das zu entdramatisieren, die tatsächli­
eben Zahlen angucken. Es sind ungefahr 10.000 
Schülerinnen und Schüler und wir haben im Land um 
und bei 14.000 Schulklassen. Rechnen Sie sieb doch 
bitte eimual aus, was das bedeutet: I 0.000 Schüler auf 
14.000 Klassen. Hier nWl an die Wand zu malen, es 
gebe ein dramatisches Ansteigen der Durchschnitts­
klassengrößen. ist natürlich albern, und das wissen 
Sie auch. 

( Holger Astrup [SPD]: Da bin ich nicht si­
cher, dass die das wissen!) 

Letzte Bemerkung zu den 120 Planstellen, die organi­
satorisch erwirtschaftet werden müssen! Auch da 
kommt man ja auf den Teppich zurück, wenn man das 
in Relation zu den vorhandenen Planstellen setzt. Wir 
haben ungefahr I 8.000 Planstellen; 120 müssen in 
fünf Jahren erwirtschaftet werden. Das sind weniger 
als I %. Herr Dr. Klug, vertrauen Sie darauf, dass das 
nicht dramatische Veränderungen in der Unterrichts­
versorgWlg ergeben wird, sondern dass das wirklich, 
ohne dass man das merkt, erwirtschaftet werden kann. 

Abschließende Bemerkung! Jede Prognose ist immer 
nur so sicber wie die Statistiken, die WlS zur Verfii­
gung stehen. Und das ist die Bevölkerungsstatistik. 
Wir werden WlS wahrscheinlich in einem halben Jahr 
oder in einem Jahr wieder darüber unterhalten. Die 
letzte Bevölkerungsstatistik musste, was die Schüler­
zahlen angeht, bereits _nach unten korrigiert werden. 
Wir sind gespannt, was die nächste Bevölk=gsstati­
stik ergeben wird. Alles das, was wir jetzt bereclmen, 
hängt von vielen Variablen ab, und ich denke, wir sind 
mit dem, was wir jetzt berechnet haben, und mit dem, 
wie wir dem Bedarf in den nächsten Jahren begegnen 
wollen, auf einem guten Weg. 

Für den Beginn der neuen Wahlperiode \\Ünsche ich 
mir allerdings keine Debatte um Zahlen und Statisti­
ken, sondern darüber, was Schüler von morgen lernen 
müssen. 

(Beifall bei SPD m1d BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriete Kötschau: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit 
scbließe ich die BeralWlg. Es ist kein Antrag gestellt 
worden, sodass der Tagesordnungspunkt mit dieser 
Debatte erledigt ist. 

Ich rufe jetzt TagesordnWlgspwikt 12 auf: 

Gesamtschule Ratekau 

Antrag ilef Fral..i:ionen von CDU Wld F.D.P. 
Drucksache !4/26!1 

Wird das Wort zur Begründwtg ge\>ünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort 
hat Herr Abgeordneterde Jager. 

Jost de Jager [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir, die 
CDU-Fraktion und die F.D.P.-Fraktion, wollen mit 
unserem Antrag erreichen, dass ausgeschlossen wird, 
dass die beantragte Gesamtschule Ratekau noch zum 
Schuljahr 2000/2001 genelunigt wird. Das hat mehrere 
Gründe. 

Die reguläre Antr.1gsfrist war bereits ant I. November 
vergangeneu Jahres abgelaufen, als der Antrag am 
7. Dezember im Kreistag Ostholstein beschlossen 
wurde. Aufgrund einer Kleinen Anfrage haben wir 
erfahren, dass diese Frist nicht zwingend ist und dass 
es Ausnahmeregelungen gibt, die es erlauben, noch zu 
einem späteren Zeitpunk1 eine Genehmigwtg auszu­
sprechen. Wir glauben aber, dass hier eine Lex Rate­
kau dadurch entsteht, dass der Kreistagsmehrheit von 
Rot-Grün in Ostholstein im Vorfeld gesagt worden ist: 
Thr könnt die Gesamtschule beantragen. Denn sonst 
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hätten die am 7. Dezember diese Entscheidung im 
Kreistag überhaupt nicht mehr beschlossen. 

Wir glauben dennoch, dass man sich an die Frist 
I. November halten sollte, gerade in der jetzigen Si­
tuation, weil es nicht richtig wäre, kurz vor Tore­
schluss, vor dem Ende einer Legislaturperiode noch 
Fakten zu schaffen. Deshalb ist es richtig, dass wir 
diesen Antrag gestellt haben. Wir gehen davon aus, 
dass Sie ihm zustimmen. 

Hinzu kommt, dass das Verfahren der Antragstellung 
Gegenstand rechtlicher Bewertw1gen gewesen ist, 
wobei die Klage der CDU-Kreistagsfraktion- das sage 
ich gern - zurückgewiesen wurde, materiell die Kreis­
tagsfraktion aber Recht bekommen hat, indem gesagt 
wurde, der Kreis Ostholstein hätte die Schulträger­
schaft nur mit Zweidrittelmehrheit übernelunen dür­
fen, nicht aber mit einfacher Mehrheit, wie er es getan 
hat. Das heißt. schon in1 Verfahren selbst gibt es Feh­
ler und das ist keine Gnmdlage ftir eine sclme!le w1d 
übereilte Entscheidm1g in einem Haurnck-Verfalrren. 

(Beifall bei der CDU) 

Hinzu kannnon noch praktische Fragen. Ich bin 
Dienstagnaclunittag noch einmal dort gewesen m1d 
habe mir das angesehen und musste feststellen. dass 
nichts geregelt ist. Man weiß noch nicht einmal. wo 
die Container, in denen die Gesamtschule zm1ächst 
eimnal nntergebracht werden solL überhaupt stehen 
sollen. Es ist auch so. dass das Anmeldeverfahren 
für Gesamtschulen eigentlich in wenigen Tagen be­
gümen würde. Es gibt praktisch überhaupt keine Vor­
aussetzmlgen, die Schule zum konunenden Schuljalrr 
zu genehmigen, nnd deshalb darf das nicht geschehen. 

Frau Ministerin. ich habe ja Verständnis für Ilrre Lage 
-die ist nämlich wirklich schwierig-, weil Sie poli­
tisch sozusagen zwischen Baum und Borke sitzen. 
Genehmigen Sie die Gesamtschule, dann f:illt der 
Schleier bildungspolitischer Gutbürgerlichkeit herab, 
mn den Sie sich in den vergangeneu Monl!ten so sehr 
bemüht haben. 

(Beifall bei der CDU - Holger Astrnp [SPD]: 
Das ist eine Wortwahl I - ZtlTUfe \On SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Genehmigt Sie die Gesamtschule nicht, dmm hätten 
Sie die ostholsteinischen Frennde von Rot nnd Grün 
ins offene Messer laufen lassen m1d die hätten alle 
Glaubwürdigkeit verloren. Eine schwere Entscheidung 
für Sie! 

(Unruhe) 

Deshalb - dazu gehört nicht viel Phantasie - wird der 
Lösnngsversuch darin bestehen, die Entscheidung 
hinauszuzögern. 

Ich sage Timen aber: Keine Entscheidnng zu treffen ist 
der Beweis daftir, dass Sie Thre Gesmntschulpolitik am 
Ende doch fortsetzen wollen. 

(lrene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN]: Natürlich w~ollen wir die fortsetzen! -
Kari-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es hat auch nie jemand etwas 
anderes gesagt!) 

- Na gut, es \\ird ja immer der gegenläufige Eindmck 
erwecki. 

(Kari-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wo d01m?) 

Es wird innner der Eindruck enycckt, als ob das alles 
gar nicht so schlimm sei und Sie in dem Bereich so 
nett seien. Das Gegenteil ist der Fall. 

Deshalb fordere ich Sie auf. unserem Antrag zuzu­
stimmen. Sonst geben Sie das Signal, dass Sie weiter­
hin die Gesamtschulpartei in Schleswig-Holstein sind, 
die Sie immer waren und die dazu übergehen wird, 
Schleswig-Holstein flächendeckend mit Gesamtschu­
len zu ü herziehen. 

(Beifall bei der CDU- Holger Astrnp [SPD]: 
Ich hätte nie gedacht. dass mm1 Frau Val­
quarz noch überbieten kann! - Karl-Martin 
Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Jetzt haben Sie nns aber entlan1! - Weitere 
Zurufe von SPD m1d BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Koste es, was es wolle. In Ratekau ist eine Schule im 
Entstehen begriffen. die mindestens 50 bis 60 Lclrr­
kräfte brauchen wird. Diese 50 bis 60 Lehrkräfte wer­
den aber aus dem bestehenden System geschnitten, das 
heißt, aus dem gegliederten Schulwesen herausge­
nommen. Um an die eben gefuhrte Debatte anzuknüp­
fen - es ist ja nicht so, dass Sie den Bedarf von Leh­
rern an Gesamtschulen noclt eimnal auf den generellen 
Lelrrerbedarf draufsatteln. Das heißt: Jede Gesamt­
schule, die neu entsteht wird zulasten des gegliederten 
Schulwesens eingerichtet. 

Deswegen fordere ich Sie auf: Stinuueu Sie unserem 
Antrag zu! Eine CDU-Rcgicnmg würde die Gesamt­
schule in Ratekau nicht gcneluuigen. Wir haben ge­
sagt: Wir lassen die bestehenden Gesamtschulen be­
stehen, aber werden keine weiteren cimichtcn. Mein 
Besuch in Ratekau hat mich davon überzeugt. dass das 
die richtige Linie ist. 

(Beifall bei CDU nnd F.D.P. - Irene Fröhlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war 
nichts! Der Witz stinuute nicht, die Bilder 
stillunten nicht') · 
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Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Das Wort hat Herr AbgeordneTer Zahn. 

PeterZahn [SPD]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Man muss 17 Jahre im Schleswig­
Holsteinischen Landtag sein, um zum ersten Mal zur 
Bildwtgspolitik zu reden. 

(Beifall bei SPD und BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN - Holger Astrup [SPD]: Es kann 
nur besser werden, Herr Kollege!) 

Ich verspreche llwen aber, dass es auch das letzte Mal 
sein wird. 

(Karl-Martin Hentschel [BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN]: Man weiß nie!) 

Das war die erste persönliche Bemerkung. Frau Präsi­
dentin. ich erlaube mir, am Schluss noch eine kleine 
persönliche Bemerkw1g machen zu dürfen. Lassen Sie 
mich aber zunächst auf den Sachverhalt eingehen. Es 
geht hier nicht um inhaltliche Fragen der Gesamt­
schule, ja oder nein. Es geht hier darum, dass wir fest­
zustellen haben, dass wir mitten in einem Verwal­
tungsakt sind, den die Bildungsministerin mit ihrem 
Haus durchzufUhren hat. Das ist im Prinzip gar kein 
Titema ftir den Schleswig-Holsteinischen Landtag, 
jedenfalls nicht im jetzigen Stadium. 

(Beifall bei SPD und BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN) 

Deshalb wundere ich mich schon sehr, dass hier diese 
Debatte vom Zaun gebrochen werden musste. Sie dient 
wie die Debatte vorhin auch mehr dem Zweck, den 
bildungspolitischen W alllkampf zu fUhren. 

(Irene Fröhlich [BüNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN]: So ist es!) 

Ich kann gut verstehen, wenn Sie das wollen; aber es 
bringt uns in der Sache überhaupt nicht weiter. Des­
halb werden wir Ihren Antrag auch ablehnen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie 
mich inhaltlich folgendes sagen: Ausgereclmet beim 
!HK-Empfang in Lübeck hat Herr Teltschik, Ex­
Kanzler-Berater eines Ex-Kanzlers gesagt: Bildungs­
politik ist die erste Stufe ftir eine gute Sozialpolitik. 
Das unterstreiche ich ausdrücklich. Wer das wie Herr 
Teltschik bejaht 

(Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: Er hat die 
bayerische Schulpolitik als vorbildlich darge­
stellt!) 

- Moment! -, der muss sagen, dass zu dieser Frage 
auch der freie Zugang zu allen gesetzlich geregelten 

Schulformen gehört. Nicht mehr und nicht weniger 
wollen wir in Schleswig-Holstein erreichen, sehr ge­
ehrter Herr de Jager. 

(Beifall bei SPD und BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN) 

Das gilt übrigens nicht nur in Schleswig-Holstein, 
sondern in der gesamten Bundesrepublik. Auch in -
Bayern gibt es Gesamtschulen. In München heißt eine­
Gesamtschule "Willy-Brandt-Schule". Das freut mich 
als Sozialdemokrat natürlich sehr 

(Beifall der Abgeordneten Frauke Walhofll.. 
[SPD]) 

und unterstreicht, dass selbst die Bayern erkannt ha­
ben, dass gesetzlich geregelte Schulformen anzuerken­
nen und zu unterstützen sind. Nur Sie auf der rechtet! 
Seite des Hauses haben das offensichtlich noch nicht 
so richtig verinnerlicht. Der gesetzlich geregelte El­
temwille ist gerade in der Gemeinde Ratekau und im 
Umfeld, im Kreis Ostl1olstein, nach den gesetzlichen 
Vorschriften zweimal ganz eindeutig festgestellt wor­
den. Das ist doch eine ganz entscheidende Größenord­
nung, 

(Zuruf des Abgebrdneten Holger Astrup 
[SPD]) 

um die man sich nicht nur kümmern muss, sondern vor 
der man Respekt haben muss, dass es diesen Eltern­
willen gibt. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD - Holger 
Astrup [SPD]: Bei der CD U gibt es guten und 
schlechten Elternwillen!) 

Meine Damen und Herren von der CDU und der 
F.D.P., diesen Respekt sollten Sie wirklich aufbringen 
und endlich einmal Schluss machen damit. gegen die 
Gesamtschule zu wettern. Herr de J ager, wir reden 
über die 23. Gesamtschule in Schleswig-Holstein 

(Hol$er Astrup [SPD]: Von 1.000 Schulen!) 

bei 1.20j) Schulen in Schleswig-Holstein. Und da 
überzieh!lll wir mit 23 Gesamtschulen das ganze 
Land? Diese Formulierung von Ihnen war nicht sehr 
glücklich. 

Auch die eindeutigen Mehrheitsverhältnisse im osthol­
steinischeti Kreistag und in der Gemeinde Ratekau 
müssen anerkannt und berücksichtigt werden. 

(Irene Fröhlich [BüNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN): Damit hat die CDU offenbar Schwie­
rigkeiten!) 

- Wahrscheinlich. 
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Jetzt hat die Bildungsministerin das Wort. Sie hat die 
schulaufsichtliche Geneluuigung zu erteilen oder auch 
nicht. Das ist die Entscheidtmg ihres Hauses. 

Sie haben hier zugegeben. dass Sie den Prozess, den 
Sie angestrengt haben, verloren haben. Sie haben \Dm 
Verwaltungsgericht in der Grundsatzfrage kein Recht 
bckonunen. Auch die Kommm.talaufsicllt hat dem In­
ncnministcr Recht gegeben, dass sein Umgang _mit der 
Entscheidung des Landrats, ob Widerspruch eingelegt 
wird oder nicht akzeptiert werden kmm. Das wird sich 
vielleicht noch zeigen. Eindeutig ist, dass diese Ent­
scheidung. die Sie vielleicht noch anfechten werden, 
vielleicht einen zeitlichen Aufschub bringen kamt. Sie 
krum die Entscheidung selbst jedoch nicht aufheben. 

Wir haben daher großes Zutrauen in das Bildungsmi­
nisteriwn - an die Ministerin und ihre Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter-, dass eine sachgerechte m.td - Herr 
de Jager meinetwegen auch - gutbürgerliche Entschei­
dung gefallt werden kmm, um die Gesmntschule im 
Süden Ostholsteins auf den Weg zu bringen. Das auch 
unter Berücksichtigung des zeitlichen Problems, das 
bei der Akzeptanz eines anderen zeitlichen Begiwts 
dieser Schulfenn greifen könnte. Die Eltern werden 
genau wissen, wem sie es zu yerclanken haben, wenn 
eine weitere zeitliche Verzögenmg notwendig wird. 
Das muss ganz eindeutig gesagt werden. 

Ich bedauere das ganz besonders, da auch ich mich 
bereits einige Jahre lang um dieses Problem geküm­
mert habe. Da hilft es auch nicht, wenn man sich noch 
eilllllal über das Provisoritllll und seinen Stmtdort Ge­
danken macht. Auch dies ist mit Sicherheit lösbar. Im 
Prinzip ist alles lösbar. Lassen Sie uns endlich dem 
Eltemwillen im Kreis Ostltolstein stattgeben und den 
Kindem die Möglichkeit geben, diese Bildungsmög­
lichkeit auszuschöpfen. 

(Beifall bei SPD mtd BÜNDNIS 90/DlE 
GRÜNEN) 

Zum Schluss noch eine persönliche Bemerktmg. Ich 
höre im Schleswig-Holsteinischen Landtag auf. 

(Dr. Jürgen Hinz [SPD]: Das ist bedauer­
lich!) 

Das ist meine letzte Rede. Ich bedanke mich partei­
übergreifend bei Ilmcn allen für eine faire und stets 
sachliche Zusammenarbeit. Dies hat mir I 7 Jahre lmtg 
sehr geholfen. Sie sind diejenigen, mit denen ich dar­
über reden kmm. Es gab viele, die heute nicht mehr 
hier im Parlament sitzen. Ich bedanke mich auch bei 
denen, die mit mir umgegangen sind mtd mi.t denen ich 
versucht habe einiges zu erreichen. Das gilt für die 
Polizeibeamten int Lande Schleswig-Holstcin, die 
Feuerwehr, die Gewerkschaften oder auch den Sport-

bereich. Das war eine angenehme Zusammenarbeit 
mtd hat mir sehr viel Spaß gemacht. 

Ein besonderer Dank gilt auch meinem Illllenminister. 
mit dem ich zwölf Jahre lang hervorragend zusam­
menarbeiten konnte. Ich denke. dass darf ich hier sa­
gen. 

(Beifall im ganzen Haus) 

Ihnen allen wünsche ich viel Erfolg - der einen Seite 
etwas weniger, der anderen Seite etwas mehr. Vor 
allem wünsche ich Timen Gesundheit. Ich weiß, worauf 
es da. ankonmJt. 

(Anhaltender Beifall im ganzen Haus) 

Vizepräsidentin Dr. Gabrie\e Kötschau: 

Frau Abgeordnete Fröhlich hat das Wort. 

Irene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegimten und 
Kollegen! Nach diesem schönen persönlichen Wort 
von Ihnen. Herr Zahn. geht es nm.t wieder in die Nie­
derungen der täglichen Auseinandersetzung. Es wäre 
so schön, hier eilllllal eine Bildungsdebatte zwischen 
Reformpädagogik mtd konservativer Pädagogik m 
fuhren. Es würde sich wirklich lolmcn. das eiuntal zu 
twL Stattdessen geht es wn Zahlenkolonnen m>d Ver­
waltungshandeln, das sich der parlamentarischen Ent­
scheidung im Gnmde genonunen vorerst entzieht. 

Der Kreis Ostholstein hat die Einrichtung einer Ge­
samtschule in Ratekau Zlllll Schuljahr 2000/200 I be­
mttragt, nachdem eine ausführliche Befragung aller 
Eltem mit denmächst schulpflichtigen Kindem in der 
Gemeinde einen ausreichenden Bedarf ergeben hat. 
Das weitere Verfahren ist in den §§ 15 trnd 16 des 
Schulgesetzes geregelt. Das Ministerimn wird den 
Antrag überprüfen. zusmmnen mit Kreis und Gemein­
de die Standortfrage klären m.td drum entscheiden. ob, 
wie m.td zu welchem Zeltpunkt d1e Gesamtschule cut­
gerichtet werden soll. 

Wie ich die sorgfaltige Amtsftihrung der Ministerin 
keime, wird sie sicherlich noch abwarten, bis der Be­
schluss des Kreises rechtlich sattelfest ist. Hier hat das 
Verwaltungsgericht Schleswig Anfang der Woche 
mit der Ablelmm.tg des Antrags der CDU-Kreis­
tagsfraktion auf Erlass einer einstweiligen Anordmmg 
eine wichtige Vorentscheidmtg gefällt. Wanun also 
sollte der Landtag in ein laufendes tmd offensichtlich 
absolut korrekt durchgeführtes Verfahren eingreifen? 
Das entspricht nicht der Gewaltenteilung. Derartige 
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Eingriffe dienen schon gar nicht einer effek-tiveren 
Arbeit der öffentlichen Verwaltung. 

(Beifall bei BüNDNIS 90/DIE GRüNEN 
und des Abgeordneten Jürgen Weber [SPD]) 

W arwn besteht überhaupt diese maßlose Aufregung 
der Opposition? Ich zitiere aus der Presseerklänmg des 
Kollegen Sager vom 7. Dezember 1999: "Die Ein­
richtung der Gesamtschule geschieht gegen den er­
klärten Willen der Bevölkerung und gegen den erbit­
terten Widerstand der Gemeinden und Städte in Ost­
holstein. ·• 

Der neue Bildungsexperte der CDU-Fral.iion kommt 
noch am gleichen Abend, an dem der Kreistag der 
Trägerschaft ftir die neue Gesamtschule zugestinuni 
hat. zu dem Ergebnis, dass diese genauso wenig ge­
nelunigungsflillig sei wie zuvor die Gesamtschule in 
Lübeck. Wir sollten Herrn Sager im Bildungsministe­
rium anstellen. 

(lngrid Frauzen [SPD]: Nein!) 

Der Mann macht ja die Arbeit ganzer Abteilungen an 
einem Tag. So etwas ist ja ein Wunder. Nein, das war 
nicht bespnders ernst gemeint. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ekkehard Klug 
[F.D.P.]) 

Ich will Ihnen sagen, woher diese Aufregung rührt. 
Das Votum der Eltern in Ratekau für die Gesamt­
schule ist ein Menetekel ftir die Schulpolitik von CDU 
und F.D.P. Thnen. meine Damen und Herren von der 
Opposition, \\-ird allmählich klar, dass sich die Eltern 
in diesem Land nicht widerspruchslos ihrer Rechte 
berauben lassen werden. Eltern wollen die bestmögli­
che Ausbildung ftir ihr Kind. Sehr viele sehen die 
Gesan1tschule als diejenige Schulform an, die dies am 
ehesten gewährleistet. So Unrecht haben sie damit 
nicht. Eine Landesregierung, die die Einrichtung neuer 
Gesamtschulen untersagen sollte, würde sich Proteste 
in einem Ausmaß einhandeln, die denen zur von CDU 
und F.D.P. 1998 initiierten Kampagne gegen das 
Schulgesetz in keiner Weise nachstünden. Gleiches 
gilt ftir Ihre Pläne. die Möglichkeitep. der besonderen 
pädagogischen Zuwendung ftir das einzelne Kind da­
durch zu unterbinden, dass ftir diese Zusatzaufgaben 
keine Lehrkräfte mehr zur V erftigung gestellt werden. 

CDU und F.D.P. wollen die Gesamtschule aushungern, 
weil sie ihre Wurzeln in der Reformpädagogik der 
siebziger J alrre hat. Schade eigentlich, dass Sie inuner. 
noch nicht da angekonnnen sind, wo wir in den siebzi­
ger Jahren diskutiert haben. Dies wird llmen nicht 
gelingen. Da ist nicht nur Rot-Grün vor, sondern eben 
auch - siehe Ratekau - der Elternwille! Sie werden sich 
eine Flut von Protesten einhandeln, sollten Elternent-

scheidnngen über die weiterfUhrende Schule ftir ihr 
Kind, die mehr als eine Stufe von der Empfehlung des 
Grundschulgutachtens abweichen, von der Schulkonfe­
renz aufgehoben werden können. Ich weiß wohl, dass 
bei dieser Entscheidung oftmals das Renommee der 
Schulart eine Rolle spielt. Eltern brauchen daher an 
dieser Stelle ausführliche Beratung. Wenn sie sich 
danach aber ftir eine Schulart entschieden haben, die 
sie als die beste ftir ihr Kind ansehen, dann soll das 
auch Bestand haben. 

(Beifall bei BüNDNIS 90/DIE GRüNEN 
und SPD) 

Alles andere ist nicht weniger Staat - wie CDU und 
F.D.P. dies inuner fordern-, sondern zu v-iel. 

BüNDNIS 90/DIE GRüNEN steht zur Gesamtschule 
als vierte Schulart in unserem Schulsystem. Da muss 
überhaupt nichts entschleiert werden, da haben wir nie 
etwas anderes gesagt nnd da wird auch keine Maus 
den Faden abbeißen. Wir freuen nns über das Votum 
der Eltern in Ratekau und über den Beschluss des 
Ostholsteiner Kreistages. Wir hoffen, dass die Ge­
samtschule Ratekau illre Arbeit noch in diesem Jahr 
aufuehmen kann, und wir wissen, dass die Entschei­
dung darüber in gnten Händen ist. Daher werden wir 
Ihren Antrag selbstverständlich ablehnen. 

(Beifall bei BüNDNIS 90/DIE GRüNEN 
und SPD) 

Vizeprllsldentln Dr. Gabrlele Kötschau: 

Herr Abgeordneter Dr. Klug hat das Wort. 

Dr. Ekkehard Klug [F.D.P.]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nachdem 
Frau Frohlieh sehr beredt darüber Klage geftihrt hat, 
dass im Landtag nicht über Reformpädagogik debat­
tiert wird, muss ich leider feststellen, dass Frau Kolle­
gin Fröhlich in v-ier Jalrren Landtagszugehörigkeit 
offenbar keinen einzigen reformpädagogischen Antrag 
hier eingebracht hat. 

(lrene Fröhlich [BüNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN]: Wir haben das Schulgese emacht!) 

- Frau Kollegin Fröhlich, Sie sind dw Bildungsspre­
cherio der Grünen. Wenn das so sein sollte, dann ist 
das als Bilanz grüner Bildungsarbeit mehr als dürftig. 

Zu unserem Antrag: Der Kreis Ostholstein hat die 
Frist zur rechtzeitigen Aruneldung der Einrichttmg 
einer integrierten Gesamtschule versäumt. 

(Zuruf des Abgeordneten Matthias Böttcher 
[BÖNDNIS 90/DIE GRüNEN]) 
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Das ist der Sachverhalt. Natürlich gibt es die Mög­
lichkeit einer Ausnaluneregelung. Ausnaluneregelun­
gcn gibt es inuner zu treffen. Aber welchen Grund gibt 
es in diesem Fall. eine Ausnaluueregclung zu befür­
worten. wie Sie es offensichtlich ttm'' Man muss dazu 
in Betracht ziehen. welche Voraussetzungen der Kreis 
Ostholstein ftir den Start einer solchen neuen Gesamt­
schule in Ratekau überhaupt liefert. Er will den Be­
trieb zum Schuljahr 2000/2001, also 21acb den Som­
merferien diesen Jahres. in Containem irgend wo in 
Ratekau - der Standort ist noch gar nicht so klar -
gewährleisten. Meine Damen mtd Herren. vor der 
Genelunigung eines Notaufnahmelagers ftir Gesamt­
schüler, Frau Ministerin Erdsiek-Rave, 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Unerhört!) 

kmm ich Sie wirklich nur wan1en. 

(Beifall bei der F.D.P ) 

So zu tun. als ob hier quasi eine Fluchtbewegung über 
die Ostsee eingesetzt hätte und die Leute irgendwo an 
der Lübecker Bucht landeten 

(Zuruf der Abgeordneten Irene Fröhlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

mtd nmt in einer neu in Containem aufzubauenden 
Einrichtung mtlergebracht werden müssten. alme alle 
zu einer guten Schule mtd ihrer Arbeit gehörende ln­
frastruktnr znr Verftigmlg zu stellen, davor kamt ich 
nnr wamen. Die körnten Sie ja gar nicht gewährleisten. 

(lrene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN]: Mit Katastrophenbildern werden Sie 
es auch nicht schaffen!) 

Das Ding soll in mehreren Bauabsclmittcn nach den 
Planungen des Kreises erst im Jahre 2008 fertig sein. 
Vor diesem V erfahren, bei dem die Mehrheit des Krei­
ses Ostholstein die Chuzpe hat, Schülem so el\vas 
zuzumuten w1d das auch noch im Ralunen einer Aus­
nahmegenclunigung - zwei Augen zugedrückt - durch­
gehen lässt, krum ich Sie wirklich nur wamen. Das 
wird. wem1 Sie das bis zum Ende Ihrer Regierungszeit 
am 27. Februar so durchziehen sollten. ftir Sie nicht 
gut ausgehen. 

(Beifall bei F.D.P. tmd CDU- Zuruf des Ab­
geordneten Holger Astmp [SPD]) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriefe Kötschau: 

Ich erteile Frau Ministerin Erdsiek-Rave das Wort. 

Ute Erdsiek-Rave, Ministerin fiir Bildung, Wissen­
schaft. Forschung m1d Kultnr: 

Frau Präsidentin' Meine Damen und Herren! Manch­
mal sind es ja die kleinen Nebenbcmerkungen. die so 
verräterisch sind. 

(Zuruf 1 on der SPD: Richtig!) 

Sie haben ja doch manchmal Ihre Schwierigkeiten mit 
m1r. 

(lngrid Frauzen [SPD]: Ja. das finde ich 
schön I) 

Ich kann Ilmen aber versichem, das, was Sie äTs Gut­
bürgerlichkeit beschreiben, ist keine Maske. Das ist 
das Ergebnis von guter Erziehung und Aufwachsen in 
einem zugegebenermaßen bürgerlichen Heim. Das 
werden Sie auch dnrch solche miesen Unterstellmtgen, 
die in solchen Bemerkm1gen liegen. - -

(Beifall der Abgeordneten Sabine Sehröder 
[SPD]) 

Von Maske mtd von Gutbürgerlichkeit zu reden. das 
muss ich schon sagen, das geht an die Grenze. 

(Holger Astmp [SPD]: Das beweist die Den­
ke!) 

Meine Damen und Herren. ich habe mich schon im 
Dezßmbcr gefragt. was Ihr Antrag eigentlich soll. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Jetzt erst?) 

Sie haben eine Kleine Anfrage gestellt und eine Ant­
wort daraufbekommen. Das wäre es im Grunde gewe­
sen. Man muss sich jedoch fragen, was eigentlich hin­
ter Ihrem Antrag stecki. Ich glaube, dass schon etwas 
anderes dahinter steckt. Es ist zwn einen eine gewisse 
Verunsicherung - die bei llmen natürlich da ist- vor 
dem Willen derjenigen Eltern und Schülerinnen und 
Schüler. die dort vor Ort eine Gesamtschule wollen. 
Das ist das eine. Nach meiner Ansicht steht ztun ande­
ren ein Staatsverständnis dahinter, das von Dirigismus 
bestinnnt ist und kein Zutrauen zur konmmnalen Ebene 
hat - in diesem Fall zu den Schulträgem -. auch nicht 
dazu. dass dort vemünftige Lösungen überlegt werden. 
Von derselben Qualität ist auch der Begriff 10m 

,.Einkassieren·' einer solchen Genelnnigmtg. Was ist 
das eigentlich für ein Staatsverständnis, we1m man 
sagt, eine rechtmäßig erteilte Geneluuigung werde mal 
eben wieder einkassiert" Das kömten Sie nicht ernst­
haft meinen. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und Beifall 
der Abgeordneten !reue Fröhlich [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] - Wolfgang Kubicki 
[F.D.P.]: Man kann sie widemtfen oder zu­
rücknehmen!) 
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- Ja. Herr Kollege, dazu bedruf es guter Begründung. 

Also half es auch wenig, dass Ihre Parteifreunde vor 
Ort versuchtc:n, vor den Gerichten Recht zu bekom­
men. Auch damit sind sie vorläufig gescheitert. Der 
Antrag ist vom Verwaltungsgericht als unzulässig 
verworfen worden. Zu Recht hat das Gericht in seiner 
Begründung darauf hinge"~esen, dass den Abgeord­
neten und den Fraktionen diese Befugnis gar nicht 
zusteht. sondern die Prüfung des objektiven Rechtsver­
stoßes der Staatsaufsicht - in diesem Fall der Kommu­
nalaufsicht - zusteht. Sie haben wieder einmal politi­
sche Willensbildung mit Rechtmäßigkeitskontrolle 
verwechselt. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Das unterschei­
det uns von den Grünen fundamental!) 

Vielleicht haben Sie das erreicht, was Sie wollten, 
nämlich die Verzögerung im weiteren Verfahren. Das 
ist nämlich das Ergebnis. 

(Beifall der Abgeordneten Sabine Sehröder 
[SPD]) 

Nun ist es selbstverständlich, dass die Landesregie­
rung Respeki vor den Entscheidungen der Gerichte hat. 
Wir werden natürlich abwarten, bis die getroffenen 
Entscheidungen rechtskräftig sind, und wir werden 
auch abwarten - da bin ich mit dem Innenminister 
einig -. dass die kommunalaufsichtliche Bewertung, 
die schon einmal erfolgt ist, im Lichte dessen, was das 
Verwaltungsgericht gesagt hat, noch einmal geprüft 
wird. Ich glaube, es ist vor allem deswegen richtig, 
weil die Eltern und auch der kiinftige Schulträger ei­
nen Anspruch darauf haben, dass alles, was sie tun, 
rechtssicher ist und bleibt. 

Auch unsere internen Prüfungen sind noch nicht abge­
schlossen. Ich will an dieser Stelle aber deutlich sagen, 
nach dem derzeitigen Stand der Prüfung des Antrags 
im Bildungsministerium spricht sehr viel dafur, dass 
dieser Antrag genehmigungsrahig ist. Aber Genehmi­
gungen werden schuljahrbezogen ausgesprochen. Es 
wird darüber zu entscheiden sein, werm all das abge­
schlossen ist. was ich eben gesagt habe, ob das Auf­
naluneverfahren an der geplanten Gesamtschule durch 
die von Ihren Parteivertretern verursachten und zu 
verantwortenden Verzögerungen noch möglich wird. 

Eines scheint klar zu sein: Offenbar wollen nicht nur 
genügend Eltern und auch der Schulträger eine Ge­
samtschule. Auch die Befragung. die übrigens dazu 
geftihrt hat, dass der Antrag so spät beschlossen wur­
de. hat ergeben. dass die Zusanunensetzung der Schü­
lerschaft der gewollten DritteJung nach Schulartemp­
fehlung entsprechen könnte. Das muss ich mit dieser 
Einschränkung sagen. 

Meine Damen und Herren, das alles mrd Ihnen von 
der Opposition nicht gefallen, was wir gesagt haben. 
Sie hätten vermutlich eine ganz andere Auseinander­
setzung gehabt, aber wir werden auch hier wieder 
erleben, dass meine Entscheidung sorgfaltig vorberei­
tet und sachgerecht ist und ohne den Zeitdruck von 
Wahlterminen erfolgen mrd 

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten 
Irene Fröhlich [BüNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN] und Monika Heinold [BüNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] - Holger Astrup [SPD]: 
Wie immer!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die Beratung. 

Wer dem Antrag der Frakiionen von CDU und F.D.P. 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Dieser Antrag ist 
mit deii Stimmen· der Frak1ionen von SPD und 
BüNDNIS 90/DIE GRüNEN abgelehnt. 

Wir treten in die Mittagspause ein und beginnen um 
15:00 Uhr mit der Beratung des Tagesordnungspunk­
tes 10, Gefahr-Hunde-Verordnung. Ich wiinsche Timen 
eine schone Mittagspause. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung: 13:07 bis 15:01 Uhr) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Sitzung ist wie­
der eröffuet. Ich freue mich über die Qualität der An­
wesenden, vermisse jedoch eine gewisse Quantität. 

Ich rufe T agesordnungspunk1 I 0 auf: 

Gefahr-Hunde-Verordnung 

Antrag der Frak-tion der F.D.P. 
Drucksache 14/2559 

Antrag der Frak-tionen von SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRüNEN 
Drucksache 14/2693 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Mit dem Antrag der F.D.P. wird ein 
Bericht .. der Regierung erbeten. Daher gebe ich zu­
nächst einmal Herrn Innenminister Dr. Wienholtz das 
Wort. 

Dr. Ekkehard Wienholtz, lnnenminister: 

· Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Immer wieder ereignen sich Zwischenfalle mit 
so genannten Kampfhunden, bei denen Menschen oder 
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andere Tiere zum Teil schwerwiegend verletzt werden. 
Einige Beispiele: ,,Süddeutsche Zeitung'· vom 
10. Juni 1996 - StalTordshire Terrier hat 53-jährige 
Frau angefallen und zu Tode gebissen-; "Schleswig­
Holsteinische Landeszeitung'' vom 4. Februar 1999 -
Pitbull greift ein von einem 9-jährigen Mädchen ge­
führtes Pony an, das notgeschlachtet werden musste-; 
"Frankfurter Allgemeine Zeitung'' vom 14. Juni 1999-
5-jähriger Jmtge \\urde von einem American Staf­
fordshire Terrier mit unzähligen Bissen am Kopf 
scll\ver verletzt, der Junge befand sich aufgrund der 
sclmeren Verletzungen in Lebensgefahr-; und 
schließlich ,.Hantburger Morgenpost'· von heute -
Pitbull beißt Mädchen blutig. 

In all diesen Fällen, die man beliebig erweitern kmm. 
geht es um schreckliche mtd oftmals tödlich endende 
Vorkonmmisse. All diesen Fällen ist gcmeinsant, dass 
es sich um Hundehalter handelt, die mit ihren Tieren 
nicht mugehen kötmen, die ihre Tiere niclll beherr­
schen können. Es handelt sich um_ Tiere, die einen 
besonderen Aggressionstrieb mtd ein besonderes 
Beißverhalten aufweisen. Deshalb haben Yiele Men­
schen massive Ängste vor diesen Hmtden. Wir brau­
chen wirksamere Regehmgen zum Schutz der Bevöl­
kerung vor gefahrliehen Hunden. 

(Beifall der Abgeordneten Friedrich-Carl 
Wodarz [SPD]. Mattbias Böttcher [BÜND­
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Detlcf Matthies­
sen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das dient übrigens auch dem Schutz unzähliger durch­
aus friedlicher Hmtde, die innuer wieder Opfer von 
gefahrliehen Hunden werden. Dieses Ziel verfolgen 
die von mir im No,·ember letzten Jahres vorgestellten 
Eckpunkte einer entsprechenden Mustcrgesetzgebmtg. 
deren Erarbeitwtg die Konferenz der Innenminister 
und Senatoren der Lauder auf meine htitiative hin im 
Juni 1999 in Auftrag gegeben hat. Sie sollte nach mei­
ner AulTassWlg die folgenden Schwerpunkte zum In­
halt haben: die Einstufung von geflihrlichen Htmden in 
drei Kategorien. ein generelles Zucht-, Hmtdels- und 
lmportyerbot, die Verpflichttmg zur Kastration ftir 
bestirrnute Hunderassen und die Einftiluung eines 
Sachkunde- mtd Zuverlässigkeitsnaclmeises - des so 
genamtten Hmtdeführerscheins - sowie eine Pflicht­
Haftpflichtversichcrmtg für Halter \'Oll geflihrlichen 
Hunden. · 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und Beifall 
des Abgeordneten Detlef Matthiessen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Zur ersten Kategorie gehören nur vier Rassen bezie­
hungsweise Kreuzungen, bei denen die Gefährlichkeit 
unwiderlegbar vermutet wird. Bei den in der zweiten 
Kategorie genmmten Rassen köm1en die Halter die 

Ungefahrlichkeit ihrer Hmtde durch eine entsprechen­
de Prüfung nachweisen. Entgegen einem weit yerbrei­
tetem Irrttun werden Yon meinem Vorschlag der Hunde 
der dritten Kategorie zum Beispiel auch gefährliche 
Schäferhunde und Rothveiler erfasst, gegen die die 
Ordnungsbehörden Maßnalmten ,-erhängen köm1en. 
Für den Fall der Zuwiderhandltmg sind ftir den Halter 
empfmdliche Strafen vorgesehen. 

Als Gnmdlage für die Festlegung bestimmter gefahrli­
eber Hunderassen '"rrde die einschlägige Fachliteratur 
von Kynologen beziehungsweise Ethologen, Aussagen 
yon erfalrrenen Tierärzten mtd TierschützerR sowie 
Statistiken ausgewertet. Dabei ist mir natürlich be­
kannt, dass es auch Fachleute gibt, die sich gegen eine 
so genannte Rasseliste aussprechen. 

Für mich sind Yor allen die Aussagen zu den charak­
terisierenden rassespezifischen Merkmalen der 
aufgeführten Hunde entscheidend. So wird zum Bei­
spiel bei den yon mir in der Kategorie I genannten 
Terrierarten in der F achlitcratur häufig ein besonders 
aggressiYes Verhalten besclrrieben. das auf eine mas­
siYe Beschädigung des Gegners durch Beißen, Beiß­
schütteln mtd Festhalten gerichtet ist. Dieses aggressi­
ve und gef!ilrrliche V erhalten ist im Einzelfall nach 
Aussagen von Htmdeziichtem auch nicht behcrrschbar. 
Das heißt, noch so sorgfaltige und verantwortungsbe­
wusste Zucht und Haltung kann bei diesen Tieren den 
mlkontrollierbaren Ausbruch ihrer Veranlagung nicht 
ausschließen. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Quatsch!) 

Vom geziehen Einsatz dieser Tiere, die dmm entspre­
chend abgerichtet werden, weiß die Polizei aus ihren 
Erfahrwtgen mit dem einschlägigen Milieu zn berich­
ten. 

Schließlich treten zu den gcnmmten Verhaltensmerk­
malen weitere Eigenschaften wie etwa Größe. Ge­
wicht, Muskulatur oder Sprungkraft hinzu. 

Ich will nicht ausschließen, dass man bei einzelnen 
von mir vorgeschlagenen Hw1dcrassen auch zu einem 
anderen Ergebnis kommen kann und möglicherweise 
gibt es hier noch die eine oder andere Modifizienmg. 
Insgesamt halte ich aber meinen Ansatz, eine abge­
stufte Regelung für mtterschiedliche Kategorien ge­
falrrlicher Hmtde. ftir richtig, 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heineid 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

um einen wirksameren Schutz der Be,-ölkenmg zu 
erreichen. Nach meiner Übcrzcugw1g müssen in ·die~ 
sem Bereich der Gefahrenabwehr kurzfristig besser 
vollziehbare Regelrotgen geschaffen werden. Dabei 
kann es nicht darauf ankommen, ob zuvor ein 100-
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prozentiger wissenschaftlicher Nachweis fiir die Ge­
fahrlichkeit aller Hunde der genannten Rasse erbracht 
werden kann. Der Gesetz- und Verordnungsgeber hat 
hier meines Erachtens einen erheblichen Gestaltungs­
spielraum. den es auszuschöpfen gilt. 

(Beifall des Abgeordneten Detlef Matthiessen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das Bundesverwaltungsgericht hat kürzlich die in 
einer HW1desteuersatzung vorgesehene achtfach höhe­
re Besteuerung für so genannte Kampfhunde als 
rechtmäßig bestätigt und den geltend gemachten Ver­
stoß gegen den Gleichheitsgrundsatz verneint. Bei der 
Bewertung meiner Vorschläge sollte man auch einen 
Blick in das europäische Ausland werfen. Ztim Bei­
spiel gelten bereits in Frankreich und Großbritannien 
älmliche Regelungen. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Mit ,,null­
fachem" Erfolg!) 

Ich bin zuversichtlich, dass die IMK im Mai dieses 
Jahres den Mustergesetzentwurf abschließend beraten 
wird. Wir werden dann in Schleswig-Holstein erneut 
Gelegenheit haben, dieses Thema ausfulrrlich und, wie 
ich hoffe, auch abschließend zu regeln. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Ich möchte auf der Besuchertribüne Besuchergruppen 
der Grund- und Hauptschule Sterley, der Heimschule 
der N orddcutschen Gesellschaft flir Diakonie aus ltze­
hoe. des SSW -Ortsverbandes des Kreises Rendsburg­
Eckernförde und der Realschule Silberstedt begrüßen. 

(Beifall) 

Herr Abgeordneter Kubicki hatjetzt das Wort. 

Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Zunächst einmal bedauere ich, dass die Regierung 
unserer Bitte, einen Bericht zu ganz gezielt gestellten 
Fragen zu geben, nicht nachgekommen ist. Wir haben 
nämlich gefragt, auf welchen wissenschaftlichen -
insbesondere I.;. nologischen - Erkenntnissen die Eck­
werte des Kampfhunde-Gesetzes beruhen, die der 
Innemninister vorgestellt hat. Dazu haben wir gerade 
nichts gehört. Vor allen Dingen wollten wir wissen, 
welche Erfahrungen das Land Nordrhein-Westfalen 
mit der Gefahr-Hunde-Verordnung gemacht hat. 
Auch dazu haben wir bedauerlicherweise nichts ge­
hört. Das kann ,-ielleicht noch nachgeholt werden. 

Um es gleich unmissverständlich zu sagen: Menschen 
müssen vor gefahrliehen Hunden geschützt werden. 

(Beifall des Abgeordneten Detlef Matthiessen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Aber auch Hunde müssen vor der Wil!J..iir des Men­
schen geschützt werden. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU) 

Hunde betrachten uns Menschen als eine Art Super­
hunde. Wir sind zwar ein wenig anders als sie, aber 
wir leben mit ihnen zusanuuen, also müssen w~r aus 
Sicht der Hunde etwas Ähnliches sein. Sie denken 
anders als wir,' sie kommunizieren anders als wir. 

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Sie werden von ihren Trieben, aber auch von ihren 
Verhaltensweisen geleitet. 

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) . 

- Ja, Fran Kollegin Heinold, das sind Mitgeschöpfe. 
Sie haben sich dlimais sehr dafur eingesetzt, dass die 
Tiere als Mitgeschöpfe mit Verfassungsrang belegt 
werden. Deshalb sollten Sie hier ein bisschen ernst­
hafter disk-utieren, als das bisher der Fall ist. 

(Vereinzelter Beifall bei F.D.P. Wld CDU -
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN]: Woher wissen Sie, dass die Hunde 
anders denken? Das war meine Frage!) 

- Weil ich wahrscheinlich im Gegensatz zu Ihnen mit 
meinem Hund kommuniziere. Wenn ich ihm bei­
spielsweise etwas hinhalte, dann reagiert er darauf 
ganz angemessen. Ich bin sicher, wenn ich Ihnen etwas 
hinhalte, dann werden Sie darauf nicht so reagieren 
wie mei)l HWld. 

(Heiterkeit - Zuruf des Abgeordneten Günter 
Neugebauer [SPDJ) 

- Kollege Neugebauer, denken so wie wir, das können 
Hunde nicht, obwohl man manclunal den Eindruck hat, 
sie sind schlauer als Sie oder andere! 

(Heiterkeit bei der CDU - Zurufe von der 
SPD: Oh, oh!) 

Vor diesem Hintergrund frage ich einmal den Kollegen 
Matthiessen als Tierarzt: Wie stehen Sie eigentlich zu 
dem Vorhaben Ihres Koalitionspartners, willkürlich 
einige Hunderassen zu diskriminieren Wld im Ergebnis 
praJ..iisch ausrotten zu wollen? Das habe ich der Pres­
semitteillmg des Innenininisters entnelunen können. 
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Wie stehen Sie als Tierarzt und Grüner eigentlich zu 
einem solchen Vorhaben ° 

(Zuruf des Abgeordneten Detlef l\·fatthiessen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Bislang habe ich von Ilmen dazu vergleichsweise we­
nig gehört. Ist es nicht vielmehr so, dass das Gespann 
Mensch/Hund als Einheit gesehen werden muss mtd 
genau hier angesetzt \verden muss? Muss nicht der 
Mensch wirkungsvoll daran gehindert werden, Htmde 
zu verhaltensgestörten Individuen zu züchten 1md 
auszubilden" 

(Beifall bei F.D.P. und CDU) 

Womm geht es denn tatsächlich, Herr Innenministcr'' 
Geht es darum. Übergriffe von Hunden auf Menschen 
oder andere Tiere zu vermeiden, oder Ulll einen billi­
gen Wahlkampfschlager" Herr Wienholtz, welcher 
Hund ist denn ftir Sie ein so genarmter Kampfhund. 
der Mastino Napolitano, der Mastino Espaiiol oder 
vielleicht der Fila Brasileiro? Oder ist es ein Hwtd, 
von dem Sie irgendwann eimnal gehört oder gelesen 
haben, er habe Menschen tu1d Artgenossen angegrif­
fen? 

Übrigens hat die Stadt Flensburg gerade mitgeteilt. 
dass Leinen- und Maulkorbzwang ftir Schäferhw1de 
und Boxer eingeführt worden sei. W cnn Sie sich die 
Beißstatistik angucken. stellen Sie fest: Es werden 
mehr Menschen in Deutschland durch Rauhaardackel 
als durch die von Timen so genarmten Karnplltunde 
verle!Lt. 

Schäferhunde. Dobemtämter, Rottweiler, Chow­
Chows oder Rauhaardackel als Kampllmnde'' Bei 
Ihren Vorbereitungen auf die heutige Debatte haben 
Sie hoffentlich auch jene Fraucnzeitsclrrift gelesen, die 
dem Pitbull gleich 82 Zälme andichtete. Vermutlich 
war der fachkundigen Autorin der Unterschied zwi­
sehen Alligatoren und Hmtden nicht bekannt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sicherlich gibt es 
fehlgeprägte, falsch oder gar nicht erzogene Hmtde. 
Das liegt jedoch nicht an der Rasse, sendem am Besit­
zer. 

(Beifall bei der CDU) 

Gehen Sie doch eüunal auf eilten Hundeplatz und 
überzeugen Sie sich davon. dass zmn Beispiel im 
Schutzdienst auch Bulltenier und Molesser auf Kom­
mando auslassen, Das kötmcn Sie übrigens in Kiel 
beim Polizeihundesportverein sehen. dass auch die von 
Ihnen so bezeiclmeten Karnplltmtde auf Kommartdo 
auslassen. Sie würden sonst nämlich keine einzige 
Prüfung bestehen. Auch die vorher abzuleistenden 
Unterordnungsübungen sind obligatorisch. 

Liebe Kollegi1111en und Kollegen, bei allen Rassen tmd 
Mischlittgen ist es so, dass gut ausgebildete Hunde 
weniger Urualle als nicht ausgebildete Hm1de vemrsa­
chcn. Natürlich kann eit1 kräftiger Hmtd im Zweifel 
melrr Schaden als ein kleiner Hund anrichten. Der Biss 
eines Scltäferhmtdes krum selbst\ erständlich melrr 
Schaden anrichten als der Biss eines Zwergpinschers. 

Aber, liebe Kolleginnen 1md Kollegen: Das ist eine 
Frage der Größe mtd nicht der Rasse. Eine Dogge oder 
ein Boxer karm genauso zubeißen wie ein Mastino 
oder ein Americru1 Staffordshire Terrier. Oder sollen 
jetzt auch etwa Boxer und Doggen ausgerottet wer­
den? 

Lassen Sie mich an dieser Stelle zusarnmenfassend 
feststellen: Einzelne Hunderassen als gcfälrrlich zu 
brandmarken und aussortieren zu wollen. mag viel­
leicht öffentlichkeitswirksam sein. Das ZieL Über­
griffe solcher Tiere auf Menschen tmd andere Tiere 
künftig zu vermeiden, wird jedoch verfehlt. 

Jede Auflistung angeblich besonders aggressiver Hun­
derassen zeugt von erschreckender Unkenntnis. Weder 
wird das grundsätzliche Problem gelöst. dass erst 
Züchter beziehw1gsweise Halter das Aggression,po­
tential, das in jedem Hund liegt, wecken mtd miss­
brauchen, noch wird die Problematik von Ncuzüchtmt­
gen durch Kreuzungen von Rassen gelöst. 

Übrigens, Herr Wienholtz, wcmt Sie sagen, man kön­
ne durch Züchten Aggressionspotentiale nicht heraus­
züchten. damt sehen Sie sich das "underbare Bild 
unserer englischen Bulldogge an. Das war eilt Hund. 
der vor !00 Jalrren als selrr aggressiv galt. weil er auf 
Kühe und Bullen losgegangen ist Er ist heute ein Ku­
scheltier und liebenswürdig in Farnilien, wie es kein 
Zweites -vergleichbar mit diesem Aussehen- gibt. 

Zuallererst sollten wir uns nicht auf dem Niveau eben­
so billiger wie falscher Sensationsberichterstallung 
bewegen. Herr Kollege Wienholtz. Der !mten- und 
Rechtsausschuss hat int vergangenen Jahr eine Anhö­
rung zur Problematik gefalrrlicher Hunde durchge­
ftihrt, die mit hochkarätigen Fachleuten besetzt \\ ar 

Frau Präsidentin, ich habe zelut Minuten Redezeit 
Jetzt rede ich mrr fünf Minuten. Es blinkt hier\\ under­
bar rot. Nicht dass ich etwas gegen Rot hälle. aber es 
ist falsch wie immer. 

Ich frage mich emsthaft, wozu wir eine solche Veran­
staltung abhalten, wenn deren Ergebnisse Yöllig igno­
riert werden. Oder es ist so, dass es auf die Ergebnisse 
überhaupt nicht artkam, weil von vomherein feststand, 
dass Herr Wienholtz medienwirksam die Zähne flet­
schen wollte'> 



8010 Schleswig-Holsteinischer Landtag (14. WP)- 105. Sitzung- Donnerstag, 27. Januar 2000 

(Wolfgang Kubicki) 

Herr Innenminister. in Ihren Ed:punl:ten ko=t der 
Auslöser des Fehlverhaltens so gut wie gar nicht vor: 
der Mensch! - Genau hier muss aber nach unserer 
Auffassung angesetzt werden. 

Es ist richtig: Der F.D.P. geht es nicht darum, einzelne 
Hunderassen ausznrotten, deren Halter zu diskriminie­
ren. Darum darf es auch nicht gehen. Es ist beinahe 
albern, mit deutscher Gründlichkeit einen brasiliani­
schen Wachhund - genau das ist der Fila Brasileiro 
nämlich - als grundsätzlich gefahrlieh einstufen zu 
wollen. wenn in diesem Land gleichzeitig der Erwerb 
einer hochgiftigen Schlange ftir jedermann mit weniger 
Papierkram verbunden ist als der Kauf eines Wellen­
sittichs. Hier stinunen doch die Verhältnisse nicht 
mehr! 

(Beifall bei F.D.P. und CDU) 

Genauso wenig stimmen sie in der innner wieder ent­
fachten Debatte mn angebliche Kampfhunde. Es wird 
argmnentiert, solche Hunde kämen voc allem in einem 
ganz bestimmten Milieu vor. Unterstellt; das wäre so, 
macht das nicht vielmehr deutlich, wo die Probleme 
tatsächlich liegen? - Nicht beim Hund, sondern am 
anderen Ende der Leine! 

Übrigens ist in dem so genannten Milieu die Haltung 
seltener und daher sehr !eurer Papageien noch weit 
verbreiteter als die Haltung irgendwelcher Hunde. 
Sind das jetzt alles Kampfkakadus? - Wohl kamn! 
Übrigens werden die von Herrn Wienholtz ins Visier 
genommenen Rassen genauso als Familienhunde ge­
halten wie Dackel, Schnauzer oder Collies. Nur wenn 
sie jahrelang schnarchend und grunzend in Kinderbet­
ten liegen und sich nicht als blutrünstige Monster 
durch die Nacht beißen, sind sie offensichtlich ziem­
lich uninteressant. 

Erst in der letzten Woche gab es eine "dpa"-Meldung, 
die so recht ins Klischee passte: "Kampfhund fiel 
Dackel einer Rentnerin an. Frau schwer verletzt." 

Ich frage jetzt ernsthaft - ich habe einen Labrador und 
bin mit ihn1 wirklich jeden Tag unterwegs -, wie oft 
wir gelesen haben ,.Schäferhund fiel Zwergpinscher 
an"", oder .. Terrier verbiss sich in Spitz" -obwohl das 
sehr viel häufiger der Fall ist, lesen wir darüber so gut 
"ie gar nichts. 

Aber auch hier gilt: Nur der Mensch -und zwar einzig 
und allein - als Züchter, Halter oder Händler ist Aus­
gangspunkt für die Probleme, die unsere Gesellschaft 
mit gefahrliehen Hunden hat. Genau das muss sich in 
der Gesetzgebm1g wiederfmden. 

Aus diesem Grund schlage ich Ihnen ein sirmvoll auf­
einander abgestimmtes Maßnahmebündel vor, das mit 
der konsequenten Anwendung und Umsetzung des 

Tierschutzgesetzes beginnt. Denn bereits vor mehr als 
zwei Jahren wurde mit der Novellierung des Tier­
schutzgesetzes bundesweit der rechtliche Rahmen 
geschaffj:m, gegen Züchter und Halter gefahrlieber 
Hunde vorzugehen. Das Tierschutzgesetz verbietet die 
Aggressionszucht ausdrücklich. 

Es müssen dann aber auch konsequent und rasch Hal­
tungsverbote ausgesprochen und durchgesetzt werden, 
was bislang kaum der Fall ist. Herr Minister, Sie müs­
sen uns einmal sagen, was Ihre Ordnungsbehörden 
auf der Grundlage des Tierschutzgesetzes bisher getan 
haben. 

Dass es hier VoUzngsdefizlte gibt, liegt vor allem an 
leeren öffentlichen Kassen und nicht an Bullterriern 
oder Masrinos. 

Zweitens ließe sich ein Test auf so genannte We­
sensfestlgkeit vorschreiben, wie er derzeit nur bei 
zugelassenen Züchtern von Golden Retrievern und 
Labradors durchgeftihrt wird. Jeder Hund, der nicht 

. wesensfest ist, "~rd von der Zucht ausgeschlossen. 

Drittens könnte eine Sachkundeprüfung in Zusam­
menarbeit mit dem VDH nach dem Vorbild der Ge­
fahr-Hunde-Verordnung des Landes Nordrhein­
Westfalen vorgesclnieben werden. Es kommt ja nicht 
von ungefahr, Herr Wienholtz, dass wir - auch als 
Liberale - sagen: Hier hat das Land Nordrhein­
Westfalen endlich etwas sehr V emünftiges geschafft, 
was übrigens von allen Verbänden, Züchtern und 
Haltem,"ilie etwas auf sich halten, und von den Sach­
verständigen, die von der Materie etwas verstehen, 
anerkanrit wird. Ein Blick in eben diese Verordnung 
hätte auch Ihnen nicht geschadet. Nach den bislang 
gesammelten Erfahrungen funktionieren die dort ge­
troffenen Regelungen nämlich ausgezeichnet. 

Sie sind allerdings nicht Ausfluss populistischer 
5\:hnells"cl!üsse, sondern Ergebnis intensiver Zusam­
menarbeit zwischen den zuständigen Ministerien, 
Fachleuten und dem VDH. Schließlich ist der Erlass 
einer Heimtierzucht-Verordnung längst überfallig. 
Auch das hätte in Ihrem Ministerimn schon längst 
geschehen können. 

Herr Kollege Wienholtz, wenn Sie tatsächlich die 
Menschen vor gefahrliehen Hunden schützen und 
gleichzeitig Hunde vor der Willkür des Menschen 
bewahren wollen, dann werfen Sie als erstes Ihre so 
genanntes Eckpunkiepapier in den Papierkorb. Machen 
Sie sich die Mühe und sprechen Sie mit Fachleuten. 
Schauen Sie sich die Hunde, die Sie faktisch ausrotten 
wollen, doch einfach einmal an. Sprechen Sie mit 
Züchtern und verantwortungsbewussten Haltern. Be­
teiligen Sie sich nicht an einer Hetze und Panikmache, 
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mit der Sie übrigens auch denjenigen, die Sie schützen 
wollen. nicht helfen. 

Es gibt mehr als 400 Hunderassen und keine davon ist 
von Geburt an das blutrünstige Monster, zu dem durch 
die vorliegenden Eckpunkte einige. willkiirlich abge~ 
stempelt werden. Dazu werden sie von verantwor­
tungslosen Menschen erst gemacht - mtd zwar völlig 
ungeachtet ihrer Rasse. 

(Beifall bei F.D.P:wtd CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Puls. 

Klaus-Peter Puls [SPD]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich ent­
nelmte einer Pressccrklänmg des Kollegen Kubicki 
vom 16. November 1999 den Satz - ich zitiere-: .,Die 
Ursachen ftir die Probleme mit so genallllten Kantpf­
hunden liegen nicht beim Hund. sondern sie befmdcQ 
sich am anderen Ende der Leine:· 

Der Satz gilt auch für die F.D.P. selbst. Im Vergleich 
zu seiner eher hamJ.losen WalJ.lkampfbulldogge ist 
Herrchen Kubicki ein durchaus gefahrlicher Hund. 

(Heiterkeit bei der SPD wtd Beifall des Ab­
geordneten Wolfgang Kubicki [F.D.P.]) 

Herr Kubicki, ich sage das nicht nur respektvoll in 
Bezug auf die parlamentarischen Kunststücke. die Sie 
wts hier manchmal vorfuhren. Ich sage es durchaus 
sorgenvoll in Bezug auf die Art und Weise. wie die 
F.D.P. ihren Anti-SPD-Hund leibhaftig in die Wahl­
kampfarena und durch Femsehauftrille scheucht. Das 
ist keine Gefahr flir die SPD; aber für den Hund. Mit 
Tierschut;. hat das wolJ.l eher nichts zu ttm. 

(Beifall bei SPD tmd BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Damit sind wir mitten in1 Thema: Gefahrliehe Hwtde 
stellen in unserer Gesellschaft in der Tat ein Problem 
dar. das es zu lösen gilt. Insoweit sind wir uns sicher­
lich in diesem Hause alle einig. 

Anlass ftir konkrete landespolitische Überlegtmgen bei 
wts in Schleswig-Holstein war ein grässlicher Vorfall 
in Bordesholm Mitte Januar letzten Jahres - der Mini­
ster halle darauf hlngewiesen -, bei dem ein frei lau­
fender Pitbull Terrier ein von einem netmjährigcn 
Mädchen ausgeführtes Pony angefallen und zerfleischt 
hat. 

Wir sind damals als Laudespolitiker auf Initiative der 
Schülen·ertretwtg der Alexander-von-Huntboldt-Schu­
le in Neumünster mit einer Sammlung von 579 Unter­
seitriften über den Bürgermeister von Bordesholm, 

Jürgen Baasch, angeschrieben worden mtd haben so-
. fort mit einem rot-grünen Antrag im lmten- wtd 

Rechtsausschuss reagiert. 

Der Antrag von Anfang März 1999 lautete - Sie mö­
gen ilm mit dem vergleichen, was ich jetzt sage; es ist 
der Umdmck 14/3114-: 

.,Die Landesregierung wird aufgefordert, 
durch Verordnung dafür zu sorgen, dass die 
Zucht, die Ausbildung, das Abrichten und das 
Halten gefährlicher Hmtde von einer ord­
nungsbehördlichen Erlaubnis abhängig ge­
macht wird. 

Die Erlaubnis soll mtr erteilt werden. wctm 
die antragstellende Person die erforderliche 
Sachkmtde und Zuverlässigkeit besitzt wtd 
Räwulichkeiten nachweisen kann. die eine 
verhaltensgerechte wtd sichere Unterbringung 
gewährleisten. 

Für die Beaufsichtigwtg gefahrlicher Hunde 
sind strenge Sicherheitsvorkehrungen anzu­
ordnen. Für vorschrifts\\ idriges Verhalten 
sind spürbare ordnungsrechtliche Konsequen­
zen anzudrohen." 

Als Begründung haben wir damals vorgetragen: Es 
gibt Hunde. die auf Angriffslust und Kampfbereit­
schaft gezüchtet und dressiert werden; es gibt Hunde, 
die gewolumeitsmäßig mtd mtkontrolliert Menschen 
und Tiere anfallen. Wir wollen wtd müssen daltir sor­
gen. dass der Schutz vor solchen gefalrrlichen Htmden 
verbessert wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Zu einer Abstimmwtg über unseren Antrag ist es da­
mals mtd auch bisher zunächst nicht gekonllllen. weil 
wir erstens int Fachausschuss auf Amegung der F.D.P. 
zunächst eilllllal eine Anhönmg von Fachwissenschaft 
wtd Fachverbänden durehftilrren wollten - die Anhö­
mng hat am 19. Mai 1999 stallgefwtden: Herr Kubicki 
hat darauf hingewiesen - und weil zweitens der Innen­
minister seinerseits parallel zu unseren parlamentari­
schen Aktivitäten eine Initiative gestartet hatte, mit der 
eine bwtdeseitJ.lteitliche Regelmtg herbeigefUhrt wer­
den soll, die auf ein gnmdsätzliches Zuchtverbot tmd 
ein generelles lmporl'cerbot ftir in DeutsclJ.land nicht 
enviinschte gefahrliehe Hunde abzielt. Der Herr Mini­
ster hat die Eckpunkte dieser angestrebten bonde­
seinheitlichen Regelunghier vorgetragen. 

Sollte allerdings in absehbarer Zeit eine Btmdcsrege­
lmtg nicht realisiert werden kömten. bleiben wir bei 
unserer Fordenmg, dnss das Problem notfalls durch 
einen schleswig-holsteinischen Alleingang gelöst wer­
den muss. Soweit das Land selbst in der Lage ist, Re-
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gelungen zum Beispiel auch nach dem Vorbild der von 
Herrn Kubicki angesprochenen nordrhein-west­
fiilischen Gefahr-Hunde-Verordnung zu treffen, 
werden wir als SPD-Fraktion gegebenen- und erfor­
derlichenfalls auf solche Regelungen hinwirken. 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wir sollten abwarten, was unser Innenminister auf 
Bundesebene erreicht. Wir begrüßen seine Initiative 
und gehen davon aus: Selbstverständlich ist fiir uns 
und auch fiir die Landesregierung. dass in beiden 
denkbaren Fällen - also sowohl bei der Umsetzung 
bundeseinheitlicher Vorgaben, die es dann irgendwann 
möglicherweise gibt, als auch bei der Schaffimg eigen­
ständiger landesrechtlicher Regelungen - die Argu­
mente und Erkenntnisse der Fachverbände und der 
Fach\\issenschaft einbezogen werden. 

Unser heute vorgelegter Antrag ist besser als der An­
trag der F.D.P., weil er umfassender ist. Er will auch 
bei der Durchsetzung einer Regelung und bei deren 
Umsetzung nicht nur einzelne Verbände einbeziehen, 
sondern die gesamte F ach\\issenschaft und die ge­
samte Fachwelt aus dem Verbandsbereich. Wir bitten 
deshalb darum, dass Sie alle hier im Haus unserem 
Antrag zustinnnen. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Füllner. 

Melnhard Füllner[CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die eu­
ropapolitische Dimension dieses Themas, über das v.ir 
hier reden. wird nicht zuletzt dadurch unterstrichen, 
dass der Europaminister heute extra zu diesem Tages­
ordnungspunkt gekommen ist. Ich begrüße Sie ganz 
herzlich; ich habe Sie lange nicht gesehen. 

(Heiterkeit bei CDU und F.D.P.) 

Herr Minister, die Diktion Ihrer Rede, die Sie eben 
gehalten haben - des Berichts-, steht ganz im Gegen­
satz zu der Presseerklärung vom 16. Novemper 1999, . 
in der Sie auf dem Höhepun1.1 der Dis),;ussion mit den 
Worten begannen: 

. .Im Kampf gegen besonders gefahrliehe 
Hunde legt Schleswig-Holstein jetzt emen 
weiteren Gang ein." 

Und es heißt dann weiter: 

.. Er appellierte'· 

- Minister Wienholtz -

"an seine Amtskollegen, zielgerichtet und 
konstruktiv zu diskutieren." 

Ich frage mich bei diesem Satz: Welche Erfahrungen 
haben Sie denn sonst in diesem Gremium gemacht? -
Und weiter: 

"Die Bevölkerung erwartet Taten.'· 

Dann kommt eine besondere Drohung: 

,,Anderenfalls l.:ündigte Wienholtz einen Al­
leingang an." 

Ich habe diese Pressemitteilung hier zitiert und etwas 
.überspitzt vorgetragen, weil ich damit auch deutlich 
machen und die Frage stellen möchte, ob es angemes­
sen ist, Herr Minister, dieses Thema sozusagen im 
Aufbereitungsstadium auf Ministerebene bundesweit 
als ein Thema von gesamtstaatlich nationaler Bedeu­
tung zu disk"Utiereu. Ich denke schon, dass es angemes­
sener gewesen wäre, anf Arbeitsebene im Bundesrat 
eine gute Vorbereitung zu leisten, die Vorarbeiten den 
Landesparlamenten vorzulegen oder im Verordnungs­
wege das zu tun, worauf Herr Kubicki bereits hinge­
wiesen hat, sich nämlich eimnal an dem zu orientieren, 
was andere Länder bereits an Arbeit geleistet haben, 
und zwar effektiv geleistet haben, nämlich Nordrhein­
Westfalen. 

(Beifall bei CDU und F.D.P.) 

Nordrhein-Westfalen hat- sehr überzeugend, prakti­
kabel, praxisorientiert und in allen Dimensionen rea­
litätsbezogen - eine Verordnung erlassen. Inwieweit 
nun die Vollzugswirklichkeit dem Anspruch dieser 
Verordnung entspricht, kann ich nicht beurteilen, aber 
ich deriKe, das liest sich ganz gut. 

Bei der Durchsicht des Materials und der Vorbereitung 
anf die Debatte dieses sehr wichtigen Punktes bin ich 
darauf gestoßen, dass wir bereits am 19. Juni 1991 
hier im Hause darüber geredet haben. Dabei habe ich 
eine Unterlage fiir einen Diskussionsbeitrag dazu ge­
funden : auch zum damaligen Zeitpunkt war ich schon 
"lnmdepolitischer" Sprecher -, 

(Heiterkeit) 

die deutlich macht, dass wir schon vor zehn Jahren das 
Thema in seiner ganzen Bandbreite - mit all den 
Stichworten, die auch heute wieder gefallen sind -
diskutiert haben. Auch darauf muss man einmal hin­
weisen: Ob das ftir ein Landesparlament angemessen 
ist, so lange darüber ohne Ergebnis zu diskutieren, ist 
zmnindest fraglich . 

(Beifall bei CDU und F.D.P.) 
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Übrigens hat schon damals wie auch heute mein Dak­
kcl eine Rolle gespielt. Ich habe mich gemmdert, dass 
er schon so alt ist. Ich habe nämlich schon 1991 mei­
nen Dackel in der Debatte zitiert. wie bissig er sei. 
wenn Leute ihn ärgerten. 

Aber, meine Damen Ulld Herren, jetzt noch einige 
AnmerkUilgen zum Inhalt des Antrags selbst! Herr 
Kubicki hat schon auf die Vielf'ältigkeit des Pro­
blems auch in Bezug auf andere Hunderassen hinge­
wiesen. Dazu gibt es ja auch statistische Auswertun­
gen. Ich weiß, dass in Harnburg solche Erhebungen 
durchgeführt worden sind Ulld danach yon 1.1 00 Hun­
debiss-Vorgängen drei Viertel aller Hundebisse - wn 
das noch einmal zu unterstreichen. Herr Minister -
eben nicht diesen HUilden zuzuschreiben sind, ftir die 
Sie jetzt eine Regelung treffen wollen. Ich habe das 
auch aus eigener Erfaluung mit einem Riesensclmau­
zer erlebt. der wirklich einen lebensgefährlichen Scha­
den angerichtet hat. 

(Thorsten Geißler [CDU]: Du bist doch von 
einem Pferd gebissen worden!) 

- Nein! Das nenne ich nur als Beispiel dafür, dass das 
Problem nicl1t einfach in der Form zu lösen ist, dass 
man eine bestimmte Zahl von HUildcrassen aufzählt 
tmd dies in eine Verordmmg kleidet und meint, damit 
das Problem gelöst zu haben. 

Damit bewältigen wir dieses Problem nach meiner 
Meinung nicht angemessen, meine Damen Ulld Herren. 
Der Städtetag hat ja kürzlich darauf hingewiesen, dass 
das Problem insgesamt in dem Zeitraum von 1987 bis 
1990 und bezogen auf den Erhebungszeitraum von 
1990 bis 1995 mn 50% zurückgegangen ist. Das 
heißt, eigentlich ist das - bis auf diese spektakulären 
Vorgänge, die Sie hier ja zu Recht hervorgehoben w1d 
geschildert haben. Herr Minister - kein drängendes 
Problem. um das sich das Landesparlament der Bun­
destag oder vielleicht sogar das Europaparlament. 
Herr Minister Walter, kiinnuem müssten. 

Dieser Eindruck wird durch Horrorbilder in einer 
bestinw1ten PresselandschaU erzeugt. Wir sollten w1s 
aber nicht auf dieses Gleis führen lassen. 

Ich möchte hier für meine Fraktion sagen. dass wir 
dann. wem1 wir weiter darüber disk'lltieren, auch dar­
auf achten müssen, nicht noch mehr VerwaltUilg zu 
produzieren. als wir sie ohnehin schon haben. Die 
Reaktion der Städte Ulld betroffenen Gemeinden auf 
Ihre Presseerklärm1g aus der letzten Woche zeigt, Herr 
Minister, dass Sie nicht auf der richtigen Spur sind. Ich 
finde, es ist schon überzeugend, wie die Behörden YOn 
Flensburg und Lübeck - Ulld auch aus anderen Rich­
tUilgen -, 

(Minister Dr. Ekkehard Wienholtz: Und wie 
ist es mit Bordesholm?) 

die mit ihren eigenen ordnungsrechtlichen Maßnalm1cn 
bereits Erfalmmgen gesammelt haben, die Realitätsbc­
zogenheit Ihrer Maßnahmen anzweifeln 

(Glocke der Präsidentin) 

und darauf hinweisen. dass schon die jetzt vorhande~ 
nen rechtlichen Möglichkeiten fruchten könnten. Ich 
denke, es ist richtig. darauf hinzuweisen, dass wir 
Yieles bewältigen kömllen, indem wir die schon jetzt 
geltenden rechtlichen Grundlagen anwenden, zwn 
Beispiel das Tierschutzgesetz, auf das Herr Kubicki 
bereits hingewiesen hat. 

Abschließend möchte ich für meine Fraktion nur sa­
gen: Wir wollen zu einer realitätsbezogenen Rege­
Jung beitragen und daran mitarbeiten. die den Men­
schen schützt aber wir machen nicht bei Regehmgen 
mit, die ge\\issermaßen nicht realitätsbezogen be­
stimmte Tiere, bestinm1te Rassen zn Kampfhw1den 
erklären. die an anderer Stelle auf dem Sofa sitzen Ulld 
mit den Kindem kuscheln. 

(Beifall bei CDU und F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Matthiessen. - Zu 
den Redezeiten ist zu sagen, dass in der Tat zelm Mi­
nuten Redezeit flir die Fraktion der Grünen Ulld fünf 
Minuten flir die Fraktion der F.D.P. ausgedruckt sind. 
In der Regel ist es so, dass der Antragsteller mehr Zeit 
hat. Nur, das spiegelt sich drum auch hier wider. Es 
ließ sich jetzt nicht eruieren, wie es tatsächlich war. Es 
mag ein Druckfehler sein. Von dalJCr stehen der Frak­
tion der Grünen eigentlich fünf Minuten Redezeit zu. 

(Meinhard Füllner [CDUl: Das ist auch rich­
tig!) 

Jetzt sind zehn Minuten ausgedruckt aber - ich bitte 
Sie - die müssen nicht unbedingt ausgeschöpfi werden. 

Sie haben das Wort. Herr Abgeordneter Matthiessen. 

Detlef 1\Iatthiessen [BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN]: 

Ich brauche die zehn Minuten auch nicht ganz auszu­
schöpfen. - Frau Präsidentin! Meine Damen und Her­
ren! 

(Meinhard Füllner [CDU]: Die haben Sie 
auch gar nicht!) 

Wie Herr Füllner freue ich mich natürlich auch sehr 
über die Anwesenheit 'von Gerd Waller, den ich hier 

'"'""' ""'"'" 
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immer gern als unseren Ostsee-König im hohen Haus 
begrüße, 

(Lachen bei CDU und F.D.P. - Wolfgang 
Kubicki [F.D.P.]: Ostsee-König?) 

weiß aber nicht genau, in welchem inhaltlichen Zu­
sammenhang das zu dem Thema stehen sollte, das wir 
hier zu behandeln haben. 

Meine Damen und Herren, ausgerechnet die Freie 
Demokratische Partei Deutschlands, ihre Landtags­
fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag, hat 
einen Antrag vorgelegt, das Problem mit gefahrliehen _ 
Hunden zu regeln. Nebenbei gesagt hinken Sie ja mit 
Ihrem Antrag der Entwicklung gewaltig hinterher, 
denn der Iunemninister hat bereits eine Initiative er­
griffen und die Frakiionen SPD und BüNDNIS 
90/DIE GRüNEN 

(Zuruf des Abgeordneten Welfgang Kubicki 
[F.D.P.]) 

hatten ilm dazu im Innen- und Rechtsausschuss auf­
gefordert. Dass die F.D.P.-Frakiion solch einen Antrag 
vorlegt, ist eine Potenzierung des Populismus, den Sie 
Herrn Wienholtz vorwerfen. 

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Knbicki 
[F.D.P.]) 

Man braucht nur draußen im Lande ein paar Kilometer 
zn fahren und von den grellblauen Plakaten geifert 
einem ein Köter entgegen, der einen hoch aggressiven 
Eindruck vermittelt. Und nicht nur dieses F.D.P.­
Plakat, meine Damen und Herren, ist heutzutage ein 
Angriff auf den guten Geschmack. 

(Beifall des Abgeordneten Günter Neugebau­
er [SPD]- Zurufvon der F.D.P.) 

Also. mutig die F.D.P. voran - nach der Initiative von 
Rot -Grün, nach der Initiative von Wienholtz. Sehr zu 
begrüßen' 

Es ist Ihnen nicht entgangen, dass die Koalitionsfrak­
tionen ebenfalls einen Antrag zur Problematik gef'ähr­
IIcher Hunde vorgelegt haben. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Das ist ja ko-· 
misch! Warum eigentlich?) 

Dabei will ich llmen zugestehen-- Ich habe in mei­
nem Manuskript noch Frau Kollegin Happach-Kasan 
stehen, weil ich von ihrer Kompetenz so überrascht 
war. Ich habe nämlich mit ihr schon über diese Pro­
blematik gesprochen und fachlichen Austausch gehabt. 
Also. es steht jedenfalls in Ihrem Antrag auch nicht 
viel Verkehrtes. Aber er greift doch erheblich zu kurz. 
Damit meine ich nicht den Punk11 Ihres Antrages, der 
einen Bericht einfordert, den der lnnellli)inister erfreu-

·-·-" ;._"_ "'- _· . .-.-

lieherweise heute schon gegeben hat. Ich meine auch 
nicht so sehr den Punkt 3, in dem die Selbstverständ­
lichkeit gefordert wird, dass Regelungen - gleich wel­
cher Art - auf solider Tatsachenkenntnis zu beruhen 
haben, sondern vor allen Dingen den Punkt 2. Dort 
schrän1.i die F.D.P. den Kreis der bei einer landesge­
setzlichen Regelung zu Beteiligenden auf drei ein. Wir 
gehen davon aus, dass mehr zu beteiligen sind; jeden- -
falls wollen wir niemanden von der Diskussion aus~ 
schließen. 

Hauptwiderspmch, den ich allerdings zum F.D.P.­
Antrag habe, ist die Zeutrierung der Betrachtung auf 
den genetischen Aspekt der Rassedisposition. Jeden­
falls ist das in dem Antrag so zu lesen. 

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki 
[F.D.P.]) 

- Ja, dann lesen Sie einmal Ihren Antrag. Sie gehen 
davon aus - - Ich kann das ja wörtlich vorlesen, was 
die F.D.P. fordert. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Ja!) 

Sie wollen die Zucht, die Ausbildung und das Halten 
geralulieber Hunde regeln. Sie gehen also davon aus, 
dass es so etwas wie gefahrliehe Hunde gibt. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Wo steht das 
denn?) 

- Das steht in Ihrem Antrag. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Nein!) 

--Lesen Sie es vor! -Na ja, wir können das nachher 
noch klären. 

Jexlenfalls vor ·allen Dingen in diesem Punkt 
"gefahrliche Hunde" folge ich Ihnen nicht. Da mag 
Vererbung eine mehr oder weniger große Rolle spie­
len, 

(Lachen des Abgeordneten Wolfgang Kubicki 
[F.D.P.]) 

Sie haben ja aber auch registriert, dass der Innennlini­
ster in seinem Bericht darin lediglich einen Teilaspekt 
der Problemlage sieht, nämJich in der Kategorie I - wie 
er es beschrieben hat. 

Ich will das an dieser Stelle auch deutlich sagen: Wenn 
eine rassebedingte Neigung zu unkoutrollierter Ag­
gression erhärtbar ist, bin auch ich für den Ausschluss 
solcher .. Tiere aus der Zucht und Vermehrung. Der 
kynologisch-1.-ulturelle Verlust wäre zu verkraften. 

Es gibt ja genug Hunderassen. 

(Zuruf des Abgeordneten Konrad Nabel 
[SPD]) 
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Diese Betrachtungsweise wird ja auch durch das jüng­
ste Urteil zur Hundesteuerdifferenzierung gestützt. 
Welche Rassen von solchen Maßnahmen betroffen 
wären - das hat ja der Minister ausgeführt -, bedarf 
noch einer genauen und, liebe Kollegitmcn wtd Kolle­
gen von der F.D.P., wissenschaftlich abgesicherten 
Prüfung- selbstyerständlich! 

Das Hauptproblem liegt aus meiner Sicht aber nicht so 
selrr bei den Tieren. sondern bei deren Menschen. 
Nach meinen Erfalrrwtgen sind es zwar vorwiegend 
tatsächlich bestirrmtte Rassen. die zu Aggressions­
problemen neigen. Hauptursache aber ist die Unfa­
lligkeit der Menschen, nlit diesen Tieren Yemünftig 
umzugehen. Ich sehe dort int Lichte llrrer Aussagen 
auch eine gewisse Übereinstimmung, Herr Kubicki. 

Wir jedenfalls werden weder von der Sache her noch 
politisch durchstehen, neben den klassischen Kampf­
hunden auch auffallige Rassen wie Dobcnnrum. Deut­
scher Scltäferlumd oder Roter Cockerspaniel ins Visier 
zu nelunen oder andere, die llier schon genannt Wllf­

den. die in der Aggressivität doch etwas stärker sind 
als andere Rassen. 

Es kann tlicht Ziel sein - bei allen genetischen Dispo­
sitionen -, das Problem der gefalrrlichen Hmtde mit 
Sterilisation. Kastration, Ausschluss von der Zucht, 
mit - so mit einem Wort - Ausrottung zu lösen. Viel­
mehr werden dem aufiuerksamen Leser des Antrages 
von SPD und BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN Begriffe 
wie Erlaubnisvorbehalt, Haltungsverbot, Verpflieh­
twtg Zllr Sachkwtdeprüfung ins Auge fallen. 

Wir begrüßen die Initiative des lnnenmitlisters. Wir 
fordern ilm auf. die Eßtgriffsschwelle für Maßnalmten 
der genmullen Art niedrig zu halten. Dem1 es ist so -
das werden die meisten von Ilmen aus persönlicher 
Erfahrung auch bestätigen -: Kind gebissen uud der 
Kommentar des Hundehalters lautet .. Sonst ist er so 
lieb'· oder ,.Zu dicht mrbeigegangen'' oder ,.Das Kittd 
wird ilm wohl am Schwanz gezogen haben" oder - wie 
bei Hem1 Füllner - er wird davon ausgehen, dass sein 
Dackel zwar bissig ist. aber nur dann, wctm Leute ilm 
ärgem. Ich gehe einmal davon aus, dass nicht so viele 
Leute Dackel ärgem. 

(Widerspmch bei der SPD) 

aber das ist so. So sind die Hundehalter. Die kannneu 
ja nun nicht alle wtd werden llrren Htmd gezielt är­
gern. soudem das ist einfach eine bissige Töle. Herr 
Füllner. 

(Lachen bei der CDU - Meinhard Füllner 
[CDU]: Das werde ich meittem Dackel sa­
gen!) 

In den seltensten Fällen werden nach solchen Ereignis­
sen die Hwtdehalter äußern: .,Was habe ich da ftir eine 
aggressive Misttöle0 '· oder .,Leider gehorcht er mir 
nie'· oder ,.Meine Wohnung im vierten Stock ist Zlt 

kleitt und Zeit habe ich auch nicht, bitte haben Sie 
Verständnis". Solche Zitate werden bei solchen Ereig­
nissen leider in den seltensten Fällen geäußert. 

Nun hat sich ja die Arbeitsgemeittschafi gegen Hmtde­
rassendi skriminienmg vom Verband des Deutschen 
Htmdewesens in einem Flugblatt voller Kritik geäu­
ßert. Überschrifi: "Hmtdehalter zeigen Wienholtz die 
Zälme." - Das ist eine Wort\\ahl, meitte Drunen und 
Herren. die vor dem Hintergnmd der hier diskutierten 
Aggressionsproblematik - so glaube ich - ftir sich 
spricht. - Schleswig-Holsteins Hundehalter seien em­
pört. Ich bin auch schleswig-holsteinischer Hwtdehal­
ter, ich binnicht empört. 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Kaurad 
Nabel [SPD] - Wolfgang Kubicki [F.D.P.j: 
Du bist Hundehalter0 Das ist wohl em 
Zwergpinscher!) 

- Meine kleine Elli, ein ganz netter Hund. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Welche Rasse?) 

- Das ist ein Mischling; den haben \\ir aus Bcrlin von 
Freunden geschenkt gekriegt, ein wunderbarer Hmtd, 
selrr fußtreu, sehr gut erzogen. 

(Heiterkeit) 

Dort wird geschrieben, der Verband für das Deutsche 
Hundewesen vertrete 650.000 Hwtdehalter aller Ras­
sen in diesem Lande. Das eriru1ert mich an solche 
dubiosen Aussagen, wie wir sie zwu Beispiel vom 
Verband Eigentum und Naturschutz kennen. 

(Beifall bei der SPD) 

der vorgibt. im Namen aller Hausbesitzcr. Sportler. 
Bauern und so weiter llier in1 Land zu sprechen. 

Also, liebe Arbeitsgruppe im VDH, bleiben Sie auf 
dem Teppich! Wir disk1.1tieren mit llmen auch dmm 
gem, wenn Sie sich wetliger martialisch geben. Auch 
wellll Sie mrr ein klitzekleiner Verein \vären, stünden 
wir selbstverständlich für eine Diskussion zur Verfti­
gung. 

Herr Kubicki. Sie haben tmter den Möglichkeiten. die 
ein Landesminister hat. die Hundehaltungsverord­
nung erwähnt. Nach meiner Rechtskenntnis - ich will 
mich da nicht in llrre Domäne eimuischen - ist aber 
die Ermächtigwtg aus § 2 des Tierschutzgesetzes eine, 
die sich ru1 den Bundesminister, hier an den Faclunini­
ster ftir Landwirtschaft. richtet. lnsofem \1 ürdcn wir. 
da es ja auch bereits eine Hmtdehaltw1gsverordmmg 
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gibt, in die konkurrierende Gesetzgebung hineinpfu­
schen. Nichtsdestotrotz kann man noch einmal über 
eine Verbesserung dieser Verordnung nachdenken. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Auf welcher 
Grundlage habt ihr das denn in Nordrhein­
Westfalen gemacht?) 

Hauptcharakter jedenfalls dessen, was wir hier disJ..:u­
tieren. ist, dass der Innenminister eine Initiative er­
griffen hat, die viele Tierbesitzer und vor allen Dingen 
viele Menschen berührt, die Angst vor Tieren, vor 
aggressiven Hunden haben. Insofern ist diese Initiative 
sehr zu begrüßen. 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Zur Genetik möchte ich Folgendes sagen: Entschei­
dend ist zum einen die Größe, zum anderen aber vor 
allem auch das Beißverhalten von Hunden. Während 
der Schäferhund - das ist wenig bekannt - ein typischer 
Angstheißerhund ist, der zuschnappt und, wenn man 
ilm in Frieden lässt, ausweicht, genauso wie der Rote 
Cocker, bei dem das noch extremer ist, haben die 
Hunde. von denen hier die Rede ist, ein ganz anderes 
Beißverhalten: Die sind sehr kräftig, fassen zu und 
lassen nie wieder los. Ich weiß nicht, wieweit das 
genetisch verankert ist. Gucken Sie sich Vorsteher­
hunde an, was bei denen genetisch verankert ist, oder 
meinen Golden-Retriever-Mischling, der ständig etwas 
apportiert. 

(Glocke der Präsidentin) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschau: 

Herr Abgeordneter, bitte kommen Sie zum Schluss! 

Detlef Mattblessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Meine Damen und Herren, menschliche Angst führt 
unter Umständen zu Falschanzeigen und Überinter­
pretationen, wenn beispielsweise ein Hund lediglich 
anschlägt. Auf der anderen Seite vertreten Besitzer 
immer die Position, dass ihr Hund nur lieb ist. Wir 
sollten in der Tat zu etwas restriktiveren Regelungs­
möglichkeiten kommen und ich begrüße in diesem 
Zusanunenhang die Initiative von Herrn Dr. Wienholtz 
sehr. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Kötschan: 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Spoorendonk. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Anke, ich habe 
einen dänischen Labrador!) 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lieber Kollege Füllner, wenn es denn so ist, dass wir 
vor zehn Jahren eine Hundedebatte in diesem Haus 
gefiiiut haben, dann geht das ja noch. Ich möchte dar­
an erinnern, dass auf Platz I der Bestsellerliste hier im 
Haus inuner noch die Bejagung von Rabenvögeln und 
Kormoranen steht. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN- Lothar Hay [SPD]: Aber lange 
nicht mehr debattiert! Wann kommt das end­
lich mal wieder?) 

Eigentlich wollte ich auch noch etwas mehr zum The­
ma F.D.P. und Hund sagen. Das verkneife ich mir. 
Eine Anregung möchte ich dennoch loswerden. Eine 
kleine Interpretationshilfe wäre vielleicht angebracht 
in Sachen Hund und F.D.P.-Wahlkampf. Ich habe im 
Internet zufällig ein Foto des F.D.P.-Kandidaten Garg 

· geseheri, wo er mit seinem Hund abgebildet ist, mit der 
Überschrift: "Schöner geht es nicht." Da frage ich 
mich natürlich, was die politische Botschaft ist. 

(Lothar Hay [SPD]: Wer war denn gemeint?) 

- Der Hund war dabei. 

Nun aber zum Thema! Wir alle kennen die ftirchterli­
chen Bilder aus den Medien, Bilder, die die Opfer von 
Zwischenfällen mit so genannten Kampfhunden oder 
gefährtleben Hunden zeigen. Solche Schreckensmel­
dnngep. schüren Ängste und Verunsicherung in der 
Bevölkerung. Diese Ängste sind nicht irrational, sie 
sind begründet in der Tatsache, dass es Hunderassen 
gibt, die durch Aggressionszüchtung und Aggressions­
dressur zu einer Gefahr flir Mensch und Tier werden 
können. 

Mir geht es hier nicht darum, irgendwelche Hunderas­
sen oder ihre Halter zu diskriminieren. Es geht darum, 
dass wir vernünftige und· auf wissenschaftlichen 
Grundlagen basierende Regelungen fmden, wie wir 
mit gefahrliehen Hunden umgehen müssen. 

Im November letzten Jahres hat Minister Wienholtz 
die Eckpunkte einer Mustergesetzgebung vorgestellt, 
die darillf abzielen, abgestufte Regelungen fiir drei 
Kategorien von gefahrliehen Hunden zu schaffen. Die 
Anhörung im Innen- und Rechtsausschuss "Schutz von 
Tieren vor Missbrauch durch Aggressionszüchtung 
und Aggressionsdress ur" im Mai letzten Jahres hat 
jedoch gezeigt, dass die Anzuhörenden davon abraten, 
bestimmte Hunderassen per Gesetz zu diffamieren. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

· In einer Pressemitteilung appelliert Herr Wienholtz an 
seine Amtskollegen, diese Mustergesetzgebung anf der 
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nächsten Innemninisterkonferenz im Frühjahr zielge­
recht und konstruktiv zu diskutieren. Sollte hierbei 
jedoch kein Konsens erzielt werden, kündigt er laut 
Pressemitteiltrug einen Alleingang Schleswig-Hol­
steins an. 

Herr Minister, ich stimme llmen zu, dass wir die Be­
völkerung vor Kampfbrutden mtd anderen gefahrliehen 
Hmtden wirkmtgsvoll schützen müssen. Jedoch bin ich 
der AuiTassung - mtd hier stinmte ich dem Antrag der 
F.D.P. zu-. dass, bevor wir über bestinunten Hunde­
rassen das berülmtte Damoklesschwert kreisen lassen. 
die Landesregierung in Kooperation mit Verbänden 
mtd Institutionen Eckwerte ftir eine rechtliche Rege­
lmtg mit dem Ziel erarbeiten lassen, dass die Zucht, die 
Ausbildung und das Halten gef:ihrlicher Hunde grund­
sätzlich unter Erlaubnisvorbehalt gestellt werden. Wir 
müssen uns jedoch überlegen., welche Kriterien für 
einen Erlaubnisvorbehalt festgelegt werden sollen. 

Der Antrag von SPD mtd BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN stimmt mit dent Antrag der F.D.P. insofern über­
ein. als bei der Erarbeitung rechtlicher Vorgaben die 
betroffenen Verbände und wissenschaftlichen Institu­
tionen mit einbezogen werden müssen. Da jedoch der 
Antrag von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zusätzlich eine länderübergreifende und einheitliche 
Regclwtg zur Abwehr von Gefahren durch gefahrliehe 
Htmde vorsieht, werde ich diesem Antrag zustinllllen. 
Ich weiß, dass wir uns bemühen, gemeinsam etwas 
hinzubekollllllen. Das finde ich simtvoll in dieser An­
gelegenheit. Es ist wenig simtvoll. dass Schleswig­
Holstein hier etwas im Alleingang macht. 

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Kubicki 
[F.D.P.]) 

Daher begrüße ich, dass man eine länderübergreifende 
Regelung anstrebt. 

Bedenken habe ich jedoch gegen den zweiten Absatz 
der Begründung des Antrages. Ich weiß, dass die Be­
gründung nicht Teil des Antrages ist. Die Möglichkeit 
eines Erlaubnisvorbehaltes, eines Haltwtgsverbotes 
oder einer eventuellen Verpflichtung zur Sachkwtde­
prüfung soll sich anf Gründe beziehen, die in der Per­
son des Halters zu suchen sind. Das halte ich für einen 
Schnellschuss, den ich in dieser Form nicht akzeptie­
ren kann. 

Bevor wir tms jedoch in Verboten oder Vorbehalten 
verstricken. sollten \vir in einem ersten Seilritt in Er­
wägmtg ziehen, ob nicht eine Erhöhung der Hunde­
steuer für gefahrliehe Hunde sinnvoll wäre. So hat das 
Bwtdesverwaltungsgericht in Berlin - das wissen Sie -
vor zirka einer Woche festgestellt. dass eine Erhöhung 
der Htmdcsteuer für bcstillllllte Hrmderassen rechtmä­
ßig ist. Das Urteil wurde damit begründet, dass eine 

Erhölumg nicht gegen den Gleichhcitsgrwtdsatz ver­
stoße, da bei diesen Hwtden gezielt solche Eigen­
schaften gezüchtet werden, die die Kampfkraft erhö­
hen. Den Gemeinden in erster Instanz die Erhöhwtg 
der Hundesteuer freizustellen, halte ich ftir einen süm­
vollen Schritt. 

Ansonsten hoffe ich, dass w1r emen gemeinsamen 
Antrag hinkriegen. 

(Vereinzelter Beifall bei SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriete Kötscbau: 

Das Wort zu einem Kurzbeitrag nach § 56 Abs. 4 der 
Geschäftsordmmg hat Herr Abgeordneter Puls. 

· Klaus-Peter Puls [SPD]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte kurz das Ergebnis unserer interfraktionellen 
Gespräche bekamlt geben. Wir haben uns auf ein 
Verfahren geeinigt. wie mit den Anträgen von F.D.P. 
einerseits und SPD wtd BÜNDNIS 90iDIE GRÜNEN 
andererseits Ulllgegangen werden soll. Wir haben uns 
darauf verständigt. dass Pwtkt I des F.D.P.-Antrages 
und Punkt 2 des Antrages von Rot-Grün die Zustim­
mung des gesamten Hauses erreichen werden, nicht 
jedoch Pwtkt I des Antrages mn SPD mtd BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN. 

Wir schlagen folgendes Abstinnnwtgsverfaltren vor: 
Wir bitten dafUlll. in drei Punkten getremtt hinterein­
ander abzustümnen. und zwar erstens über Pwtkt I des 
Antrages von SPD mtd BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
zweitens über Punkt I des F.D.P.-Antrages und drit­
tens über Pmtkt 2 des Antrages mn SPD und BÜND­
NIS 90/DIE GRÜNEN. Zu den beiden letztgenamtten 
Pwtkten haben alle F raktioncn dieses Hauses iltre 
Zustinnnung angekündigt, nicht j cdoch zu dem ersten 
Punkt unseres Antrages. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]'. Wobei die 
Wörter .. in der 40. Tagung" gestrichen wer­
den müssen I) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriete Kötschau: 

Herr Abgeordneter Kubicki macht darauf aufmerksam. 
dass in Punkt I des F.D.P.-Antrages die Wörter in der 
.AO. Tagung·· nicht stehen bleiben kö1men, weil wir 
uns in der 4 2. Tagung befinden. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Das soll gestri­
chen werden!) 

Die Wörter .. in der 40. Tagung" sollen gestrichen 
werden? - Ich habe aber Probleme mit der Formulie-
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rung "zu berichten'·, weil es keine weitere Landtagsta­
gung mehr geben wird. 

(Klaus-Peter Puls [SPD]: Das macht doch 
nichts! Damit brauchst du keine Probleme zu 
haben') 

Gut. Ich lasse also zunächst über Nununer 1 des 
Antrages von SPD und BüNDNIS 90/DIE GRüNEN, 
Drucksache 14/2693, abstinunen. Wer diesem ersten 
Punkt zustimmen will, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Gegenstinunen? -Enthaltungen? -Dieser Punki 
ist mit den Stimmen von SPD, BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN und SSW angenommen. 

Als Punkt zwei lasse ich über die Nununer 1 des 
F.D.P.-Antrags, Drucksache 14/2559, mit Ausnahme 
der Wörter "in der 40. Tagung'' abstimmen. Wer dem 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Dies ist einstimmig 
so angenommen. 

Ich lasse jetzt über Nummer 2 des Antrags von SPD 
und BüNDNIS 90/D!E GRüNEN abstimmen. Wer 
dem so zustinunen "~ll, den bitte ich um das Handz.ei­
chen. - Gegenstinunen?- Enthaltungen? -Dies ist auch 
einstimmig so angenommen worden. · 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Nummer 2 und 
3 des Antrags der F.D.P. sind insoweit erle­
digt!) 

-Die Nununern 2 und 3 des F.D.P.-Antrags sind damit 
erledigt! 

( Holger Astrup [SPD]: Sehr gut!) 

Wer diesem neuen Antrag in der soeben beschlossenen 
Fassung zustimmen will, den bitte ich um das Hand­
zeichen.- Gegenstinunen? - Enthaltungen? - Er ist mit 
den Stimmen der Fra!..tionen von SPD, BüNDNIS 
90/DIE GRüNEN und SSW, bei Enthaltung der 
Fraktionen von CDU und F.D.P. und bei einer Gegen­
stimme von Frau Dr. Brüchmann-Nikolay angenom­
men. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkie 11 und 13 auf: 

Gemeinsame Beratung 

a) Stand der Qualitätssicherung in Pflegeeinrich­
tungen 

Antrag der Fraktion der CDU 
Drucksache 14/2563 

b) Qualitätssicherung in der Pflew 

Antrag der Fra!..iionen von SPD und BüNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/2662 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. 

Da in den Anträgen unter anderem ein Bericht der 
Frau Ministerin fur Arbeit, Gesundheit und Soziales 
beantragt wird, gebe ich das Wort zunächst Frau Mi­
nisterin Moser. 

Heide Moser, Ministerin fur Arbeit, Gesundheit und 
Soziales: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich nehme gern die Anträge der CDU­
Fraktion vom !. Dezember 1999 und der Fraktionen 
von SPD und BüNDNIS 90/DIE GRüNEN vom 
23. Dezember 1999 zum Anlass, um Ilmen heute aktu­
ell über den Stand der Qualitätssicherung in der 
Pflege zu berichten. Ich darf !lmen aber nicht meine 
Verwunderung über den C:ÖU-Antrag verhehlen. Dem1 
dieser Antrag entspricht iu wesentlichen Teilen fast 
wörtlich dem Antrag der CDU-Fraktion vom 
9. März 1999, der nach eingehender Beratung im So­
zialausschuss und auf dessen Empfehlung einstimmig 
hier im Landtag iu der Sitzung am 15. September 1999 
fur erledigt erklärt worden ist, und zwar deshalb, weil 
schon im Okiober 1998 die entsprechenden Maßnah­
men vom Landespflegeausschuss auf Anregung der 
Ministerin und des Ministeriums in Gang gesetzt wor­
den siu<I; 

(Beifall der Abgeordneten F rauke Walhorn 
[SPD]) 

weil wir im Sozialausschuss Anfang letzten Jahres 
- genan gesagt: im Januar - eiuen ersten ausführlichen 
Berichterörtert haben, weil im April das Akiionspro­
gramm des Landespflegeausschusses verabschiedet 
worden ist und ab Mai die Kurzprüfungen begonnen 
wurden und im Übrigen dieses Akiionsprogramm und 
die von Schleswig-Holstein mit erarbeiteten Eckpunkte 
der Länder alle Punkte des Antrags abdecken. 

Die Umsetzung des Aktionsprogramms läuft. Das 
haben wir alle iu den letzten Tagen und Wochen durch 
die öffentliche Diskussion erfahren. Eiu Element des 
Aktionsprogramms ist gerade die Öffentlichkeitsarbeit, 
die das Bewusstsein flir eiue angemessene Pflegequa­
lität stärken und den Mut fordern soll, sich einzumi­
schen. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

In diesem Punkt war das Aktionsprogranun schon 
nachweisbar erfolgreich. 

Lassen Sie mich hinzufugen: Diese Diskussion läuft in 
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(l\1inisterin Heide Moser) 

Schleswig-Holstein, weil die Landesregierung hier in 
die OffensiYe gegangen ist, 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

weil wir als erstes und eiuziges Bwtdesland eine sy­
stematische Bestandsaufilalune ~ur Qualität und Qua­
litätssicherw~g in Gang gebracht haben. Seit wenigen 
Tagen liegt zu den verabredeten Kurzprüftmgen. die 
-wie gesagt - seit Mai letzten Jahres lanfen, der Ent­
wurf eines ersten Zwischenberichts des Medizini­
schen Dienstes vor. Die Ergebnisse müssen in der 
zuständigen Arbeitsgruppe des Landespflegeausschus­
ses noch beraten wtd bewertet werden. Die Termine 
sind gesetzt. 

Ich will die Ergebnisse vortragen, die sozusagen klar 
auf der Hand liegen. Es sind zirka 20 % der Einrich­
ttmgen geprüft worden, 116 von rmtd 580. Die ersten 
Ergebnisse bestätigen, was schon im Sommer 1999 fltr 
das gesamte Bundesgebiet von den Medizinischen 
Diensten vermutet und veröffentlicht worden ist. Wer 
sich aufgrund des Zwischenberichts ein Bild über die 
Realität in· der Pflege machen wilL muss sich erstens 
vor Augen fUhren. dass zwei Drittel aller Pflegebe­
dürftigen nicht in Einrichtungen .. sondem ambulant zu 
Hause gepflegt werden. Über die Qualität dieser Pfle­
ge wissen wir im Moment noch zu wenig. Auch darmn 
müssen wir uns künunen1. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Er muss sich zweitens vor Augen fUhren, dass die 
Messlatte. die der Medizinische Dienst zugrunde ge­
legt hat, sehr hoch ist. Er prüft anf der Grmtdlage: Ist 
die Pflege aktivierend? Ist sie geplant0 Ist sie doku­
mentiert? - Diese Messlatte ist fachlich natürlich ,·öl­
lig richtig, aber sie liegt hoch. 

Dem1och: Dass nur knapp die Hälfte der Einrichtwtgen 
die gesetzlichen oder vertraglichen Regelwerke ein­
halten, die eine angemessene Versorgmtg gewältrlei­
sten sollen. ist Besorgnis erregend und bestürzend. 

(Beifall bei SPD .. CDU und F.D.P.) 

Auch wenn sich Pflegeplanung und Doktmlentation 
nicht ganz direkt anf die einzelnen Pflegebedürftigen 
sofort mtd urnnittelbar auswirken. sind sie kein Aus­
\\uchs mn Überregulierung. ZUlll pflegerischen Fach­
wissen gehört seit J altren. dass nur eine angemessene 
pflegerische Versorgung sichergestellt werden kamt. 
wetm es solche Dokwncntationen. mr allen Dingen 
wenn es Planungen gibt. 

Weiter entnehmen wir dem Bericht. dass bei einem 
Drittel der untersuchten Pflegebedürftigen Pflegeschä­
den gefunden \\urden. Pflegeschäden wie Dekubitus 
oder Kontrakturen. Bei der Hälfte der untersuchten 

Menschen kounte die Einrichtung nicht nachweisen. 
dass alle erforderlichen Prophylaxemaßnahmen zur 
Verhinderung solcher Schäden auch tatsächlich er­
griffen worden waren. Bei diesen Befunden müssen 
die Eiltrichtungen sofort und wmtittelbar reagieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist die erste Konsequenz aus diesen Prüfungen 
wtd Ergebnissen. 

(Günter Neugebauer [SPD]: Sehr richtig!) 

Insgesamt sind nach diesem vorläuligen Bericht fol­
gende Tendenzen erkeunbar: Erstens ist die Pflege 
häufig ungeplant. intuitiv, YOn außen nicht nach\oll­
ziehbar - das kamt auch heißen .. sie ist gut gemeint. 
aber trotzdem schlecht -. zweitens gibt es Mängel bei 
typischen täglichen Pflegeaufgaben tmd Abläufen und 
drittens gibt es ganz eklatante Organisations- mtd 
Fülmmgsmängel, die zu einer schlechten Versorgmtg 
friltren kömten. 

Bei allen Besorgnis erregenden Ergebnissen weist das 
Zwischenergebnis schon aus. dass es in deri Einrich­
tungen durchaus Yiele gibt. die sich anf den Weg ge­
macht haben, Maßnalunen zur Qualitätsentwickltmg 
und Qualitätssicherm1g einzuleiten. 

(Beifall des Abgeordneten Holger Astrup 
[SPD)) 

Die festgestellten Mängelmachen auch deutlich: Meltr 
Personal. mehr Geld. meltr Kontrollen sind zu einfache 
Formeln. um das Problem insgesamt im Sinne der 
Pflegebedürftigen zu lösen. 

(Beifall bei SPD. F.D.P. und SSW) 

Denn wie sonst lässt sich ZUllt Beispiel erklären, dass 
Einrichtungen bei gleicher Finanzausstattung gute 
Pflege leisten mtd andere eben nicht'' 

(Ingrid Frauzen [SPD]: Das ist "ohl waltr!) 

Die Geld- und die Personalfrage will ich dennoch nicht 
einfach leugnen. Sie gehört anf den Tisch, aber nicht 
allein und als Allheilmittel. Sie gehört anf den Tisch 
mit der gebotenen Ehrlichkeit. nämlich i.tmner auch mit 
der Bereitschaft, einen gesellschaftlichen m1d ei.tten 
politischen Konsens darüber herzustellen, wie ,-iel ''"ir 
in die Pflege alter und pilegebedürftiger Menschen 
investieren wollen. So eltrlich müssen wir mit den 
Menschen schon umgehen. wenn wir uns mit dem 
Titema beschäftigen. 

Ende 1998/Anfang 1999 lag die Fachkraftquote -
danach ist in den Anträgen gefragt - in den vollstatio­
nären Einrichtungen in Sch.leswig-Holstein bei durch­
schnittlich 44 %. Wir sind u.ns einig, dass wir dringend 
,·erlässliche Kriterien flir die Fachkraftquote brauchen. 

"' """ " " ' ., :~·; ·' 
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Es gibt ein Modellprojekt des Bundesfamilienministe­
riums, das dies erarbeiten soll Hier soll systematisch 
geklärt werden, wie viel Zeit und wie viel Zuwendung 
ftir eine gute Pflege in stationären Einrichtungen not­
wendig sind und auf welche Art das erforderliche 
Fach- und Hilfspersonal ermittelt werden kann. 

Wir erwarten die Ergebnisse im Spätsommer und ich 
halte es ftir vernünftig, dass wir an diese Ergebnisse 
anknüpfen und zeitgleich die rechtlichen Rahmenbe­
dingungen im SGB XI schaffen, wn die Ergebnisse 
dann in diesen Rahmen einfugen zu können. 

(Beifall der Abgeordneten Ursula Kähler 
[SPD] und Mattbias Böttcher [BüNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]) 

Die Frage nach der Aufstockung des Pflegepersonals 
in den Einrichtungen ist - das haben v.1r in den letzten 
Monaten gelernt - nicht nur eine Finanzierungsfrage, 
sondern auch eine Frage des Arbeitsmarktes. Nach 
einer Kurzmnfrage bei den Arbeitsämtern waren 226 
Fachkräfte vermittelbar. Dem standen 295 offene 
Stellen gegenüber. Der Markt ist also eng: Dieser 
Engpass wird nicht ausschließlich durch die Schaffung 
von mehr Ausbildungsplätzen zu überwinden sein. 
Motivierte Altenpflegerinnen und Altenpfleger leiden 
seit Jahren unter dem schlechten Image ihres Berufes. 
Das fUhrt zu hoher Frustration und damit zu Fluktuati­
on. Viele verlassen ihren Beruf auch, weil die Ein­
richtungen die hohe Motivation, die sie mitbringen, 
unnötig bremsen. Wir müssen also die notwendige 
Professionalisierung, die wir mit unserem Altenpflege­
ausbildungsgesetz eingeleitet haben, auch in den Be­
rufsalltag der Heime übertragen, um diese Frustration 
überwinden zu helfen. 

In der gesamten Diskussion gilt es zv.ischen Rege­
lungs- und Handlungsbedarf zu unterscheiden. Ich 
habe mehrfach auch öffentlich gesagt, dass es einen 
Regelungsbedarf im Sinne rechtlicher Regelungen 
gibt. Dazu gehört die Novellierung des Heimgesetzes, 
zwn Beispiel mit der klaren Möglichkeit, unangemel­
dete Prüfungen durchzuftihren. 

(Beifall bei SPD und BüNDNIS 90/DJE 
GRüNEN) 

Dazu gehört auch das Qualitätssicherungsgesetz im 
Rahmen des SGB XI. Ich werde den Leuten in Berlin 
weiterhin auf die Nerven gehen. Das hilft ja manchmal 
am besten. 

(Beifall bei SPD und BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN) 

In den Eck-punkten der Länder zur Novellierung des 
Heimgesetzes sind im Übrigen die Forderungen aus 
dem Antrag der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 

90/DIE GRüNEN enthalten. Wir haben in Schleswig­
Holstein im Vorgriff auf die rechtlichen Regelungen 
schon einige Punkte in Angriff genommen, zum Bei­
spiel die Znsammenarbeit zv.ischen Medizinischem 
Dienst und Heimaufsicht bei Kontrollen oder die er­
weiterte Mitsprache für Angehörige, die m emem 
Modellprojekt seit Ende letzten Jahres läuft. 

Qualität- darüber sind sich eigentlich alle einig - kann­
man nicht in die Heime hinein kontrollieren. Sie muss 
aus den Einrichtungen selbst heraus entv.ickelt wer­
den. Es müssen die entsprechende Haltung, der ent-

- sprechende Wille sowie die entsprechende Professio­
nalität vorhanden sein. 

(Beifall der Abgeordneten Holger Astrup 
[SPD] und Monika Heinold [BÜNDNIS 
90/DIE GRüNEN]) 

Wir haben die Verantwortrmg daftir, dass die Rah­
menbedingungen entsprechend gestaltet werden, und 
wir müssen die Heime, die Träger und die Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter bei der Umsetzung sicherlich 
unterstützen. Die Sicherung der Pflegequalität und 
eine angemessene Pflege ftir Menschen, die v.irklich 
hilfebedürftig sind und zum Teil ihre eigenen Interes­
sen gar nicht mehr artik'lllieren können, bleiben gesell­
schaftliche Aufgaben. Alle Beteiligten sind in der 
Verantwortung. 

(Beifall bei SPD und BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN - Vizepräsident Dr. Eberhard 
Dali'Asta übernimmt den Vorsitz) 

In den letzten Wochen habe ich manchmal den Ein­
druck gehabt, dass es an der gemeinsamen Verant­
wortung fehlt. Das Schwarze-Peter-Spiel hat zum Teil 
doch deutliche Ausprägungen. 

(Glocke des Präsidenten) 

- Frau Präsidentin, nein, Entschuldigung, Herr Präsi­
dent! Ich habe das zarte Klingeln vernommen und 
kmnme Zum. Schluss. Dieses Schwarze-Peter-Spiel ist 
nicht in Ordnung. Es ftihrt zu nichts und ich kann ei­
gentlich nur bedauern, dass ich als Ministerin die ntir 
in diesem Spiel zugedachte Rolle nicht erftillen kann. 
Diese fu:>lle hieße: Alle Missstände in der Pflege ste­
hC!l still, weil mein starkes Amt oder mein starkes 
politisches Wollen es so mll! Das kann ich leider nicht 
leisten. Wir müssen schon alle ran, um uns auf den 
Weg zu machen. Ich denke, wir haben die Vorlagen 
ntit mehreren Modellprojek-ten geliefert. Ein Projekt, 
das mir. fiir das Sofortprogranun am wichtigsten ist, ist 
das Projekt, die Heime bei den Kurzprüfungen durch 
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(l\linisterin Heide Moser) 

Beratung zu begleiten, damit sie sofort Konsequenzen 
aus den Kurzprüfw1gsergcbnissen ziehen kö1men. 

(Beifall bei SPD w1d BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Es liegt seit Monaten ein Konzept vor. Nach § 7 Lan­
despflegegesetz liegt eine Finanzierungsmöglichkeit 
vor. Ich holTe, dass jetzt sofort bei allen Trägem auch 
die Bereitschaft zur Umsetzllllg dieses Beratungspro­
jekts vorliegt. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Frau Abgeordnete Vorreiter hat das Wort. 

Kläre Vorreiter [CDU]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen w1d Kollegen! Frau 
Ministerin, es ist in der Tat wahr, dass die CDU­
Fraktion bereits vor Monaten einen fast gleich lauten­
den Antrag gestellt hat. Das hat natürlich seinen 
Gnmd. Die Forderw1gen aus dem damaligen Antrag 
wurden bis heute mehr oder weniger nicht umgesetzt. 

(Beifall bei der CDU) 

Darwn haben wir diesen Antrag erneut gestellt. Wir 
alle kötmen doch wohl vor den Tatsachen der Schrek­
kensmeldwJgen.. die jetzt an die Öffentlichkeit gekom­
men sind, unsere Augen nicht verschließen. Die Ver­
antwommg liegt znn1 ganz großen Teil im Lande. Das 
ist eindeutig. Frau ll1inisterin, da die Verantwommg 
ftir die Fachaufsieht bei der Sozialministerin liegt. 
müssen Sie sich fragen lassen. ob dieser Aufsichts­
pflicht ordnnngsgemäß nachgegangen wird. 

(Beifall bei der CDU) 

Frau Ministerin. konnncn Sie jetzt bitte nicht mit dem 
Hinweis, dass die Heimaufsichtsbehörden in den Krei­
sen nnd kreisfreien Städten liegen! 

(Ingrid Frauzen [SPD]: Aber so ist es!) 

Fonnal ist es zwar richtig. dass die Zuständigkeiten 
dort liegen. Bei den nicht erst vor kurzem bekam1t 
gewordeneil gravierenden Mängeht hätte von Ihrer 
Seite aus strengstetlS überwacht werden müssen. 

In der Sozialausschusssitzung des Landtages vom 
2 8. Januar 1999 • vor fast genau einem Jahr -. in der 
die Qualitätssichenmg aufgrwtd eines Landtagsantrags 
\'Oll uns diskutiert \\urde nnd nachhaltig gefordert 
wurde. strengstetJS vorzugehen, sagten Sie. Frau Ma­
ser, Sie wollten es sich mit den Heimaufsichtsbehör­
den nicht verderben. 

(Heide Maser [SPD]: Wie bitte?) 

So kmm es doch wohl nicht weitergehen. Wir erheben 
daher in WJSerem Antrag erneut die Forderung nach 
verbesserten Möglichkeiten WJangemeldeter Kontrol­
len. Da~u ist die Heimaufsicht durchaus in der Lage. 
Das heißt eine Feuerwehr oder eine Task-Force für 
Pflegeheime. Besser noch wäre die zusätzliche Einftih­
rwtg Ullabhängiger Kontrollinstrwncnte. Das fordern 
inzwischen auch die Krankenkassen. Nur unabhängige 
Kontrolleure sind in der Lage, Missstände olme Vor­
behalt ofTen zu legen. denn der MDK ist ein Kontroll­
organ der Krmlkenkassen. Er ist zwar von der Ministe­
rin beauftragt. wird jedoch von den Krrulketlkassen 
bezahlt. Wer gibt schon gern eigene Fehler zu') 

In den ,.Kicler Nachrichten" vom 30. November 1999 
war zu lesen. dass die Ministerin das Kontrollnetz 
enger flechten will Ulld sogar zugibt, dass die jetzige 
Situation gravierende Mängel aufwe1st mtd unbefriedi­
gend ist. Viel deutlicher "urde Herr Ploß, Sprecher 
der Ersatzkassenverbände, in seiner Pressemitteiltmg 
vom I 5. Dezember I 999. In der .. Landeszeitung" war 
Folgendes zu lesen: ,.Pflegeheime - Missstände bis zu 
Lebensgefahr. Pflegekassen sind entsetzt über das 
Ausmaß der Mängel.'· 

Bei solchen Zuständen, die auch llmen, Frau Ministe­
rin, nicht verborgen geblieben sein dürften, reichen 
Briefe m1 die Lm1dräte und Bürgenneister mit der 
Aufforderung, endlich tätig zu werden, nicht aus. Sie 
sind ganz persönlich gefordert nnd müssen handeln. 
Wenn sogar der Ilmen eng verbundene Wohlfa!Jrtsver­
band A WO die Missstände in den Heimen in einer 
Pressekonferenz vom 25. Januar 2000 offen anpran­
gert, muss sich die Regierw1g fragen lassen, wozu 
eigentlich der Landespflegeausschuss da ist. 

(Beifall bei der CDU) 

Darun1 jetzt die ganz konkrete Frage an Sie. Frau 
Ministerin Moser: Was ist im Zeitrawn Januar I 999 
bis heute zur Verbessenmg der Situation in w1sercn 
Heimen geschehen? Wurde auf umJötige bürokratische 
Durchftihrw1gsbestinmmngen verzichtet? Wurden 
verlässliche Kriterien ftir die Fachkraftquote in Pfle­
geeinrichtungen geschaffen? Wurden Pflegecinrich­
twJgen unangemeldet kontrolliert 0 W em1 .i a, wann und 
wie viele? Was haben die Prüftmgcn ergeben m1d 
wurden daraus Konsequenzen gezogen? 

Haben die Landesverbände der Pflegekassen. die Trä­
ger der Sozialhilfe tmd die Heimaufsichtsbehörden 
regelmäßig getagt und haben sie Bericht erstattet? Ist 
es den Angehörigen von Pflegebedürftigen emtöglicht 
worden. sich in die Heimbeiräte wählen zn lassen? 

All diese Fragen haben wir bereits am 25. März !999 
gestellt und es scheint bis heute kaum eine Verbesse­
nmg eingetreten zu sein. 
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Als ein weiteres Kriterium, um die qualitätssichernden 
Maßnahmen im stationären Bereich zu verbessern, 
muss auf die Einhaltung der Fachkräftequote von 
mindestens 50 % streng geachtet werden. Denn nur 
fachlich gut ausgebildetes Personal ist in der Lage, den 
ohnehin schweren Dienst zu verrichten. 

Durch das Altenpflegeausbildungsgesetz - da stinune 
ich Ihnen zu - sind die Voraussetzungen der Ausbil­
dung in Schleswig-Holstein verbessert worden. Und es 
sind nach Aussagen des Arbeitsamtes auch auf dem 
Arbeitsmarkt ausreichend Fachkräfte zu bekommen. 
So wurde es uns gegenüber zumindest bestätigt. Nicht 
der Mangel an Fachkräften, sondern das Geld ist der 
Grund daftir, dass der Fachkräfteschlüssel häufig un­
terlaufen wird. 

Im Übrigen gilt heute noch der Personalschlüssel von 
1990. Aufgrund der deutlich veränderten Situation in 
den Heimen müsste eine Änderung des Personal­
schlüssels zwingend erfolgen. Dies haben wir bereits 
in unseren Anträgen vom 9. März 1999 und 
I. Dezember 1999 gefordert. 

In unseren Alten- und Pflegeheimen sind mehr als 
80 % aller Heimbewohner Schwerstpflegefalle, die 
einen erhöhten Pflegeaufwand erfordern. Hier muss 
bei den Krankenkassen dringend ein Umdenken erfol­
gen. Sat1 und sauber - nicht einmal das ist heute. noch 
selbstverständlich - reicht nicht mehr, sondern persön­
liche Zuwendung gehört zwingend dazu. 

Ich greife gern auf, was die Ministerpräsidentin in 
einem Gespräch mit den ,.Lübecker Nachrichten" am 
2. Dezember 1999 unter anderem gesagt hat: "Wir 
werden uns darüber unterhalten müssen, ob die Pfle­
geversichenmg so, wie wir sie jetzt haben,_ ausreicht 
oder ob wir nachbessern müssen.'· Sehr richtig! 

(Beifall der Abgeordneten Gudrun Hunecke 
[CDU]) 

Denn die derzeit hohe Fluktuation beim Personal in 
unseren Heimen ist auch darauf zurückzuftihren, dass 
die Kräfte. die dort arbeiten, völlig überlastet sind und 
oft vorzeitig um Entlassung bitten oder selbst häufig 
vor Erschöpfung krank werden. ln den meisten Heimen 
wird nach wie vor gute, aufopfernde Arbeit geleistet, 
die durch die .. schwarzen Schafe" leider mit in Verruf 
kommen Das dürfen wir nicht zulassen. 

In der Sitzung des Sozialausschusses am I. Juli 1999 
hat der Ausschuss den ihm durch Pienarbeschluss vom 
25. März 1999 überwiesenen Antrag, Drucksache 
14/2277. Qualitätssicherung in der Pflege, ausfuhr­
heb mit der Ministerin disk-utiert und ihn dann Hir 
erledigt erklärt, weil zugesichert wurde, dass alle 
Punkte abgearbeitet würden. Aus heutiger Sicht war 
das ein Fehler, denn viele Punkte sind nach wie vor 

ungeklärt und nicht umgesetzt worden, Frau Ministe­
rin. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU) 

Ansprechen möchte ich noch das Problem von Men­
schen mit Behinderung, die zu Pflegefallen gemacht 
werden. _Es kann doch nicht angehen, dass vollstatio­
näre Einrichtungen fur Menschen mit Behinderung in 
Pflegeheime umgewandelt werden, ja sogar gezwun­
gen werden umzuwandeln, da sie sonst um ihren Be­
standssdiutz, das heißt um ihre Versorgungsverträge 
bangen müssen. Hausinterne Listen des Ministeriums 
bezeugell. dies und führen zu großen Verunsicherungen 
unter de!t Heimbetreibern. Frau Ministerin, ich finde 
es schon mehr als dreist, dass solche Listen überhaupt 
erstellt werden. 

(Beifall bei der CDU) 

Fazit: Die Lage ist mehr als dramatisch, verbale Ver­
sprechen reichen nicht alli;, es muss gehandelt werden. 
Damm erheben wir erneut unsere Forderung vom 
März 1999, ein Gütesiegel zur Sicherstellung von 
Qualitätsstandards in Pflegeeinrichtungen einzufiihren. 
Die zarten Hinweise, dass die Bundesregierung jetzt 
am Zuge sei, nützen wenig. Hauen Sie mit der Faust 
auf den Tisch, Frau Ministerin, und erzwingen Sie so 
sclmell wie möglich eine Gesetzesänderung. Es ist Ihre 
Bnndesregierung. Das Lamento, wenn noch die CDU 
verantwnrtlich wäre, vermag ich mir lebhaft vorzu­
stellen. 

(Zurufe der Abgeordneten Frauke Walhorn 
[SPD], Ursula Kähler [SPD] und Ingrid 
Frauzen [SPD]) 

-Nun regen Sie sich doch nicht auf, Frau Kähler, es ist 
doch so! Der Medizinische Dienst der Krankenversi­
clierung hat bei der Auswertung der Kurzprüfungen 
Folgendes festgestellt: Stellenpläne fehlten oder waren 
unzureicl1end. Der Prüfungszeitraum war zu lang, zum 
Teillag er zwei Jahre zurück. Die Weiterbildung der 
~ekr#'te müsste verbessert werden. Pflegemaß­
nahmen konnten nur in 5 % aller Fälle nachvollziehbar 
formuliert werden. Für notwendig erachtet wurden die 
Einfiihrung eines internen Qualitätsmanagements, die 
Optimi<l[UD_g im Bereich der Organisation, die Erar­
beitung von Pflegekonzeptionen und die Entwicklung 
eines Hygienekonzepts. 

. (Konrad Nabel [SPD]: Was ist neu an dem, 
was Sie vortragen?) 

Wenn all diese notwendigen Forderungen umgesetzt 
sind, können wir vielleicht ein Stück auf verbesserte 

. Zustän~. in unseren He.imen hoffen. Ich hoffe dies fur 
die Heimbewohner sehr, Lassen Sie uns dies gemein-
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(Kläre Vorreiter) 

sam versuchen. Frau Ministerin! Machen Sie sich auf 
den Weg! 

(Beifall bei der CDU - Zuruf der Abgeord­
neten lngrid Franzen[SPD]) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Walhom. 

Frauke Walhorn [SPD]: 

Herr Präsident! ll·1eine Darneu mtd Herren' Liebe Frau 
Vorreiter. dass Sie nmt unsere Sozialministerin auffor­
dern, die sozialdemokratische und grüne Bundesregie­
rung tnithilfe mn ,.Faust auf den Tisch schlagen'· auf 
den Weg zu bringen, das fmde ich ja in Ordnung. Das 
habe ich in der Vergartgeilheit von Ihnen nie gehört -
und die Sozialdemokraten sind seit eineinhalb Jahren 
an der Regienmg. 

(Uwe Eichelberg [CDU]: Schön wär's! - Wi­
derspruch bei der CD U) 

Wann haben Sie in der Frage der Pflegcversichenmg 
jemals versucht Ilrre Brutdesregierung auf Trab zu 
bringen'' Schön wäre es ja gewesen! 

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten 
Mattbias Böttcher [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Wir haben einen Kompromiss gemacht, um die Pflege­
,·ersichenmg überhaupt zu bckonunen. 

Herr Präsident! Ich fange noch einmal an. Meine Her­
ren und Damen! Die Diskussion über Qualitätsstan­
dards und Qualitätssicherung in Alten- und Pllege­
heimen. die wir bislartg geführt haben, war zunächst 
von der Vorstellmtg geprägt, dass es einen akuten 
Regelungsbedarf gibt - offenbar ist das bei Ilmen heute 
noch so-. mn die entsprechenden Einrichtmtgen in die 
Lage zu versetzen, eine menschennahe w1d auch qua­
lifizierte Pflege leisten zu. kömten. Es "urde bislang 
immer davon ausgegangen - und Frau Vorreiter geht 
auch jetzt damn aus -,dass die diskutierten Mängel im 
engsten Zusanmtenhang mtd ausschließlich mit den für 
Pflege mtd Betreuwtg zuständigen Gesetzen stehen 
wtd fast ausschließlich durch Ändenmg der entspre­
chenden gesetzlichen Regelungen zu beheben sind. 

ln vielen Punkten habe ich das bislang auch geglaubt, 
Frau Vorreiter, allerdings wohl wissend, dass sich 
Fachleute seit Jalrrzehnten mit dem Problem fachlich 
qualifizierter Pflege und Betreuungsangebote in Alten­
und Pflegeeinrichtungen auseinander setzen, wohl 
wissend, dass auch in der Zeit vor der Pflegeversiche­
rung erhebliche Defizite in der Versorgung und Be­
treuung alter Menschen in den Pflegeeinrichtmtgen zu 
beklagen waren. ABerdings hat das Pflegeversiche-

nmgsgesetz ganz sicher ftir die heute größere Transpa­
renz und das veränderte Bemisstsein der Versicherten 
gesorgt, die nicht melrr als verschämte Sozialltil­
feempfangerinnen mtd -empfänger. sondern als kriti­
sche Verbraucher und Verbraucherinnen 

(Beifall der Abgeordneten Ingrid F ranzen 
[SPD] und Lotbar Hay [SPD]) 

mit versichenmgsrechtlichem Anspmch auftreten. Das 
ist gut so. 

Der Bericht mtd die Auswertung der Kurzprüfungen 
von Pflegeeinrichtungen durch den 1\Tedlziftischen 
Dienst machen deutlich, dass persönliche Zuwendung 
und Betreuung sowie das Angebot pflegerischer Qua­
lität offensichtlich nicht per Gesetz zu verordnen sind. 
Einer der Gründe für die Einfülrrmtg der Pllegeversi­
cherung war der Wille des Gesetzgebers, die Situati­
on dahin gehend zu verbessem. dass mart zunt einen 
das Risiko, pflegebedürftig zu werden, finanziell absi­
chem wollte. Ziel sollte zmn artderen sein. die Wün­
sche alter Menschen. so lange wie eben möglich in 
ihrer häuslichen und privaten Umgebung leben zu 
kö1men, zu berücksichtigen wtd ilmen demtoch qualifi­
zierte und fmanzierbare Pflege anbieten zu kötmen wtd 
außerdem mit Hilfe der eingezahlten Beiträge den 
Sozialhilfeträger von hohen Sozialhilfekosten zu entla­
sten. Letzteres ist gelungen, leider sind nicht alle Ent­
lastungen finanzieller Art in die entsprechenden Berei­
che zurückgeflossen. 

Wemt wir uns wieder dem Bericht der Ministerin zu­
wenden, hören und lesen wir. dass in vielen Eimich­
tungen - ich sage ausdrücklich: in bedauerlich vielen 
Einrichtungen - erhebliche Fehler in der Grundpilege­
versorgung und bei den pflegerischen Verhaltensstan­
dards festgestellt \\urden. Und ich sage, Qualitätsma­
nagement ist hier das Zauberwort, das die Fülrrmtgs­
mtd Konnnunikations- sowie Qualifikationsprobleme 
in den Einrichtungen beheben helfen kmm. Dantit 
kö1mte auch den Pflegenden die Arbeit erlei'chtert 
"·erden. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier kömlte mtd sollte nach mtserer Auffassmtg auch 
das Land Hilfestellung durch die Einrichtung modell­
hafter Pflegeprojekte und die Koordination mn Ange­
boten zur Weiterentwicklmtg qualitativ artgemessener 
Pflege und Betreuung alter Menschen, die pflegebe­
dürftig geworden sind, leisten. Natürlich müssen die 
Rahmenbedingungen ftir solche verbessemden und 
besser zu kontrollierenden Maßnalnnen stimmen. Des­
halb fordem wir in unserem Antrag. anf Bmtdesebene 
die entsprechenden Änderungen des Heim- mtd Pfle­
gequalitätssicherungsgesetzes herbeizuftilrren. Die 
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Ministerin hat erklärt, dass dies bereits in Angriff 
genonunen wird. 

Besonders erschreckend ist für mich die Tatsache, dass 
trotz angemeldeter Besuche des Medizinischen Dien­
stes der Kassen zu den Kurzprüfungen in den letzten 
Monaten derart viele qualitative Mängel zu verzeich­
nen waren. Das ist besonders erschreckend. Wie um 
Hinunels "~IIen hätte das Ganze bei unangemeldeten 
Besuchen in den Häusern ausgesehen! 

(Verein7.elter Beifall bei der SPD) 

Wir erwarten - da können wir die Kommunen nicht 
aus der Pflicht neinneo -, dass die Konununen im 
Rahmen ihrer Verantwortung als Heimaufsichtsbehör­
den nach dem Heimgesetz angemeldete und auch öfter 
unangemeldete Besuche in den Häusern ihrer Region 
in regelmäßigen Abständen durchltihren und nicht nur 
in Abständen von zwei bis drei Jahren. Dann müssen 
sie auch Mängel aufzeigen und Nachhesserungen ein­
fordern. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Sie haben erklärt, die Ministerin habe im Rahmen 
einer Ausschusssitzung gesag~ sie wolle es sich mit 
der Heimaufsicht nicht verderben. Ich bin bekanntlich 
Mitglied dieses Ausschusses, ich kann mi.ch daran aber 
nicht mehr erinnern. Ich werde nachschauen und Ihnen, 
da das heute leider die letzte Sitzung is~ das Protokoll 
zur Verfugung stellen, Frau Kollegin Vorreiter .. 

Darüber hinaus gehört die direkte Verantwortung für 
eine angemessene menschliche und qualifizierte Pflege 
in die Hand der Träger von Einrichtungen - seien sie 
konununal, privat oder in Trägerschaft der Wohl­
fahrtsverbände wie etwa AWO oder DRK. Sie müssen 
ein internes Qualitätsmanagementkonzept entwickeln, 
um den Menschen gute und menschennahe Pflege an­
bieten zu können, und sind keinesfalls - weder Ein­
richtungen noch Träger - aus der Verantwortung zu 
entlassen. Zu unterstützen sind sie allerdings durch 
Pflegekassen, Sozialhilfeträger, den MDK, die Heim­
aufsicht und nie kann es schaden, wenn die aufmerk­
same und kritische Öffentlichkeit auf. Missstände in 
diesem Bereich aufmerksam mo 'ht. 

Uns ist ";e Ihnen, Frau v.- · ter, ganz besonders 
wichtig. dass die Angehörige, .. m Pflegebedürftigen 
in die sie betreffenden EntscheJdungen mit einbezogen 
werden. aber nur dann, wenn die Pflegebedürftigen 
auch wollen und wünschen, dass die Angehörigen 
diese Aufgaben ftir sie übernehmen. Das sollte dann 
auch nur an dieser Stelle geschehen. 

Wir wollen die Möglichkeit der Kontrolle auch teil­
stationärer Einrichtungen, me zum Beispiel in der 

T agespflege, und wir wollen außerdem, dass auch 
ambnlante Pflegedienste und die häusliche Pflege 
nachweislich qualitätsbezogene Hilfen anbieten und 
dies auch bei Kontrollen nachweisen können. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRüNEN) 

Bei der notwendigen engen und vertrauensvollen Zu­
sammenarbeit Z\\;schen den Einrichtungen und Pfle­
gekassen, Medizinischem Dienst und Heimaufsicht 
müssen Prävention und Beratung eine \\;chtige Rolle 
spielen. Unverzichtbar ist nach unserer Auffassung 
aber auch die Wahrnehmung von Aufsichtsbefugnis -
der Heimaufsicht, Frau Vorreiter, nicht dass Sie das 
falsch verstehen! -und Kontrolle. 

Bislang wurde innner über Einzelfalle und vermeintli­
che Ausnahmen gesprochen. Angesichts der im Bericht 
dargestellten "grundlegenden Mängel vor allem in der 
Organisation und Planung der Pflege'·, weil Pflege­
konzepte nicht vorhanden seien, angesichts der Fest­
stellung von Pflegeschäden bei einem Drittel der un­
tersuchten Pflegebedürftigen und dem Fehlen prophy­
laktischer Maßnahmen bei der Hälfte der Betroffenen, 
auch angesichts der deutlichen Vernachlässigung der 
Kontrollaufgabe durch die Kreise mrd ganz deutlich, 
dass es sich hier nicht um Einzelfalle handelt. Es han­
delt sich sicherlich auch nicht um ein schleswig­
holstein,spezifisches Problem. Dennoch ist Frau Ma­
ser - und daftir danken wir ihr - die einzige Sozialmi­
nisterm, die schon im Sommer mit deJU Aktionspro­
gramm zur Qualitätssicherung tätig geworden ist. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Ich dachte, dazu hätten Sie eimnal ein lobendes Wort 
gefunden! 

-Wir brauchen eine bessere Qualifizierung von Füh­
rungskräften., ein geregeltes Beschwerderecht fur Pfle­
gebedi(rftige und ihre Angehörigen und auch ftir das 
Personal der Einrichtungen, das häufig aus Sorge um 
seinen · Arbeitsplatz schweigt. Qualitative Mängel 
werden häufig im Zusanunenhang mit nicht erflillten 
Fachkraftquoten sichtbar. Frau Vorreiter, die Fach­
kraftquote wollten die CDU und die F.D.P. irgend­
-wann eimnal abschaffen. Das haben Sie eben verges­
sen zu sagen. 

(Konrad Nabel [SPD]: So ist es! -Zurufe von 
derCDU) 

-Das haben Sie vergessen! 

Deshalb und weil w;r das wissen, brauchen wir Maß­
stäbe für eine quantitative Personalbemessung, die 
auch bundesweit anerkannt ist. Ein Stück weiter ge­
kommen sind wir in Schleswig-Holstein bei der Ver-
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besserwtg der Situation mit der Verabschiedung des 
Altenpflegeansbildtmgsgeset<.es. 

(Beifall der Abgeordneten Christel Ascll111o­
ncit-Lücke [F.D.P.]) 

Die hier festgeschriebene, hoch qualifizierte Ausbil­
dung der Schülerümen und Schüler in den Häusern 
wird in den nächsten Jahren sicher zusätzliche Wir­
knng zeigen. 

AusgangspUllkt für alle Maßnal1111en zur Qualitätssi­
cherung in den Diensten und Eürrichtungen der Pflege 
muss die Versorgung Pflegebedürftiger nach dem all­
gemein anerkannten Stand medizinisch-pflegerischer 
Erkenntnisse seilt - sagt das Pflege\'ersichermtgsge­
setz. Persönliche Zuwendung, Frau Vorreiter, da bin 
ich mit Ihnen einig, darf dabei nicht fehlen. 

(Vereinzelter Beifall bei SPD mtd BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Im Blickfeld muss deshalb yorrangig die StärkUllg der 
Ktmden- nnd Verbraucherinteressen der Hilfe Suchen­
den mtd der sie pflegenden Personen bleiben. Sie brau­
chen und haben Anspruch auf wnfassende mtd auch 
interessenungebUlldene Beratmtg. Sie haben außerdem 
Anspruch auf eine mensche1miirdige Pflege. 

Träger \'On Einrichtmtgen müssen bei ihren BemühWl­
gen zur Qualitätssicherung mtterstützt werden, die 
Zusanmtenarbeit yon Einrichtungen Wld ihren Trägern, 
Pflegekassen. Sozialhilfeträgern. der Heintaufsichts­
behörden, dem MD K Wld dent Landespflegeausschuss 
ist unerlässlich - da teile ich ebenfalls llire AuffassWlg. 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

KonmJCn Sie ZUllt Schluss I 

Franke Walhorn[SPD]: 

Ja. 

Hilfreich wird darüber hinaus die bmtdeseinheitliche 
AltcnpflegeausbildtmgsregelWlg sein, die wir erwar­
ten. 

(Konrad Nabel [SPD]: Und angestoßen ha­
ben!) 

Ich holTe sehr, dass diese Diskussion. die wir hier 
heute ftihren mtd in der Vergangenheit über Qualitäts­
sichermtg in der Pflege schon geftihrt haben, mtd die 
Ergebnisse aus dieser Diskussio1L nicht der Diskonti­
nuität anheim fallen, sondern dass die Diskussion im 
neuen Landtag mtd im neuen Sozialausschuss zugtm­
sten der Verbesserung der Situation alter und pflege­
bedürftiger Menschen in Schleswig-Holstein fortge-

U" '""' n. L""' '0" H '"'" 0C "' ""''" 

ftihrt '"ird. Ich empfehle Ihnen im Übrigen die Lektüre 
der StellWlgnalune des Seniorenbeirates Norderstedt 
zu diesem Thema. Ich halte diese Stelltmgnalune für 
außerordentlich qualifiziert. 

Meine Damen m1d Herren, das war heute meine letzte 
Rede in diesem hohen Haus. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Das ist schade!) 

- Ja, ich finde das auch sehr schade, ich hätte Urnen­
gern noch etwas wehr beigebracht, Herr Kubicki. 

(Heiterkeit mtd Beifall bei SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Das wäre mir ein Vergnügen gewesen. 

Ich danke Ilmen. dass Sie mir so aufmerksan1 zugehört 
haben. Ich danke Ilmen fur die gute Zusanmtenarbeit 
und \\Ünsche Ihnen allen - wie Herr Zahn schon gesagt 
hat, der einen Seite ehYas weniger und der anderen 
Seite etwas mehr - Glück bei allem. was auf Sie zu­
kol11111t1 

(Beifall im ganzen Haus) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Meine Damen mtd Herren! Ich begrüße auf der Tribü­
ne Herren und zwn Teil auch Damen der Betriebs­
sportgemeinschaft Hansano aus Lübeck. des Marine­
stützptwktes Olpenitz, 5. Schnellbootgeschwader, S-
45 .. Leopard'', und der Thomas-Mann-Schule aus 
Lü beck. Herzlich wi llkonmiCn I 

(Beifall) 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Böttcher. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.POI: Auch ftir ihn ist 
das seine letzte Rede!) 

Mattbias Böttcher [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Herr Kubicki, waren Sie das'' - Ich hoffe nicht, dass 
das meine letzte Rede wird. 

(Lachen bei der CDU) 

Vielleicht ist es aber meine letzte Rede. die Sie hier 
von mir hören. weil Sie dmm nicht mehr da sind. Das 
kmm llmenja auch passieren! 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Wähler wird es entscheiden. wir werden es damt 
sehen. Hochwut konunt yor dem Fall. Sie haben schon 
erlebt, wie das ist. Ich erümere mich nur an den Fall, 
dass sich die CDU hier hingestellt und gesagt hat: Wir 
brauchen keine Anträge mehr ZUllt Haushalt zu stellen, 
de1m wir werden die Regierung übernebn1en Wld alles 
besser und anders machen. 
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Inzwischen ist es ja um diese Äußerungen etwas stiJier 
geworden. 

Meine Damen und Herren! Nun zum Thema! Pflege­
missstände - das ist hier deutlich geworden - sind kein 
Einzelfall. Sie sind leider flir viele Menschen Realität. 
Eine Linderung ist in jedem Einzelfall notwendig. Ich 
glaube. darüber sind wir uns alle einig. Wir müssen 
aJlc gemeinsam und geplant handeln, koordinierte 
zielgerichtete Maßnalunen zur Qualitatssicherung in 
die Wege leiten und diese danu auf Landes- und Bun­
desebene umsetzen. 

Allerdings eignet sich dieses Thema nicht ftir partei­
politische Auseinandersetzung und Profilierungsversu­
che. Ich bedauere, dass Frau Vorreiter dieser Versu­
chung erlegen ist. 

(Beifall der Abgeordneten Irene Fröhlich 
[BüNDNIS 90/DIE GRüNEN]) 

Ich möchte nur daran erinnern, dass ftir die gesetzli­
chen Regelungen, mit denen wir uns hier auseinander _ 
setzen. die CDU und die F. D. P. im Bund verantwort­
lich waren. 

(Christel Asclunoneit-Lücke [F.D.P.]: Und 
der Bundesrat!) 

Der Bundesrat war auch beteiligt. Eine Änderung 
dieser Gesetzgebung auf Bundesebene kanu man nicht 
hoppla-hopp mit einem Faustschlag machen, sondern 
sie bedarf der Vorbereitung und auch der Abstimmung 
im Bundesrat. 

(Wolfgang Kubicki [F. D. P .] : Das machen Sie 
ja sonst nicht!) 

Im Ralunen des so genannten Qualitätssicherungsge­
setzes. das hier schon des Ofteren angesprochen wur­
de. das jetzt auf Bundesebene als Diskussionsentwurf 
vorliegt. soJlen klare Zuständigkeiten gesetzt werden -
klarere als vorher. Qualität kann nicht durch quasi 
polizeiliche Überwachungslnethoden von außen in die 
Einrichtung hineingeprüft werden. Die Verantwortnng 
ftir die Pflegequalität liegt unmissverständlich bei den 
Einrichtungen selbst. 

Um diese Aufgabe wahrzunehmen, brauchen sie konti­
nuierliche Beratung und Kooperation durch den MDK 
im Ralunen freiwilliger Anlassprüfungen und eigen­
verantwortlicher Referenzprüfungen. Das Instrumenta­
rium des Heimrechtes ist vor dem Hintergrund einer 
Nachrangigkeit der Letztverantwortung des Staates als 
Ultima Ratio mit entsprechender San1:tionsst.affelung 
unverzichtbar. 

Die Zulassung von Pflegeeinrichtungen ist an ein um­
fassendes Qualitätsmanagement zu binden. Darüber 
hinaus muss in Anlehnung an das Bundessozialltilfege-

setz ein wirksames Vertragsinstrumentarium geschaf­
fen werden, auf dessen Grundlage leistungsfaltige 
Einrichtungen ihren gesetzlichen Anspruch auf eine 
bedarfsgerechte und leistungsfahige Personalausstat­
tung auch realisieren körmen. 

Auch die Landesregierung und das Landesparlament 
haben sich - wie hier "schon angesprochen - bereits 
mehrfach mit dem Thema Qualität in der Pflege be­
fasst und Konsequenzen gezogen. Wir haben im April 
vergangenen Jahres den Antrag von SPD und BüND­
NIS 90/ÖIE GRüNEN zur Umsetzung der Pflegever­
siclierunggehabt. Dieser beinhaltete unter anderem die 
Problematik der Fachkraftquote, ftir deren Ei'Im!t wir 
uns eingesetzt haben, und die Fragestellung im Zu­
S8ll11!1enhang ntit Pflegedokumentation und zeitlicher 
Ausrichtung der Pflegeverrichtung. 

Im November 1997 gab es die Ausschussanhörung 
"Gewalt gegen ältere Menschen''. Es gab im Februar 
dieses Jahres den Bericht der Landesregierung zur 
Umsetzurig der Pflegeversicherung in Schleswig­
Ho!stein, der nicht nur eine Entrümpelung und Entbü­
rokratisierung landesrechtlicher Regelungen vorsieht, 
sondern auch Korrekiurbedarf auf Bundesebene be­
nennt. 

Last bnt not least gab es eine weitere Anl1örung im 
Sozialausschuss zur Frage der Qualitätssicherung, die 
zu den bereits genarmten Maßnalunen gefuhrt hat. Ich 
denke, wir haben uns intensiv und ernsthaft mit diesem 
Thema auseinander gesetzt. Umso ärgerlicher finde ich 
die Art und Weise, wie zum Teil die öffentliche Aus­
einandersetzung gefiihrt wird. 

(Beifall bei BüNDNIS 90/DIE GRüNEN) 

Die Landesregierung ist über den Bundesrat a1.iiv 
geworden und hat sich vehement ftir eine zügige No­
vellierung des Heimgesetzes eingesetzt. Durch die 
Sozialministerin wurden Maßnalunen zu einer perso­
nellen und qualitativen Verstärkung der Heimauf­
sichtsbeliörde und eine Koordination der Zusammen­
arbeit ntit dem MDK, den Sozial- und Gesundheitsbe­
hörden auf den Weg gebracht. Die Prüfung aller Pfle­
geeinrichtungen durch den MDK hat hegounen und 
wird bis Ende diesen Jahres abgeschlossen sein. 

Mit dem landesweiten Pflegenotruftelefon ist in 
Schleswig-Holstein eine Situationsanalyse durchge­
fuhrt worden, die konkrete Anhaltspunkie flir einen 
Veränderungsbedarfhervorgebracht hat. Der Landes­
l'fiegeausschuss hat bereits im April 1999 sein Akti­
onskon:l:ept "Qualitätssicherung" entwickelt und ntit 
der Umsetzung begormen. 

Ich meine, es ist eine ganze Menge, was wir getan 
)laben. Aber - das kann auch die CD U nicht ändern -
die konki'ete Entwicklung benötigt eben Zeit - nicht 
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zuletzt deshalb, weil die Kooperation beziehungsweise 
F ederfühnmg durch die Bm1desebene ebenso wie eine 
Kooperation mit der Kreisebene vonnöten ist. Diese 
Verändenmgen brauchen Zeit. Das geht nicht \'On 
heute auf morgen. 

Die Problematik in der Pflege - das wissen wir alle -
ist nicht auf Schleswig-Holstcin beschrii)1kt, sandem 
es gibt sie auch in anderen Bundesländem. Nur, wir in 
Schleswig-Holstcin sind mit der Überptiifung den Weg 
gegangen, das Ganze auch auf eine rationale Grm1dla­
ge zu stellen. Es ist kein Wunder: Wer nicht ptiift, hat 
keine Ergebnisse. Wer ptiift, muss auch hümelunen, 
dass es negative Ergebnisse gibt. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Das hat die 
CDU zur Genüge bmiesen!) 

- Herr Kubicki. Sie tragen ja nicht immer zur Sache 
bei, weffil es manclunal auch ganz lustig ist. Deshalb 
gehe ich auch nicht darauf ein. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Schade I) 

Wir unterstützen nachdrücklich diese sinnvollen M<!ß­
nalunen m1d ihre Fortschreibung und Verstetigm1g. 

Was mir noch besonders wichtig ist: Niemand will den 
in der Pflege arbeitenden Menschen Vorsätzlichkeil 
oder Schuld im Hinblick auf mangelhafte Pflege älte­
rer Menschen unterstellen. llrr Einsatz für hilfebedürl­
tige Menschen in der alltäglichen Arbeit verdient unse­
re Wertschätzung und Alwrkenmmg, 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es sind die yorhandenen Ralnnenbedingm1gen m1d die 
gesetzlichen Regelwtgen, die strnktnrelle Gewalt in 
der Pflegesituation begünstigen, aber auch die Zmlah­
me der Zahl von schwer- m1d schwerstpflegebedürlti­
gen Personen in den Einrichtungen. Ein Fakior mit 
herausragender Bedeutung für eine qualitativ hoch­
wertige und menschenwürdige Pflege ist die personelle 
Ausstatttmg selbst. Es ist zwingend erforderlich, im 
Bereich der stationären Altenhilfe quantitative Perso­
nalschlüssel vorzugeben und diese nach der Zuordnung 
zu den Pflegestufen zu staffeln. 

Ein sich an die Frage der Qualifikation des Personals 
anschließender wichtiger Faktor ist eine individuelle 
lli1d bedarlsgerechte Pflegekonzeption. Es müssen 
jedoch die quantitativen, qualitativen, personellen und 
nicht zuletzt finanziellen Voraussetzungen hierfür 
vorhanden seu1. 

Außerdem setzen wir m1s schon seit langem für. die 
Stärktmg der MitbestimmwJg m1d Selbstbesti.tnmm1g 
der Pflegebedürftigen ein. In diesen Zusruun1enlumg 
gehört auch die Forderung nach einer neutralen An-

lauf-, Beratungs- und Beschwerdestelle für Pflegebe­
dürftige beziehmtgsweise dere11 Angehörige. Wir hal­
ten das l\.10dell "Pflcgenotruftelefon'· fUr einen wichti­
gen ersten Sclrritt in diese Richtung m1d setzen w1s 
dafür eilt, 

(Beifall der Abgeordneten Clrristcl 
Aschmoneit-Lücke [F.D.P. J) 

dass dieses Projekt auch kontinuierlich weiterent­
wickelt wird. 

Wir haben viele Grunde, dieses Thema zu diskutieren, 
es mutig anznpacken mtd die entsprechenden Rahmen­
bedingungen flir eine Verbesserw1g zu schaffen. Daran 
sind wir alle ulleressiert. Ich wamc da\'Or. mit diesem 
Thema auf Stilnmenfang zu gehen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90.'DIE GRÜNEN 
Wld SPD) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Herr Abgeordneten Böttcher, es ist wirklich keine 
Frage der Eitelkeit. Aber nonnalerweise wird der Prä­
sident extra begrüßt. - Das Wort hat jetzt Frau Abge­
ordnete Aschmoneit-Lücke. 

Christel Aschmoneit-Lücke [F.D.P.]: 

Herr Präsident! Meine selrr geehrten Damen tmd Her­
ren! Die Beschreibw1g eines Zustandes mit dem 
Schlagwort "Skandal" hat sich in den letzten Wochen 
und Monaten derart abgenutzt, dass ich nicht melrr 
weiß, wie ich die in der vergangeneu Woche \'arge­
stellten Ergebnisse der Untersuchung des Mcdizin.i­
schen Dienstes überhaupt beschreiben soll. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Supcrskandal!) 

Ich bin entsetzt mtd erschüttert über das Ausmaß m1d 
die Schwere der aufgedeckten Mängel in der Pflege. 
Nach den vorliegenden Ergebnissen handelt es sich 
gerade nicht um die in der Vergangenheit oft zitierten 
Einzelflille, sandem tllll einen gnmdlegenden Miss­
stand, m1d zwar mit Sicherheit nicht nur in Schleswig­
Holstein. Wie können tmd \vie müssen wir mit einer 
Situation Ulllgehen, die eine Frau - Mutter von zwei 
schwerbehinderten Kindem und Tochter eiJJCr fast 
nem1zigjährigen pflegebedürltigen Dame - nur noch 
mit dem Ausmf beschreibt: ,.Gilt dem1 Artikel I des 
Gnmdgesetzes fur diese Menschen nicht? Gilt er nicht 
fllr meine Tochter0 Gilt er nicht für meine Mutter''" 

Liebe Kollegiffilen und Kollegen! Um es in unser Ge­
dächtnis ztrrückzurufen: "Die Würde des l\1enschen ist 
unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Ver­
pflichtung aller staatlichen Gewalt.'' - Das ist also 
UllSere Aufgabe. 

'"'''"' 



8028 Schleswig-Holsteinischer Landtag (14. WP)- 105. Sitzung- Donnerstag, 27. Januar 2000 

(Christel Aschmoneit-Lücke) 

Dieser Aufgabe werden wir weder durch gegenseitige 
Schuldzuweisungen noch durch verharmlosende Um­
schreibungen der Situation gerecht. 

(Beifall bei F.D.P., SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Neben den Pflegebedürftigen, die nnseren ganz beson­
deren Schutz brauchen, sind vor allem die vielen enga­
gierten Pflegerinnen und Pfleger Leidtragende dieser 
Zustände. Viele von Ihnen haben sicherlich das Inter­
view gelesen, das Professor Hirsch, Vorsitzender der 
Deutschen Gesellschaft flir Gerontopsychiatrie und 
-psychotherapie den ,.Kiefer Nachrichten" in der ver­
gangeneu Woche gegeben hat. 

Bevor ich auf einzelne Punlde zu sprechen komme, 
möchte ich Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, mit 
folgendem Fall konfrontieren. Einer stationär nnterge­
brachten schwer pflegebedürftigen alten Dame werden 
Psychophannaka verordnet. 400 mi des verschrei­
bungspflichtigen Präparats Dipiperol) werden Mitte 
Februar verordnet. Laut ärztlicher Dosierungsanwei­
sung sollen dreimal täglich jeweils 3 mi verabreicht 
werden. was einer Tagesdosierung von 9 mi entspricht. 

Die verordneten 400 ml würden also 44 Tage ausrei­
chen. 

Olme diese Tagesdosis von 9 ml zu erhöhen, werden 
derselben Heimbewohnerio jedoch nur neun Tage 
später wiederum 200 ml desselben Präparats ver­
schrieben. Innerhalb von nur nenn Tagen werden für 
eine und dieselbe zu pflegende Person 600 ml eines 
verschreibungspflichtigen Präparates verordnet - ob­
wohl der ärztlich festgestellte Bedarf für diesen Zeit­
raum bei insgesamt 81 ml liegt. 

Wenig später weisen Angehörige die Heimleitung auf 
diese eklatante Differenz hin, was mit einem Schnlter­
zucken und dem Hinweis, das sei ehen so, quittiert 
wird. 

Am I 0. Mai werden 200 mi Dipiperon verordnet; 
Dosierungsanweisung mittlerweile eimnal 15 ml pro 
Tag. Die verordnete Menge würde also flir knapp zwei 
Wochen ausreichen. Die Anflistung der Medikation 
ftir die Heimbewohnerio weist jedoch nur zwei Tage 
später die Abgabe von weiteren 400 ml Dipiperon auf. 

Meine Damen und Herren, ich verzichte ganz bewusst 
darauf, Ihnen die unterschiedlichsten Interpretations­
möglichkeiten dieses Einzelfalles darzustellen. Worauf 
ich aber nicht verzichte ist die Schilderung der ebenso 
wütenden wie verzweifelten Tochter dieser Frau. Die­
se Angehörige hat in geradezu vorbildlicher Weise die 
Heimleitung, die Pflegeleitung, die Heimaufsicht so­
wie die Kranken- und Pflegekasse uicht nur in Kennt­
nis gesetzt, sondern inm1er v.~eder darauf hingearbei­
tet, solche - ich nenne es einmal sehr vorsichtig so -

"Unregelmäßigkeiten" abzustellen, mit der Folge, dass 
sie jetzt Angst hat, Angst um ihre 90-jährige Mutter. 

Meine Dlunen nnd Herren, dies ist ein Einzelfall, ja. 
Spätestens seit der letzten Woche wissen w~r aber, 
dass w~ es mit weit mehr als mit EinzeWillen zu tun 
haben. 

Welche Konsequenzen müssen vor diesem Hinter­
grund -jedenfalls aus der Sicht der F.D.P. - gezogen 
werden7 Hier steht für die F.D.P.,Fraktion an erster 
Stelle der schonungslose Umgang mit den vorliegen­
den Ergebnissen. Ich will das ganz deutlich sagen: Wir 
werden keinen Schritt weiterkommen, wenn wir aus 
falscher Rücksichtnahme die aufgedeckten Missstände 
verharmlosen. In diesem Zusanunenhang erilmere ich 
an die Debatte über die Große Anfrage der F.D.P. zur 
Pflegebediirftigkeit in Schleswig-Holstein am 19. Fe­
bruar 1998. Auf meine Kritik an der Umsetzung der 
Pflegeversicherung antwortete die Sozialmiuisterin 
ich zitiere -: 

"Frau Aschmoneit-Lücke, ich würde Ihre 
Kritik gern an die Mitglieder des Landespfle­

. geausschusses weitertragen. Ich sehe minde­
stens einen Kostenträger auf der Tribüne sit­
zen; der hat es schon gehört. Ihre Kritik, die 
Sie hier vernichtend formuliert haben, richtet 
sich ·mithin an die Pflegekassen, die Wohl­
fahrtsverbände, die kommunalen Landesver­
bände, mit einem Wort: an alle Beteiligten." 

Frau Ministerin Moser, ich glaube. yor dem Hinter­
grund der mittlerweile gewonnenen Erkenntnisse "ür­
den Sie D:rir heute nicht mehr mit einem Tribunal aus 
Pfiegekassen, Wohlfahrtsverbänden und kommunalen 
Landesverbänden drohen. 

(Uill"!lhe und Widerspruch von der SPD) 

- Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe 
zitiert. Sie können das jederzeit im Plenarprotokoll 
über die damalige Landtagssitzung nachlesen. 

(Anhaltende Unruhe Irene Fröhlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist aber 
eine gewagte Interpretation!) 

Um es aber ganz deutlich zu sagen: 

(Anhaltende Unruhe) 

-Dürfte ich jetzt bitte weiterreden? - Natürlich richtet 
sich die Kritik an alle Beteiligten. Das muss sie auch, 
denn nur gemeinsam mit allen werden "ir es über­
haupt schaffen, die Missstände zu beseitigen. 

(Beif.all bei F.D.P. und CDU) 
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In mancheiL aber nicht allen Fällen helfen Korrekturen 
beziehungsweise Änderungen bestehender Gesetze. So 
ist beispielsweise eine Änderung der Einstufw~gskrite­
rien nach § 15 SGB XI überfallig. Demt nach wie vor 
ist in vielen Fällen die adäquate Einstufung von De­
menzkranken anband der rein körperbezogenen Fwtk­
tionsdefizite entsprechend § 15 SGB XI nicht möglich. 

Doch allein mit veränderten Einstufungskriterien be­
kommen wir das Problem der Qualitätssicherung in der 
Pflege wtd der Kontrolle natürlich nicht in den GriJI. 
Ich frage mich anlässlich der neuesten Erkennhusse 
allerdings, ob wir weiterhin mn "Qualitätssicherung·· 
sprechen können~ müssen wir nicht yieln1ehr von 
.,Qualitätsverbesserung·· sprechen? 

(Beifall bei F.D.P. und CDU) 

Solche Verbesserungen müssen - folgt man Professor 
Hirsch - bei der Qualifikation der Heimleitungen so­
wie der Stationsleihmgen anfangen. 

Es muss in Zukwüt selbstverständlich sein, dass die 
Heimleitung den qualtfizierten Umgang mit alten und 
pflegebedürftigen Menschen nachweist. 

Meine Damen und Herren, eine gallZ besondere Ver­
antwortung lastet natürlich auf dem PflegepersonaL 
Hier reicht weder der Ruf nach mehr Personal noch 
nach besserer Bezahlung: darin sind wir uns absolut 
einig. Die vielen engagierten und gut ausgebildeten 
Pflegerinnen und Pfleger müssen auch die Möglichkeit 
zur ständigen Fort- und Weiterqualifikation haben. 
Allerdings reicht es unter den gegebenen Umständen 
eben nicht aus. Aus- und Fortbildwtg sowie eine konti­
nuierliche Superüsion anzubieten. Nur wenn sich die 
personelle Situation in den Heintell entsparmt, köllllcn 
entsprechende Angebote überhaupt genutzt werden. 

Von ganz entscheidender Bedeutwtg ist auch die 
Schafftmg eines WJabhängigen Kontrollmechrutismus -
unabhängig deshalb, weil der Zielkonflikt zwischen 
Pflegequalität und Wirtschaftlicltkeit der Leishmgser­
bringung in Zukunft noch an Schärfe gewinnen wird. 
Dass dies dringend erforderlich ist, macht Professor 
Hirsch abermals deutlich, wemt er sagt - ich zitiere 
ilm -: 

.. Die Heimaufsicht könnte sehr wohl mehr 
unangemeldet kontrollieren. Aber immer noclt 
sitzen dort vorwiegend Verwaltwtgsfachleute, 
die die Realität nicht durchschauen. Da wer­
den Dienstpläne rutgefordert und akzeptiert, 
obwohl ste vor Ort nicht eingehalten wer­
den.'· 

Ich will ergänzen: ., ... vielleicht wtter den gegebenen 
Umständen auch nicht eingehalten werden können.'' 

Anhand eines Beispiels will ich schließlich deutlich 
machen, dass sich strenge W13bhängige Kontrollen 
sowohl auf den stationären als auch auf den ambulatt­
ten Sektor beziehen müssen. Es ist - vorsichtig formu­
liert - frag\\ürdig. wellll znm Monatsbeginn Strichli­
sten ftir ambulant erbrachte Pflegeleishmgen am Er­
sten eines Monats gleich ftir den gesamten Monat 
ausgefüllt werden. Glatter Betrug liegt vor, meine 
Damen und Herren, werm der Pflegebedürftige nach 
zelm Tagen verstirbt tmd dem10ch 30 Tage abgercch­

.net werden- lllld das auch noch ftir den Monat Febru­
ar 

(Beifall der Abgeordneten Franke Walhom 
[SPD]) 

Das ist sicherlich nicht die Regel, aber es konnnt vor, 
und zwar offensichtlich öfter. als wir es uns bislang 
vorgestellt haben. 

Meine lieben Kollegimten und Kollegen, jeder 
Mensch, der in die Sih~ation konmll, gepflegt werden 
zu müssen. hat ein Anrecht darauf. dass dies in Würde 
geschieht. Ich will nie wieder von besorgten Angehö­
rigen mit der Frage kmürontiert werden, ob Artikel l 
unseres Grundgesetzes in Pflegeheimen, aber auch in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe nicht gilt. 

Bund, Land wtd Kommunen • wir alle sind in der 
Pflicht, ohne falsche RücksichhtalWJc nicht nur Miss­
stände zu beseitigen, soudem Strukturen zu schaffen, 
die Fehlentwicklungen in Zukwtft vemteiden. Meine 
Damen und Herren, die besten Kontrollen reichen 
nicht, wetm nicht das Bc\\usstscin für Pflege und das 
Be"usstsein für Qualität in der Pflege überall mrhan­
den ist. 

(Beifall bei FD.P .. CDU wtd SPD) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Spoorendonk. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Herr Präsident! Liebe Kollegimten und Kollegen! 
Bislang gelangen die ltüormationen zwar nur tröpf­
chenweise an die Öffentlicltkeit, aber es ist erschüt­
temd zu hören, welche Mängel die Medizinischen 
Dienste der KratlkCLtkassen bei ihren Prüfmtgen ge­
funden haben. Ich möchte mich davor hüten, bei dem 
jetzigen Itüormationsstand die Befw1de zu verallge­
meinern. es scheint aber, als wären wir noch Lichtiah­
re von der ganzheitlichen aktivierenden Pflege und 
Betreuung entfemt, die wir uns als Maßstab wtd Ziel 
gesetzt haben. 
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Es gibt eine massive Verunsicherung vor allem bei 
unseren älteren Mitbürgerinnen und Mitbürgern, die so 
sclmell wie überhaupt möglich gelöst werden muss. 

Die Unsicherheit ist in den letzten Wochen zusätzlich 
gewachsen. weil nicht klar ist, wer die Konsequenzen 
zu ziehen hat. Es ist wenig hilfreich gewesen, dass 
sehr sclmell nach den Veröffentlichungen ein großes 
Schwarzer-Peter-Spielen begarm, um ja die Schuld ftir 
die schlechten Befunde anderswo unterzubringen. 

Dabei wird immer mehr deutlich, dass wohl alle Be­
teiligten ihre Pflichten nicht erftillt haben. Viele Trä­
ger scheinen nicht viel unternommen zu haben, um die 
Sicherung der Qualität in ihren Einrichtungen zu ge­
währleisten. Die Kreise und kreisfreien Städte haben 
die Kontrolle nicht so ausgeübt, wie es sein sollte. Die 
Gemeinden haben die Sozialhilfeersparnisse, die sich 
aus der Pflegeversicherung ergeben, nicht in die Al­
tenhilfe investiert, wie es das Landespflegegesetz vor­
schreibt. Die Pflegekassen scheinen den Preis so weit 
zu drücken, dass angezweifelt werden kann, ob sich 
die Anforderungen mit den zur Verfügung stehenden 
Mitteln erftillen lassen. Bisher haben auch sie sich 
wenig darum gekürmnert, dass der Wettbewerb der 
Einrichtungen nicht nur über den Preis, sondern auch 
über die Qualität stattfindet. · 

Der Bundesgesetzgeber lässt wie auf so vieles andere 
auch auf das sehnliehst erwartete Heimgesetz und auf 
Regelungen der Qualitätssicherung warten. Zudem 
bestehen noch erhebliche Mängel in der Pflegeversi­
cherung. Skandalös ist auch, dass es noch keine bun­
deseinheitliche Ausbildungsverordnung gibt und dass 
die Heimleiter keine besondere Ausbildung und nur 
uneinheitliche Zusatzqualifikationen besitzen. 

Es sind also viele Menschen, die sich fragen Jassen 
müssen. \\ie solche Zustände in den Heimen zustande 
kommen. Nur eine Gruppe von Beteiligten hat jetzt 
gewiss keine Prügel verdient: Missstände dürfen nicht 
dem Personal in der Altenpflege angelastet werden, 
denn es kann niemanden verwundern, dass sie unter 
den gegebenen Voraussetzungen nicht das Soll erftillen 
können. Gefordert wird von diesen Menschen eine 
optimale medizinische, pflegerische, sozialtherapeuti­
sche und hauswirtschaftliche Versorgung, aber bitte 
möglichst im Minutentakt und zum Nulltarif 

Die berufliche Realität sieht aber ein bisschen anders 
aus: Hohe Anforderungen, aber keine hinreichenden 
Qualifikationsniöglichkeiten, wenig soziale Anerken­
nung. eine geringe Bezahlung, geringe Personalschlüs­
sel. nicht erftillte F achkraftquoten, keine Supervision 
!rotz starker psychischer Belastungen und hohe Perso- . 
nalfluk!l,lation sind die Realität im Altenpflegebereich. 

Es ist Sache der Politik, der Träger und der Pflegekas­
sen, dafiir zu sorgen, dass diese Menschen auch wirk­
lieh die Qualifikation und die Ressourcen bekommen, 
die sie benötiger, um den Anforderungen an eine mo­
derne Altenhilfe zu entsprechen. Angesichts der Be­
richterstattung in den Medien wird man schwerlich 
umhin kommen können, möglichst schnell etwas zu 
unternehmen. Angesichts der vielfaltigen Probleme 
gibt es keine Alternative dazu, die Beteiligten an einen 
Tisch zu holen, die sich jetzt noch gegenseitig den 
schwarzen Peter zuschieben. 

Aber, liebe Kollegin Vorreiter, gerechtfertigt ist es aus 
meiner Sicht nicht, jetzt auf die Ministerin einzuprü­
geln, denn ich denke, die Aul1örung zu diesem T11ema 
hat deutlich gemacht, dass sie sich wirklich nicht nur 
schon bemüht, sondern dass sie auch auf dem W cg ist, 
hier Abhilfe zu schaffen. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Aber trotzdem: Es scheint, als wäre eine konzertierte 
Aktion der Beteiligten vonnöten, um die vielen Pro­
bferne des Pflegebereichs endlich in Angriff zu nehmen 
und unseren älteren Mitbürgerinnen und Mitbürgern 
einen menschenwürdigen· Lebensabend zu ermögli­
chen. 

Von den Prob!embereichen, die noch anstehen, seien 
zuletzt stich:.vortartig genannt: Die Missstände müssen 
abgestellt werden und es muss eine Qualitätsdebatte 
her, damit Qualitätsstandards aufgestellt werden und 
eine Qualitätssicherungspolitik betrieben wird. Wich­
tig ist auch - aber das ist nun \\irklich Bundespolitik -: 
Wir mifssen bei der Novellierung der Pflegeversiche­
rung auch die Verzalmungsprobleme ansprechen und 
auch ansprechen, dass wir im Pflegebereich Kranke 
haben, Pflegebedürftige haben. die hinten herunterge­
fallen sind. Ich deuke da in erster Linie an die De­
menzkrauken. 

(Beifall der Abgeordneten Franke Walhorn 
[SPD]) 

Letzter Punkt! Wir müssen auch daftir sorgen. dass 
mehr Bera!l,lng fiir die Pflegebedürftigen und ftir die 
Angehörigen da ist. Der Medizinische Dienst der 
Krankenkassen wird immer noch viel eher als Behörde 
denn als Dienstleistungsorganisation aufgefasst. Wir 
müssen also in diesem Bereich auch eine Verbrau­
cherberatung einfiihren, denn sonst kommen wir über­
haupt nicht weiter. Und "ir müssen auch daftir sorgen 
- das ist das Wichtigste-, dass überhaupt erst einmal 
Qualität defmiert wird. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und Beifall 
des Abgeordneten Detlef Matthiessen 
[BüNDNIS 90/DIE GRüNEN]) 
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Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Meine Damen und Herren. ich gebe noch einmal Frau 
Ministerin Moser das Wort. Ich weise aber darauf hin, 
dass Sie schon drei Minuten überzogen habeiL 

Heide Moser, Ministerin flir Arbeit. Gesundheit und 
Soziales: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen w1d Her­
ren! Im Sinne der von mir selbst eingeforderten gesell­
schaftlichen Verantwortung würde ich gern !rotz Ihrer 
Rede, Frau Vorreiter, das. was uns hier an Gemeinsa­
mem heute verbindet, noch einmal zusammenfassen. 
Ich denke. wir gehen doch gemeinsam davon aus. dass 
pflegebedürftige Menschen ein Recht auf Würde ha­
ben, selbstverständlich unabhängig vom Alter, Ulld 
dass diese Würde uns auch etwas wert ist · in Geld 
w1d darüber hinaus. Insofern bin ich froh - das dürfen 
Sie mir jetzt nicht verübeln·, dass auch Vertreterinnen 
w1d Vertreter der Parteien. die entweder gar keine 
Pflegeversichcnmg \\OIIten oder eine mit einem doch 
stark gedeckelten Leistw1gsangebot, zu der Überzeu­
gung gekommen sind, dass es hier N achbesserwigsbe­
darf gibt, 

(Beifall der Abgeordneten Franke Walhorn 
[SPD]) 

N achbessenmgsbcdarf im Leistw1gsbereich, aber 
bitte! • auch Übernalm1e der finanziellen Mitverant· 
wortung Das gilt auch für den Bereich der Abgren­
zung von Eingliederw1gshilfe zu Pflege, liebe Frau 
Vorreiter! Sie erümern sich Yielleicht. dass unsere, 
meine Partei ursprünglich andere Vorstellw1gen hatte, 
als sie jetzt im Gesetz stehen, aber auch im Bundesrat 
kann man sich nicht über Mehrheiten, die im Bwtdcs­
tag bestehen. hinwegsetzen. Also auch hier ein biss­
cheu Ehrlichkeit in den gemeinsamen Zielen! 

(Beifall bei SPD Ulld BüNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Aber sie bleiben gemeinsam. 

Wir sind w1s darin einig, dass wir die rechtlichen 1md 
tatsächlichen Voraussetzungen brauchen, w1d zwar 
erstens flir Rahmenfestlegungen von Qualität w1d 
Qualitätsstandards. Dazu gehören auch Personalzall· 
len. Und. liebe Frau Vorreiter. ich \\Widere mich na­
türlich überhaupt nicht dass die Ministerpräsidentin 
dieses Landes hierzu dieselbe Meinw1g vertritt wie 
ihre Ressortministerin. Es ist klar, dass wir tms da 
einig sind. Ich sage das. weil Sie das zitiert habeiL 

(Beifall der Abgeordneten Ursula Kähler 
[SPD] und Franke Walhorn [SPD]) 

Wir sind UllS zweitens darüber einig - bei dem, was 
geschehen muss ·, dass wir llllabhängige, externe Kon-

trollmöglichkeiten in den verschiedenen Facetten brau­
chen, dass wir eine Heimaufsicht brauchen. die akti­
ver ist als die bisherige. Liebe Frau Vorreiter. Sie sind 
auch Komnumalpolitikerin. Bitte, gucken Sie auch 
einmal in Ihrem Kreis, fragen Sie einmal den Landrat. 
wie viel mehr an Personal er flir die Heimaufsicht 
einsetzt und 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und Beifall 
des Abgeordneten Karl-Martin Hentschel 
[BüNDNIS 90iDIE GRüNEN]) 

und wie viele Beschwerdefalle er hat. Fragen Sie ilm 
einmal. was er sagen \\ürde, wenn ich ilm anwiese. 
seine Heimaufsicht personell aufzustocken. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Wir sind m1s auch darüber einig. dass wir so etwas 
wie eine Verbrauchcrberatllllg • so hat es die Kollegin 
Spoorendonk genannt • brauchen. ein Konzept einer 
trägerw1abhängigen Beratung von Pflegebedürftigen 
m1d ihren Angehörigen. 

(Beifall bei SPD, BüNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN lllld der Abgeordneten Anke Spooren­
donk [SSW]) 

Dazu brauchen wir keinen Bundesgesetzgeber, dazu 
brauchen wir nur Träger, die dies tun. Wir haben das 
Geld . der Finanzminister weiß es • nach § 7 des Lan­
despflegegesetzes flir ein solches Projekt m1d wir 
brauchen die Träger. wir brauchen die Bereitschaft der 
Wohlfahrtsverbände Ulld anderer Heimträger, so etwas 
mitzun1achen. Ich setze auf diese Bereitschaft im Sinne 
der Pflegebedürftigen tmd der Mitarbeiterümcn m1d 
Mitarbeiter. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD Ulld Beifall 
bei BüNDNIS 90/DIE GRüNEN) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die Beratung. 

Meine Damen Ulld Herren. ich habe zwar nicht gehört, 
was gemacht \\erden soll, aber ich gehe eimnal davon 
aus. dass aus beiden Anträgen über die Teile. die noch 
nicht behandelt worden sind, abgesti1mnt werden soll. 
Das heißt also. bei dem CD V-Antrag fallen die ersten 
flinf Strichp1mkte weg m1d es bcgilmt daim damit: .Zur 
Lösw1g vorhandener Probleme ... '· m1d beim SPD­
Antrag fallt der Punkt I weg. 

Wollen wir altemativ abstinunen'i - Okay. dann Jasse 
ich alternativ abstinmiCn. Wer dem Antrag der CDU. 
Drucksache 14/2563, zustinnnen \\ill. den bitte ich um 
das Handzeichen. • Jetzt folgt die Alternativabstim­
mllllg über den Antrag· der Fraktion der SPD, Druck-
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sache 14/2662. Wer dem zustimmen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Damit ist dieser Antrag mit den 
Stimmen von SPD, BüNDNIS 90/DIE GRÜNEN lUld 
SSW angenommen, die die Mehrheit darstellen. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Noch!) 

Meine Damen und Herren, ich habe gehört, dass sich 
die Fraktionen darauf verständigt haben, jetzt Tages­
ordnungspunkt 3 2 zu behandeln. Ich rufe also Tages­
ordnungspunkt 3 2 auf: 

Tätigkeit des Eingabenausschusses in der Zeit vom 
1. Oktober bis 31. Dezember 1999 

Bericht des Eingabenausschusses 
Drucksache 14/2645 

Das Wort hat der Berichterstatter des Eiugabenaus­
schusses, Herr Abgeordneter Poppeudiecker. 

Gerhard Foppendlecker [SPD]: 

. Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen lUld 
Herren! Ich sehe gerade auf der Uhr, dass zehn Miuu­
ten ftir meinen Beitrag vorgesehen sind. Ich werde es 
ganz kurz machen und keiuen Bericht geben, obwohl 
es der letzte iu dieser Wahlperiode ist. Ich möchte nur 
zwei Dinge tun. 

Erstens möchte ich mich an dieser Stelle bei allen 
Kolleginnen und Kollegen, die im Ausschuss mit mir 
zus3UlUlen gearbeitet haben, ftir die hervorragende 
Arbeit bedanken, die wir gemeinsam geleistet haben. 

(Beifall) 

Das zweite Dankeschön geht an die Geschäftsstelle 
des Eiugabenausschusses, die trotz eiuer großen 
Schwierigkeit iu dieser Wahlperiode hervorragend 
gearbeitet hat. Auch von dieser Stelle eiu ganz lierzli­
ches Dankeschön! 

Ich hoffe. dass ich auch in der nächsten Wahlperiode 
hier weiter Berichte abgeben kann. Omen allen wün­
sche ich alles Gute. Vielen Dank! 

(Beifall im ganzen Haus) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Ich gehe davon 
aus. dass es keine Wortmeldungen zum Bericht gibt -
Das ist auch tatsächlich der Fall. 

Damit ist die Beratung beende!, der Bericht zur 
Kenntnis genommen und die Erledigung der Eiugaben 
bestätigt. 

Ich rufejetzt Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Gesetz zur Fortführung der ökologischen Steuer­
reform ( Ökosteuer) 

Antrag der Fraktion der CDU 
Drucksache I 4/2675 

Wird das Wort zur Begründung ge\\ünscht? - Das ist 
nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Opposi­
tionsftihrer, Herr Abgeordneter Kayenburg. 

(Detlef Matthiessen [BüNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Zur Sachpolitik und zur Landes­
politik, Herr Kayenburg!) 

Martin Kayenburg [CDU]: 

Herr Präsident! Meiue Damen und Herren! Herr Mat­
thiessen, wir siud bei der Landespolitik und ich kann 
nur sagen, dass die Ökosteuer eine trübe, traurige 
Geschichte yon Versprechungen, Wortbruch, Ankün­
digungen und Widerruf ist. 

(Beifall bei CDU und F.D.P. - Karl-Martin 
Hentschei [BÜNDNIS 90/DIE GRüNEN]: 
Was· ist denn jetzt los? Das haben Sie ver­
wechselt!) 

Wenn Sie sich eriliDern: Vor der Bundestagswahl 1998 
hat der Bundeskanzler versprochen, dass Benzin nicht 
mehr als 6 pf teurer würde; das sei das Ende der Fall­
nenstange. 

(IYetlef Matthiessen [BüNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jahr ftir Jahr! - Weitere Zurufe 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die 6 Ff siud inklusive Mehrwertsteuer natürlich 7 Ff; 
das sind schon 15 % mehr; aber das soll uns hier 
wirklich nicht stören. 

(Karl-Martiu Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Welche Fahne haben Sie ge­
flaggt?) 

Gravierender ist, dass der Bundeskanzler seiu Wort 
gebrochen hat. 

(Zurufe von SPD und BüNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Die Benzinsteuer ist auf 12 Pr plus Mehrwertsteuer 
angestiegen und bereits jetzt steht fest, dass die Ben­
ziusteuer um weitere 30 Ff plus Mehrwertsteuer stei­
gen wird. Das ist nicht nur eine Missachtung des 
Wählers, sondern auch unsozial und wieder eimnal der 
brutale Griffiu die Taschen der Bürger. 

(Beifall bei CDU und F.D.P. - Karl-Martin 
Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRüNEN]: 
Haben Sie schon eiumal mit den Mineralöl­
konzernen geredet? - Unruhe) 
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Es ehrt ja den Kollegen Hay, der offenbar etwas mehr 
Erkenntnis als Rot-Grün zusanunen hatte, dass er am 
16. August 1999 gesagt hat, dass die Erhöhw1g der 
Mineralölsteuer auf Dieselkraftstoff w1sinnig sei, da 
der Autofahrer nicht die Melkkuh der Nation sei_ Da 
kann ich nur sagen: Recht hat Herr Hay. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Guter Mruml) 

Aber das scheint ja nicht die allgemeine Erketmtnis der 
Landes- w1d Bundespolitiker zu sein. 

Wem1 ich den Kollegen Puls höre, der - so die ,. Welt 
run Sonntag'· run 9. Januar- von4 bis 5 DM je Liter 
trämnL kam1man sehen, wohin die Ökosteuer von Rot­
Grün führen soll. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Zitieren Sie mal den Vorstands­
vorsitzenden von Mercedes! 5.60 DM I) 

Damit deckt sich die Aussage von Herrn Puls mit Ihren 
langjährigen Forderm1gen. Herr Hentschel. Jedenfalls 
haben Sie das im Wahlkan1pf 1998. gesagt, wonach 
5 DM ftir Sie der richtige Wert sei. 

(Ursuia Kähler [SPD]: Das kommt aus dem 
Hause Töpfer!) 

Sie haben das zwar wegen des Wal1lkampfes relati­
viert, aber offenbar streben Sie diese Größenordnung 
nach wie vor an. 

(Konrad Nabel [SPD]: Fragen Sie maL was 
Herr Töpfer sagt!) 

- Damit wird doch deutlich, dass Sie auf Abkassieren 
stehen, Herr Nabel! Das ist doch Ihre Politik. 

(Beifall bei CDU m1d F.D.P. - Wolfgang Ku­
bicki [F.D.P.]: So ist es! Mehr krum der auch 
gar nicht!) 

Auf der einen Seite versprechen Sie dem Bürger eine 
Senkung der Steuern, auf der ru1deren Seite greifen Sie 
ihm wieder hcmmm1gslos in die Tasche. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was hat Frau Merke] gesagt? Ist 
Herr Schäuble noch in Ihrer Partei? Was hat 
er dem1 gesagfl - Weitere Zurufe) 

Herrn Hay fehlte in seiner bereits crwälmten Presseer­
klärung auch nicht die Erkenntnis, dass in einem Flä­
chenland wie Schleswig-Holstein eine Erhölumg der 
Mineralölsteuer auf Dieselkraftstoff un1 36 Pf. wie sie 
sein SPD-Kollege Reinhard Schultz im Btmdestag 
forderte, verheerende Auswirkrotgen habe. Recht hat 
Herr Hay! 

(Beifall bei der CDU - Uwe Eichelberg 
[CDU]: Hört, hört!) 

Er hat damals gemeint. das sei eme Einzelmeinung. 
Herr Hay, inzwischen haben Sie crkatmt, dass die 
Erhöhm1g wn 36 Pf beschlossene Sache ist Herr Kol­
lege Hay. wo bleibt Ihr Einsatz für Ihre volhmmdige 
Ankündigw1g, dass es mit der schleswig-holsteinischcn 
SPD keine einseitige Erhöhw1g der Mineralölsteuer 
geben werde? 

(Konrad Nabel [SPD): Das ist auch nicht ein­
seitig!) 

Da haben Sie "~eder eimnal nach dem Motto gehan­
delt: Was schert mich mein Geschwätz von _~;estcm! 
Gru1z schnell haben Sie offenbar vergessen. dass wir 
ein Flächenstaat sind und hier viele Arbeitnehmer 
weite Wege zur Arbeit haben. Diese werden jetzt 
kräftig zur Kasse gebeten. 

(Beifall bei CDU und F.D.P. - Holger Astrup 
[SPD): Seit wam1 interessiert Sie das'' Gru1z 
etwas Neues! - Günter Neugebauer [SPD]: 
Was haben Sie eigentlich früher zu den Mine- · 
ralölsteucrerhöhungen gesagt? - lugrid Frau­
zen [SPD): Das wissen wir alle! - Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Kein Wort des Bedauems! 

Herr Neugebauer, ich will Ihnen das cimnal ruiliat1d 
eines Beispiels klannachen. Eine Wegstrecke von 
50 km bis zur Arbeit ist in unserem Land keine Selten­
heit. Ich möchte Ilmen die genaue Rechnung ersparen. 
weil Sie mit Kollllna, Minus und Plus sowieso Proble­
me haben. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Das ist eine zusätzliche Belashmg für einen Arbcit­
nclnner im Jal1r 2000 von 245 DM gegenüber 1998, 
und zwar netto, nicht etwa brutto. Im Jal1r 2001 sind es 
367 DM bei gleich bleibender Mehrwertsteuer. 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Dr, Eberhard Dall'Asta: 

Herr Abgeordneter Kayenburg. gestallen Sie eine 
Zwischenfrage des Hem1 Abgeordneten Matthiessen'? 

1\tartin Kayenburg [CDU]: 

Ich gestatte keine Zwischenfrage: die Zwischertrufe 
haben mir gereicht. 

(Beifall des Abgeordneten 1\1ei1Jhard Füllner 
[CDU)) 

Bei der Belastw1g von 3 50 DM sind nicht ei1111tal die 
Urlaubsfahrten und die Faltrten zum Einkaufen oder 
die Wochenendfahrten berücksichtigt. Also wieder 
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einmal ein Griff in die Taschen der Armen und Ärm­
sten! 

(Lachen bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

- Ich werde das gleich noch nachweisen. - Darüber 
hinaus wird die so genannte Ökosteuer auch auf Heiz­
öl, auf Strom und auf Gas erhoben. Diese Kosten 
treffen die Haushalte und die Unternehmen in unserem 
Lande hart, und zwar direkt und indirekt. Verschärft 
wird die Lage noch durch den zeitweiligen Anstieg der 
Rohölpreise auf dem Weltmarkt. 

(Konrad Nabel [SPD]: Hat auch Rot-Grün 
Schuld') 

Die Dununen sind dabei wirklich die kleinen Leute. 

Herr Nabel, die Stromsteuer und die Steuer auf Die­
selkraftstoff trifft auch den öffentlichen Nah- und 
Fernverkehr und damit wieder besonders hart die 
Rentner. die Studenten, die Arbeitslosen und die kin­
derreichen Familien. 

(Zurufe von der SPD: Alles Ihre Klientel!) 

- Sie werden ja sehen, welches unsere Klientel ist. -
Die Deutsche Balm AG hat bereits jetzt ftir Kurzstrek­
ken eine Preiserhöhung angekündigt. Ich warte ein­
mal ab, was die ZugBus nach dem 27. Februar ent­
scheiden wird. 

Der Städte- und Gemeindebund jedenfalls rechnet in 
den nächsten vier Jahren mit Mehrkosten von 
500 Millionen DM und mit spürbaren Erhöhungen der 
Fahrpreise fiir Busse und Bahnen. 

(Zuruf des Abgeordneten Holger Astrup 
[SPD]) 

Das trifft nicht nur die, die nicht so viel verdienen, 
sondern darüber hinaus die Umweltbewussten. Aber 
dies ninunt man offenbar, weil man in die Tasche des 
Bundes wirtschaften will, billigend in Kauf. 

(Beifall bei der CDU - Holger Astrup [SPD]: 
Seit wam1 haben Sie diese Erkermtnis, Herr 
Kollege0) 

- Herr Astrup, Sie \vissen genau, dass bisher nur der 
harte Wettbewerb verhindert hat, dass die Preise noch 
mehr gestiegen sind. 

(Holger Astrup [SPD]: Die liegen niedriger 
als vor der Reform!) 

Wenn Bundeskanzler Sehröder auf dem SPD­
Parteitag in Leipzig 1998 gesagt hat: "Wir werden den 
Benzinpreis nicht zur Ursache neuer sozialer Unge­
rechtigkeiten machen;· 

(Holger Astrup [SPD]: Hat er Recht!) 

fmdet dies genau und mit Billigung der schleswig­
holsteinischen SPD zurzeit statt. 

(Holger Astrup [SPD]: Herr Hay wird Ihnen 
das gleich vorrechnen!) 

Die Ökosteuer belastet vor allem Rentner, Arbeitslo­
se, Sozialhilfeempf!tnger und Studenten. Denn die 
zahlen keine Sozialabgaben. Sie haben also nicht nur 
die Preiserhöhungen im Energiebereich zu tragen, die 
ich eben deutlich gemacht habe - deshalb wirklich die 
Ärmsten der Armen, Herr Nabel-, mit der Senkung 
bezahlen sie sogar die Rentenbeiträge fur die Besser­
verdiener mit. Das ist der eigentliche Skandal an der 
Geschichte. 

(Ingrid Frauzen [SPD]: Sie haben doch alles 
nur hochgepuscht in den letzten Jalrren! -
Weitere Zurufe von der SPD) 

- Vielleicht haben Sie es inuner noch nicht kapiert: 
Rentner, Studenten und Arbeitslose zahlen selbst kei­
nen Beitrag zur Sozialversicherung, sie zahlen aber 
Ökosteuer . .Mit dieser erhöhten Ökosteuer tragen Sie 
dazu bei, dass die Besserverdienenden einen geringe­
ren Sozialversicherungssatz zu zahlen haben. Das 
machen Sie einmal Ihren Leuten klar. 

(Holger Astrup [SPD]: Seit wann denn das? -
Beilall bei CDU und F.D.P. - Karl-Martin 
Hentschei [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die.Rechnung stimmt leider nicht, Herr Kol­
lege! Sie ist leider falsch!) 

- Ach, Herr Hentschel, Sie doch nicht schon wieder! 

(G!gcke des Präsidenten) 

Dann frage ich Sie doch wirklich einmal, was an die­
ser Steuer "öko'· ist. 

(Holger Astrup [SPD]: Kommt gleich!) 

Ein Teil der großen industriellen Energieverbraucher 
ist von der Ökosteuer entweder ganz oder zum Teil 
- von der Stromsteuer - zu 25 % befreit. Das ist genau­
so, als wenn Sie jemandem, der Alkoholiker ist, noch 
zusätzlich etwas draufgeben und ilm nicht belasten. 

(Kari-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie nermen die Industrie Alko­
holiker! Das ist interessant!) 

Im Übrigen haben doch die rot -grünen Minister aus 
Berlin inzwischen den Landwirten und anderen ver­
sprochen, dass man auch sie aus der Ökosteuer her­
ausnimmt. Ich frage Sie also wirklich: Was ist ,,öko"0 

Andere Unternehmen werden durch diese Herausnah­
me diskriminiert. Inzwischen klagen auch einige Un­
temelunensgruppen wie· etwa die Kühlhausbelreiber 
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oder der Güterkrafh er kehr in Karlsruhe gegen die 
Ökosteuer. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es gibt inuner jemanden!) 

Skandalös ist die Ökosteuerlüge von Herrn Schröder, 
der den Wählern vor der Wahl ,·ersprochen hat. sein 
Wort gegeben hat, es gebe eine erste Erhöhung um 
6 Pf und weitere Erhöhungen nur, solange es keine 
Einigung mit den europäischen Ländem gebe. Was ist 
passiert? - Er hat offenbar keine Einigkeit erzielt. 
erhöht die Ökosteuer aber gleichwohl. Damit schadet 
er dem Wettbewerb und der mittelständischen Wirt­
schaft in unserem Land. 

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Überhaupt nicht! Das Gegenteil 
ist der Fall!) 

- Herr Matthiessen. dass Sie in Ihrem Kuhstall andere 
Energiepreise haben als ein Gewerbeuntemehmen. das 
glaube ich. Gleichwohl belastet das natürlich die Wirt­
schaft. 

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein, das Gegenteil ist der Fall!) 

Die Wettbewerbsfahigkeit der Wirtschaft wird zu­
sätzlich belastet. 

(Beifall bei CDU und F.D.P.) 

denn die anderen europäischen Länder haben diese 
Ökosteuer nicht. 

Damit schaffen Sie einen indirekien WettbewerbsYor­
teil. Damit belasten Sie auch Ihre Klientel. Ihre fachli­
che Klientel - ich meine die Landwirte-, aber auch die 
Gewerbebetriebe belasten Sie 

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

und setzen sie einer m1gereehtfertigten - -

(Zurufe - Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Meine Damen m1d Herren. ich bitte - -

(Detlef MatUüessen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nehmen Sie die europäischen 
Volkswirtschaften! Da sind die in Vorreiter­
stellmlg!) 

- Herr Matthiesen, jetzt habe ich das Wort! - Meine 
Damen m1d Herren. ich bitte jetzt wirklich. ein biss­
cheu zuzuhören. 

·--•• -,...,, "~'- ·~ • •~•-m"-m·•~• " ... •n' ""''"''.,..,.,' 

(Karl-Marti.Jl Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Großbritannien geht es nicht 
schlecht!) 

- Herr Hentschel! Herr Abgeordneter! 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Bitte?) 

Wir sind jetzt wirklich in einer Situation. in der ich 
sage: Die Debatte begirmt gerade. Es gibt viele, viele 
Wortmeldm1gen. Ich bi.J1 gem bereit, weitere Wortmel­
dmlgen entgegenzunelunen. 

Das Wort hatjetzt der Herr Abgeordnete Ka)enburg. 

(Beifall des Abgeordneten Holger Astmp 
[SPD]) 

Martin Kayenburg [CDU]: 

Vielen Dank, Herr Präsident! - Sicher ist jedenfalls, 
dass die Ökosteuer kei.J1en Anstoss ftir eine KOI\imlk­
tUf\erbessermlg geben wird. Eine KonjmlktUf\erbesse­
rung resultiert aus Exportnachfrage und nicht etwa aus 
der Absenkung der Lolmnebenkosten aufgrund der 
Ökosteuer. Sie taugt nicht zur Anknrbelm1g der Kon­
junktur. Der positive Effekt fur mehr Beschäftigung 
durch Setlkung der Lehrwebenkosten tritt nicht ein. 

Nun könnte ich Timen vorrechnen, wie mager die Ent­
lastung ist. Ich gebe llmen das gem in der Presse. Sie 
kö1men das nachlesen. Ich nenne Ilmcn nur eine Zahl: 
Bei einem Betrieb, der 800.000 DM Lohnstmmlc hat. 
beträgt die gesamte Entlastung 3.200 DM. Ich frage 
Sie, wo da eigentlich die Konjmlkturrulkurbelmlg sein 
soll. Sie greifen den Bürgern mld den Gewerbebetrie­
ben in die Tasche und die Entlastung trägt überhaupt 
nicht dazu bei, die Konjmlkhtr anzukurbeln oder neue 
Arbeitsplätze zu schaffen. 

Deswegen fasse ich zusruumen: 

(Kourad Nabel [SPD]: Deswegen?) 

Ein positiver Effekt für die Ökologie wird durch die 
Ökosteuer nicht herbeigeftihrt. die privaten Haushalte 
vor allem in der Fläche m1d in Schleswig-Holstein 
werden über Gebühr belastet. einkommenschwache 
Bevölkerm1gsgruppen. die keine Vorteile aus der Sen­
kung der Rentenbeiträge haben, subventionieren durch 
die Ökosteuer die Besserverdienende.Jl. die Wettbe­
werbsfahigkeit der Uuteruehmen \\ird insbesondere i.J1 
der Konkurrenzsituation zu den Nachbarn verschlech­
tert, 

(Konrad Nabel [SPD]: Das ist m1glaublich!) 

der positive Effekt ftir mehr Beschäftigm1g tritt tücht 
ein. - Das ist auch unglaublich, Herr Nabel' Da haben 
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Sie ja völlig Recht. Das ist nämlich die Konsequenz 
Ihrer Ökosteuer. 

(Beifall bei CDU und F.D.P.) 

Wir fordern deshalb die Landesregierung auf, sich im 
Bundesrat im Interesse der Menschen und der Unter­
nelm!en in Sch.Ies\\ig-Holstein sofort fur die Ab­
schaffung der Ökosteuer einzusetzen. 

(Beifall bei CDU und F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hay. 

(Günter Neugebauer [SPD]: Stell das mal al­
les richtig!) 

Lotbar Hay [SPD]: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren I Herr Kayenburg, zunächst darf ich mich fur die 
vielen Maßvorlagen bedanken, die Sie mir unfreiwillig 
gegeben haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch wenn das aus Ihrer Sicht ein wunderbares Wahl­
kanlpfthema ist. sollte man redlich bleiben. Wenn Sie 
meine Äußerungen aus dem August des letzten Jahres 
zitieren. haben Sie, wie ich feststellen muss, den ei­
gentlichen Anlass vergessen. Damals gab es einen 
SPD-Finanzpolitiker -dessen Name mir inzwischen 
entfallen ist - im Bundestag, der sich ftir eine höhere 
Besteuerung des Dieselkraftstoffes wegen der Gesund­
heitsgefahrdung ausgesprochen hatte. Ich habe gesagt: 
Das ist der vollkommen falsche Weg. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Der Name war 
Schultzl) 

Statt über eine Erhöhung des Mineralölsteueranteils 
ftir Dieselkraftstoffe nachzudenken, sollte man tech­
nisch einwandfreie Filter einbauen, damit diese Ge­
fahrdung gesenkt wird. 

(lngrid Frauzen [SPD]: So ist das! - Beifall 
bei der SPD) 

Lassen Sie mich die Debatte mit einigen Zitaten be­
gmnen . 

.. Es geht kein W cg dar an vorbei, dass "ir die 
Besteuerung der Ressourcen insgesamt erhö­
hen. vor allem bei der Energie. Zweitens geht 
es darum, mit den eingenommen Finanzmit­
teln die Kosten des F akiors Arbeit zu sen­
ken ... "· 

Zweites Zitat: 

... -,.-.,_ ]_ ..,-,.;,_ 

"Wir sind offen ftir jede verkraftbare Um­
steuerung, wir wollen ökologische Elemente 
im Steuerrecht behutsam und aufkommens­
neutral ausbauen." 

Drittes Zitat: 

"Nur wenn der Benzinpreis steigt, wird das 3-
. Liter-Auto schnell ZUlll Massenprodukt ftir 
die Bürger und Bürgerinnen erschwinglich.'' 

Viertes Zitat: 

,.Die CDU hat in ihrem Grundsatzprogramm 
eine klare Aussage gemacht zngunsten einer 
höheren Belastung Ulllweltgeflihrdender 
Energie. Insofern geht die Linie der CD U im 
Prinzip in dieselbe Richtung \\ie die Linie der 
Grünen. Auch wir schließen ja eine maßvolle 
Erhöhung des Benzinpreises nicht aus.'· 

(Zuruf von der CDU: Maßvoll!) 

Sie haben es an dem letzten Zitat schon wal!mehmen 
können: Es handelt sich hierbei nicht U1ll Beiträge vom 
letzten SPD-Bundesparteitag, sondern U1ll Positionsbe­
stimmungen fuhrender CDU-Politiker. Das erste Zitat 
stannnte von Klaus Töpfer aus dem Jalrre 1998, das 
zweite von Edmlilld Stoiber, das Dritte von Kurt Eie­
denkopf llld das vierte von Heiner Geißler, alle Mit­
glieder der CDU beziehlllgsweise der CSU. 

(Beifall bei SPD und BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN- Holger Astrup [SPD]: Die gelten 
ja nichts mehr!) 

m den letzten Wochen hörten sich die Kommentieron­
gen des gleichen Vorgangs auch schon grundlegend 
anders an: ,.Als sozial ungerecht, "irtschaftsfeindlich 
und unsinnig" haben Sie, Herr Kayenburg, die zUlll 
I. Januar anstehende und von der rot -grünen Bundes­
regierung beschlossene Anhebung der Mineralö Isteuer 
U1ll 6 pf bezeichnet. Die Ökosteuer, die ZUlll Klettern 
des ~reises bis auf über 2 DM geftihrt habe, sei 
ein »EJ;ikettensch\\indel und volkswirtschaftlicher 
Unsinn" - so wurde der Spitzenkandidat Ihrer Partei 
zitiert. 

Na, meine Damen und Herren, ·was delill nlill? Steht 
die CDU zn ihren Aussagen der Jalrre 1995 und 1998 

(Holger Astrup [SPD]: Nur. was passt!) 

oder gilt der fragwürdige Kampagnekurs von vor zwei 
W ochell.~~ der doch schon in sich zusammengebrochen 
ist? 

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten 
Monika Heineid [BüNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN] - Wolfgang Kubicki [F.D~P.]: Das ist 
nur eine Frage der Begrifflichkeit!) 



(Lothar Hay) 

Ihre Kampagne ist doch deshalb zusarmnengebrochen, 
meine Damen und Herren vo.u der Opposition, weil die 
Bürgerinnen nnd Bürger in diesem Land begriffen 
haben, dass sie nur leichtfertig ftir Ihre Wahlkampf· 
zwecke gebraucht werden sollten. Hinzu kam noch, 
dass die Benzinpreise. was Sie natürlich nicht ahnen 
konnten - sicherlich zum Bedauern Ihrer Wahl­
kampfstrategen -, wenige Tage nach Jahres begimt 
nicht mehr angestiegen, soudem gefallen sind. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Sie steigen doch 
schon wieder!) 

Ich hoffe, dass Sie in ein paar Monaten_ wenn Sie sich­
in Ihre dauerhafte Oppositionsrolle wieder richtig 
cingewölmt haben, auch zu einer mehr sachlichen 
Auseinandersetzung über so wichtige Themen zurück­
kehren kö1men. 

(Beifall bei SPD mtd BüNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Die ehemalige CDU/F.D.P.-Bnndesregierung hat die 
Mineralölsteuer in den Jahren 1989 bis 1994 acht Mal 
wn insgesamt 50 Pf pro Liter heraufgesetzt wn damit 
Haushaltslöcher zu stopfen. 

(Zuruf des Abgeordneten Marti.Jt Kayenburg 
[CDU]) 

Wir hingegen wollen die Mehreinnalnnen aus der Er­
höhung der Mineralölsteuer nachvollziehbar ftir die 
Senkung der Lnhnnebenkosten einsetzen, damit die 
Menschen mehr Geld in den Lohntüten haben. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Das twt Sie doch 
gar nicht! - Beifall bei SPD wtd BÜNDNIS 
90/DJE GRüNEN - Martin Kaycnburg 
[CDU]: Wenn Sie das demt täten! -Zuruf des 
Abgeordneten Holger Astrup [SPD]) 

Meine Damen wtd Herren von der Opposition, Sie 
könnten wissen. dass die Verteuenmg des Sprits in den 
letzten Monaten weniger auf die Steuererhöhung durch 
die Bundesregienmg, als auf die Erhöhllllg des Rohöl­
preises durch das OPEC-Kartell zurückzufuhren ist. 

(Martin Kaycnburg [CDU]: Watt demtnu?) 

Der Preis pro Barrel ist int vergangeneu Jalrr von 
20 auf 45 DM gestiegen. Das ist bitter, aber wahr. 
Auch Sie sollten in diesem Fall besser die Fakten nen­
nen. statt falsche Behauptwtgen aufzustellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu kommt dass die Mineralölkonzerne in der 
Bundesrepublik Deutschland den Autofallrem int ab­
gelaufenen Jahr insgesamt 38 Preiserhöhllllgen zuge­
mutet haben. Wenn wir mtsere Preise in den europäi­
schen Vergleich einbeziehen, dann wird deutlich, dass 

803i 

die Autofalrrer in Großbritamtien, Dänemark. den 
Niederlanden. Schweden, Frankreich. Italien wtd Bel­
gien tiefer in die Tasche greifen müssen als m 
Deutschland. Das gehört auch zur Redlichkeit. 

(Holger Astrup [SPD]: Bei geringerem Ver­
dienst!) 

Wer als Bedingmtg für die Weiterftihnmg der Öko- -
steuer eine europäische Energiesteuer fordert, der 
muss gleichzeitig zur Ke1mtnis nehmen, dass 14 \'On 
15 europäischen Staaten bereits eine Energiesteuer 
haben. Die Ökosteuer ist also keine rot-grüne Idee. 
Vielmelrr bewegt sich Deutschland dantit im ew:opäi­
schen Gleichklang. Das letzte Land Spanien wird 
folgen. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN und SSW - Zttruf des Abgeordneten 
Karl-Martin Hentschel [BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN]) 

Wir werden unsere sachlichen Argumente für die 
FortftillfUllg der Ökosteuer weiterhin \ortragen. 

(Meinhard Füllner [CDU]: Abkassieren!) 

Wir halten 1tichts \On Smmtagsreden über den Schutz 
der Umwelt, soudem wir wollen diesen in unserer 
alltäglichen Politik umsetzen. Lassen Sie mich zum 
Schluss noch ein allerletztes schönes Zitat bringen. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Machen Sie doch 
mall) 

.,Der Einsalz des Faktors Arbeit muss durch 
eilte Senkwtg der 1o1mzusatzkosten relati\ 
verbilligt werden. der Energie- mtd Rohstoff­
verbrauch durch eine schrittweise Anpassmtg 
der Energiepreise relativ verteuert werden. 
Beides muss zu einer aufkollllllensneutralen 
Lösung intelligent verbunden werden. So 
lautet die Aufgabe ... 

Das ist die Aussage des CDU-Parteivorsit"cndcn 
Wolfgang Schäuble YOlll 20. Februar 1997. Dem ist 
nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei SPD. BüNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN lllld SSW) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Frau Abgeordnete Heinold hat das Wort. 

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRüNEN[: 

Herr Präsident! Liebe Kollegimten und Kollegen! Es 
ist die Sttmde der Zitate nnd so möchte auch ich mit 
einem - wenn auch etwas längeren - Zitat begümen. 
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.. Wir wollen, dass in Zuk-tmft jeder die Ko­
sten unterlassener Umweltvorsorge und der 
Inanspruclmalune von Umwelt tragen muss, 
die aus seinem V erhalten als Produzent oder 
Konsument entstehen. Das ist nur dann ge­
währleistet, wenn sich diese Kosten in ökolo­
gisch ehrlichen Preisen niederschlagen. Damit 
setzen wir Signale und schaffen Anreize zu 
umweltschonendem Verhalten. Di~ Preise un­
serer Mobilität müssen die Kosten der Um­
weltbelastung und Naturnutzung widerspie­
geln." 

Wo bleibt der Applaus0 Ich habe das aus llrrem 
Grundsatzprogramm aus dem Jahre 1994 zitiert. 

(Lachen des Abgeordneten Karl-Martin 
Hentschel [BüNDNIS 90/DIE GRüNEN] -
Beifall bei BüNDNIS 90/DIE GRüNEN und 
SPD) 

Sie scheinen nicht mehr hinter diesem Grundsatzpro­
grarmn zu stehen, sonst hätten Sie diese Aussage gnt­
gefunden. 

(Detlef Matthiessen [BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN]: Die schütteln alle mit dem 
Kopfl) 

Ich habe noch mehr Zitate, die ich vortragen könnte. 
Ich lasse es lieber. 

Schäuble ist vielleicht out und eventuell würden Sie 
auch den anderen nicht mehr zustimmen. Vielleicht 
haben Sie auch nicht mehr in Erinnerung, dass Frau 
Merke! als Bundesumweltruinisterin ein Konzept zur 
Einfulrrung einer CO,-Energiesteuer vorgelegt hatte. 
Ich weiß nicht, ob Sie sich noch daran erinnern oder 
erinnern mögen, dem1 Sie haben sich ja jetzt etwas 
anderes ,-orgenommen. Vor dem Hintergrund dieser 
Zitate ist die Argumentation der CDU in dieser De­
batte hier und heute geradezu absurd. 

(Beifall der Abgeorc!Heten Karl-Martin Hent­
schel [BüNDNIS 90/DIE GRüNEN] und 
Konrad Nabel [SPD]) 

Herr Kayenburg, Sie sagten eben: "Was schert mich 
mein Gescltwätz von gestern.'' Ich kann diesen Satz 
nur wiederholen. 

(Zuruf des Abgeordneten Martin Kayenburg 
[CDU]) 

Die CDU fallt damit hinter ihre eigene Progranunatik 
zurück. Sie befindet sich mit ihrer Kampagne gegen 
die ökologische Steuerreform mitten itn Leben des 
letzten J aluhunderts. 

(Beifall bei BüNDNIS 90/DIE GRüNEN 
und SPD) 

30 Jahre Ökologiebewegnng, die Begrenztheit der 
natürlichen Lebensgrundlagen und die Bereitschaft der 
Menschen, sich umweltbe\\l!Sst zu verhalten, werden 
von der Opposition ignoriert. 

(Beifall des Abgeordneten Kar!-Martin Hent­
sehe! [BüNDNIS ?OlDIE GRüNEN]) 

Populistische Kampagnen gegen die ökologische Steu­
erreform werden gestartet, um W a!t!en zu gewinnen. 
Die Bewaluung der Schöpfung ist dann halt kein The­
ma melrr für die Christdemokraten. Die CDU benutzt 
die Benzinpreiserhöhung von 30 Pf im Jalue 1999 zur 
Mobilisierung gegen die längst überfallige ffi:esteuer, 
wohl wissend, dass der Ökosteueranteil - zusannnen 
mit der Mineralölsteuer - mit 7 Pf den geringsten Teil 
llliS1llacht. Das ist nicht nur unverantwortlich, es ist 
auch dreist Herr Hay hat es erwälmt: Im Laufe der 
CDU-Regierungszeit \\llfde die Mineralölsteuer um 
fast 50 Pf erhöht, um damit Haushaltslöcher zu stop­
fen. 

Herr Kayenburg, ich wiederhole Ihre Worte: Diese 
50 Pf waren nach Ihrer Auffassung ein brutaler Griff 
in die Taschen der Armen und Ärmsten. Sie haben sich 
bei den Rentnern, den Studenten und den F arnilien mit 
Kindern das Geld für Ihren Haushalt geholt. Wie Sie 
eben sagten, haben Sie die Antofalrrer zur Melkkuh 
der Nation gemacht. Sie haben abkassiert. 

(Beifall bei BüNDNIS 90/DIE GRüNEN 
und SPD) 

Ich hatte nicht vermutet, dass Sie llrre eigene Politik 
mit dieSen Worten. betiteln und benennen. Die Lohn­
nebenliO.ten wurden im Gegenzug nicht gesenkt. Im 
Gegenteil, auch sie stiegen unter der CDU/F.D.P.­
Regierung, neben der Mehrwertsteuer, die mn 2 
Prmkte stieg, um I 0 Punkte. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 
haben doch jedes moralische Recht venvirk1, über 
Steuerbelastungen zu klagen. 

(Beifall bei BüNDNIS 90/D!E GRüNEN 
und SPD) 

Stattdessen sollten Sie sich lieber ernsthaft mit der 
Klimaschutzpolitik auseinandersetzen. 1990 ver­
pflichtete sich die Regierung Kohl, die CO,­
Emissionen bis zum Jalue 2005 mn 25 % zu senken. 
Es blieb bei dieser Absichtserklärnng, geschehen ist 
nichts. 

{M8rtin Kayenburg [CDU]: Und Sie wollen 
stattdessen Kohlekraftv.erke bauen, um in 
Schles"~g-Holstein alles wieder kaputt zu 
machen!) 
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Nur in Ostdeutschland gab es einen Rückgang von 
Emissionen. Dieser war jedoch nicht das Ergebnis 
einer erfolgreichen Umweltpolitik, sondern des indu­
striellen Zusanm1enbruchs in den neuen Ländern. Um 
das Klinlaschutzziel zu erreichen. haben CDU­
Politiker tmter Kohl inuncr wieder versucht, eine öko­
logische Steuerreform durchzuführen. So hat auch der 
heutige Parlamentarische Geschäftsführer Hans-Peter 
Repnick 1995 vorgeschlagen. die Forderw1g von Wis­
senschaftlern tmd BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nach 
einem ökologischen Umbau des Steuersystems aufzu­
greifen. Er scheiterte auf für die Union nicht untypi­
sche Weise. Nach einem Gespräch zwischen dem 
damaligen Bundeskanzler KohL BDI-Präsident Olaf 
Henkel und dem BASF-Vorstandsvorsitzenden Strube 
"·ar die Ökosteuer mm Tisch. 

(lngrid Frauzen [SPD]: Gab es da einen 
Koffer oder so etwas?) 

Details über das, was da vielleicht gewesen ist, 
möchte ich nicht erwälmen. Ich weiß es nicht. Fortan 
sprach man von einer europäischen Löstmg. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Das ist ja Ihr 
Problem, Sie wissen nie etwas!) 

- Herr Kaycnburg, soll ich einmal die Frage stellen, 
wer zur?.cit etwas weiß und wer nichts weiß? Ich weiß 
nicht. ob Ihre Partei dabei besonders gut absclmeiden 
würde. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Herr Hay hat es erwälmt und ausgeführt. Tatsache ist. 
Ökosteuern sind in anderen europäischen Ländem die 
Regel w1d nicht die Ausnahme. Herr Kayenburg, wir 
köml!en uns aber einmal darüber unterhalten, wo dem1 
Europa ist. Wir scheinen da unterschiedliche Auffas­
sungen zu haben. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
w1d SPD - Martin Kayenburg [CDU]: Viel­
leicht waren Sie ja auf einer Gesamtschule') 

Sie sagte11. dass es Probleme mit der Konkurrenz in 
den Nachbarländem gebe. Ich glaube, wir sind uns 
einig. dass Dänemark unser Nachbarland ist. In 10 von 
15 Mitgliedstaaten werden heute Ökosteuern als um­
wcltpolitischc Lenkungsinstrwnente eingesetzt oder 
geplant. Zu der neu aufgeworfenen Frage um die Ver­
fassungsmäßigkeit, die Herr Kayenburg erwä!Ult hat, 
verweise ich auf das nicht gerade linkslastige 
.. Handelsblatt'·. Das hat geschrieben. dass Verfas­
sungsklagen überhaupt keine Chance hätten. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Warten Sie doch 
mal ab!) 

Die Benzin- w1d Diesclpreise, die wir in Deutschland 
haben, liegen im europäischen Vergleich nach wie vor 
im untenin Drittel. Deshalb fordere ich die CDU auf. 
sich auch hier Yon ihrem ehemaligen Ehrenvorsitzen­
den zu emanzipieren und die ökologische Steuerrefonn 
endlich w1d offensiv zu unterstützen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Von der F.D.P. erwarte ich keine Unterstützung. Bei 
ihr sind Hopfen tmd Malz verloren. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
w1d SPD) 

Jeder Lohllllebenkosten- w1d Steuererhöhung hat sie 
zugestimmt. um dam1 im Wahlkampf immer fordem zu 
köllllen. diese von ilrr beschlossenen Erhölumgcn wie­
der rückgängig zu machen. Die Wahlkan1pfthemen 
waren sicher. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Ist das nicht 
schön' - Zuruf des Abgeordneten Wolfgang 
Kubicki [F.D.P.]) 

Das Yerstehe. wer will. Eine Durchsclmittsfamilie mit 
zwei Kindem und einem Bmttojahreseinkonnnen von 
60.000 DM wird durch die rot-grüne Einkommeu­
steuerreform insgesamt entlastet. Sie bekommt mehr 
Kindergeld und zalilt weniger Rentenversicherungs­
beiträge. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Quatsch!) 

Trotz steigender Energiepreise hat diese Familie alles 
in allem - wir haben es durchgcrcclmet - monatlich 
170 DM melrr im Warenkorb. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Schlicht falsch!) 

Außerdem ist im ersten Jalrr Rot-Grün die geringste 
Inflationsrate seit netm Jalrren erreicht. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Aber Sie kollllten 
noch nie reclUlen!) 

Es ist deshalb abenteuerlich, we1m die CDU von fal­
scher Politik w1d w1zunmtbaren Belastungen spricht. 
Der Erfolg unserer Politik liegt ja gerade darin, dass 
wir die Steuerpolitik der Kohl-Regierung beende! 
haben, bei der die Mineralölsteuer nur zu fiskalischen 
Zwecken erhöht \\urde und bei der gleichzeitig die 
Lohnnebenkosten immer weiter auf die Lölmc drück­
ten. Mit diesem System Kohl haben wir gebrochen . 
Jetzt wird Energie nur noch teurer, \\enn Arbeit dafür 
billiger wird. 

(Zumf von der CDU: Da ist doch überhaupt 
nichts billiger geworden I) 
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Im 2 I. Jahrhundert wird sich zeigen, ob es gelingt, die 
ökologischen Herausforderungen zu bewältigen. Die 
großen Bedrohungen fur unsere natürlichen Lebens­
grundlagen sind keineswegs abgewendet. Die immer 
häufiger werdenden Unwetter verunsichern und ver­
ängstigen. Bis heute wissen wir nicht, wie unsere Erde 
angesichts von dauerhaften Klimaveränderungen aus­
sehen wird. Es geht nicht darum, Horrorszenarien an 
die Wand zu malen, ganz im Gegenteil. Wir müssen 
jetzt entschlossen handeln, um unseren Kindern und 
Kindeskindern eine lebenswerte Umwelt zu erhalten. 

(Vereinzelter Beifall bei BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN und SPD) 

Mit der Ökosteuer und der nationalen Klimaschutz­
strategie setzen wir alles daran, das Klimaschutzziel 
trotz der verlorenen Zeit zu erreichen. 

Neben der ökologischen Steuerreform sind bereits . 
verschiedene Maßnalunen auf den Weg gebracht wor­
den. Wir fordern die Nutzung von erneuerbaren Ener­
gien aus Sonne, Wind, Wasser und· Biomasse. Wir 
erhalten die besonders klimafreundliche Kraft-Wärme­
Kopplung und wollen sie l..iinftig ausbauen. Mit der 
geplanten Energiesparverordnung fUhren Vlir den 
Standard von Niedrigenergiehäusern ftir Neubauten . 
ein. Investitionen ftir den Ausbau von schnellen und 
umweltfreundJichen Schienenwegen werden kontinu­
ierlich gesteigert. 

Wer die Zukunft gewinnen will, darf nicht auf die 
Vergangenheit setzen. Diese Weisheit müsste doch 
gerade auch die CDU verstehen. Neue zubmftsflihige 
Arbeitsplätze entstehen vor allem im Bereich der mo­
dernen Umwelttechnologien. Neue Industriezweige, 
wie etwa Bau und Wartung von Windkraftanlagen hier 
in Sch!eswig-Holstein, schaffen Arbeitsplätze. Die 
Ralunenbedingungen ftir die ökologische Erneuerung 
unseres Landes sind günstig. Mit dem Zukunftspro­
gramm der großen Steuerreform und der Einigrmg im 
,,Bündnis fur Arbeit'" hat Rot-Grün wichtige Weichen 
gestellt. Alle Wirtschaftsforscher gehen von einem 
Anziehen der Konjunktur in den nächsten Jahren aus. 
Wann. we1m nicht jetzt, sollen wir die notwendigen 
Veränderungen zur dauerhaften Sicherung der natürli­
chen Lebensgrundlagen auf den Weg bringen? 

Die Zukunft liegt in der Verknüpfung von Arbeit und 
Umwelt. und weil die Umwelt bei der CDU keine 
Chance hat, kann die CDU auch Zukunft nicht gestal­
ten. Das ist doch logisch. 

(Beifall bei BüNDNIS 90/DIE GRüNEN 
Wld SPD) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Daii'Asta: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Kubicki. 

Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: 

Herr Prttsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
W eun man sich das alles hier so anhört, muss man sich 
fragen, warum die Grünen so schlechte Umfragewerte 
haben, wenn das alles so toll ist und von den Men­
schen so gewollt wird. 

(Beifall bei der CDU) 

Sie wären doch - wäre Ihnen die Spendenafl'äre nicht 
zu Hilfe gekommen - schon fertig in dies.:m hohen 
Hause. Dieser Zufall Vlird ja nicht auf ewig anhalten, 
dass Ihnen die Spenderraffare glückselige Stinlmenzu­
wächse beschert. 

(Zuruf des Abgeordneten Lotbar Hay [SPD]) · 

Frau Kollegin Heinold, Herr Kollege Hay, ich will 
mich gern ernsthaft in der Sache über bestimmte Fra­
gestellungen Wlterhalten. Aber nicht immer, we1111 wir 
Begriffe- verwenden, ist das, was in der Verpack'Ullg 
drin ist, mit dem Begriff identisch, den man verwendet. 
Wenn Sie mir erklären würden, was an dieser Steuer 
eigentlich eine ökologische Steuer ist - ich komme 
jetzt zu meinem Redebeitrag -, dann würde ich mich 
mit Ihnen gern darüber unterhalten. Dann hätten Sie, 
Frau Heinold, Herr Hentschel, Herr Matthiessen, sich 
dagegen vehement wenden müssen, dass ausgerechnet 
die Hochenergieverbraucher, die Vielenergiever­
braucli.eivon dieser Steuer befreit werden. Dann hätte 
sie Lenkungsfunktion. So hat sie aber keine. Ich kom­
me gleich darauf zurück 

(Zuruf) 

Vielleicht können wir eimnal ein bisschen systema­
tisch - - 'Das hat mit Quatsch gar nichts zu tun, Herr 
Umweltminister Steenblock. 

(Zuruf von Minister Rainder Steenblock) 

- Das wiJl ich hoffen, dass Sie etwas zur Sache beitra­
gen und nicht immer so ein trauriges Gesicht machen. 
Sie müssen nämlich erklären, warum die Hochenergie­
verbraucher befreit werden. 

(Bc:;ifall bei der CDU) 

Das Gesetz zur Fort:fiii,rung der ökologischen Steu­
errefonn ist weder öb noch logisch. 

(Martin Kayenburg [CDU]: So ist es! - Wei­
tere Zurufe) 

~ Ja, ich hahe nichts dagegen, dass wir uns über die 
Frage des Umbaus des Steuersystems unterhalten. Nur 
das, was hier unter dem Thema "ökologische Steuer­
reform" disi.."Utiert wird, hat mit ökologischer Steuer­
reform eigentlich nichts zu tun. 
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Die intendierten Steuerungsanreize sind nicht einge­
treten. Die Beitragssätze zur Rcntem·ersicherung sind 
\\'esentlich geringer gesunken als von der Btmdesregie­
rung angekündigt. Daflir sind die Preise aufgrw1d der 
Ökosteuer gestiegen. 

Wo sind dem1- so frage ich- die Steuerungseffekte0 

Sinkt der Verbrauch von Sprit. ,·on Heizöl oder von 
Strom'' Oder anders gefragt: Darf er detm überhaupt 
sinken oder bricht dam1 nicht das gesamte schiefe 
Gebäude dieser vermeintlichen Beitragsentlastung ein? 
Es lohnt sich, die vielen wunderbaren Effekte, die von 
dieser Steuer ausgehen sollen, eimnal näher anzu­
schauen. Wie sieht es beispielsweise mit der Anreiz­
ftmktion aus0 Hat sich jemand einmal Gedanken dar­
über gemacht, wie denn die Preiselastizitäten der 
Nachfrage, also das Verhältnis der relativen Änderung 
der nachgefragten Gütermenge zu der sie verursachen­
den relativen Preisänderung eben dieses Gutes über-· 
haupt aussehen'? Ein Lenk"Uilgseffekt kann nur darm 
eintreten, wem1 die Nachfrage elastisch ist. 

(Martin Kayenburg [CDU]: So ist es!) 

Ist sie das0 Wie können private Haushalte und kleine 
Betriebe, die von dieser Steuer am meisten betroffen 
sind. dann reagieren° Wie sich jetzt zeigt, so gut wie 
überhaupt nicht. Das ist auch einleuchtetld, Frau 
Heinold! Wie sollen deim die Bürgerurnen und Bürger 
Benzin sparen, wenn sie als Berufspendler auf das 
Auto angewiesen sind? 

(Martin Kayenburg [CDU]: Genau!) 

Sollen sie einfach zu Hause bleiben'' Wie soll der 
Handwerksbetrieb Fahrtkosten senken° Indem er kei­
nen Kundendienst mehr bctreibtO Wie sollen Heize­
nergie, Strom für Beleuchtung. W asclunaschine oder 
Kühlschrank eingespart werden~ Indem Sie sich bei 
Dunkelheit m1d I 2 Grad Ramntempcratur beim Schein 
der Kerze in dicke Decken hülleiL ihre Wäsche in der 
Förde waschen m1d Nahrungsmittel in Höhlenlagern° 

(Zurufe \Oll der SPD: Oh, oh!) 

Selbst der Anreiz für die Industrie, energiesparende 
Produkte zu entwickeln, ka.tm kamn von der Ökosteuer 
ausgehen. Um nur einige Beispiele Lu nennen: Strom­
sparlampen und energiesparende Wasclunaschinen 
gibt es schon seit Jahren. Der Flottenverbrauch der 
Automobile sinkt m1d mit der Entwicklung der so ge­
nallllten Drei-Liter-Autos wurde zu einer Zeit begon­
nen, als noch niema.t!d von den rot-grünen oder 
schwarz-gelben oder ,vas auch immer flir Segnm1gen 
sprach. 

Sie besteuern Güter. deren KollSmn von den Bürgerin­
nen und Bürgern nur m1zureichend gesteuert und damit 
beeinllusst werden kann. Allenfalls mittelfristig, eben 

beim Ersatz der alten Wasclunaschinc. des alten Autos 
schlägt sich der technologische Fortschritt konkret im 
Energieverbrauch nieder wtd damit in der Kasse der 
Bürgeriimen m1d Bürger, worüber übrigens Hans Ei­
chel auch sehr glücklich ist. 

Liebe Kollegümen m1d Kollegen, auch in diesem Haus 
haben wir gehört, der rot-grünen Bundesregicnmg sei 
es gelungen, die Lohnnebenkosten zu senken. Das ist 
eine interessante Feststellung. Noch schöner "äre 
allerdings, sie würde stümnen. Wo haben Sie denn die 
Lohllllebenkosten gesenkt? Ist mir da etwas entgan­
gen? Bisher habe ich nur erk=en köimen, dass Sie 
die Beiträge zur Rentenversicherung anders finanzie­
ren: illllncr mehr Stcuergelder. inm1er weniger Beiträ­
ge. 

Ich kam1 die Entlastm1g der BürgerimJCn und Bürger 
sowie der Unternelunen nicht erkennen. Die Ausga­
benstruktur der Rentenversichermig bleibt wn·erän­
dert. Wirtschafismülister Bülck wird m1s vielleicht 
erklären köm1en. dass beispielsweise die Tarifpartner 
bei der Frage der Festlegung der Lolmkosten die Frage 
der Beitragselastizität für die Sozialversichernng 
bereits intendiert haben. Das heißt. die Zusammenfüh­
nmg von Lohnkosten tmd Lolmnebenkosten flihrt nicht 
dazu, dass die Unternehmen entlastet worden sind. die 
Bürgerinnen und Bürger schon gar nicht. 

Wer soll denn entlastet \Verden° Die Beitragssätze zur 
Rentenversicherung sind geswlken, die Ausgaben aber 
sind geblieben. Irgendjemand muss also den Rest be­
zahlen. Da Rot-Grün es auch nicht schafft. dass die 
Gelder wie Mruma YOm Himmel regnen, bezahlen alle 
Ökosteuerzallier die wegfallenden Beiträge. In der 
Höhe der absoluten Surmne der Zahlungen a.tl bezie­
hungsweise in die Rentenkasse haben Sie überhaupt 
nichts geändert. Das ist ein Riesenstrukturproblem. das 
sich in den nächsten Jahren noch sehr deutlich be­
merkbar machen wird. 

Das ist allerdings wenig originell und in zunehmendem 
Maße systemgefährdend. Durch den inuner höher 
werdenden Steueranteil an den Eümalm1en der Ren­
tenyersichenmg weichen Sie die Leistmlgsbezogct!l1Cit 
der Rente immer weiter auf. Bisher war die Höhe der 
in der Vergru1genheit bezahlten Beiträge maßgeblich 
für die Höhe der Rente. Je höher der Anteil der Steu­
em an den Einnahn1en, desto weniger köimcn Sie die­
sem Grundsatz gerecht werden. deim diese Steuern 
werden von allen bezahlt, auch von denen. die schon 
Rente beziehen oder nie eine beziehen werden. wie 
beispielsweise Selbstständige oder Beamte. Die einen 
zahlen einen Teil ihrer Rente praktisch selbst. obwohl 
sie in der Vergangeilileit bereits durch Beiträge bela­
stet wareiL die anderen zahlen hingegen für etwas, was 
sie überhaupt nicht in Anspruch nehmen. Deshalb ist 
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das System einer Ökosteuer nicht kompatibel mit ei­
nem wnlagefinanzierten Rentensystem, sondern aus 
systematischen Griinden nur mit steuerfmanzierten 
Systemen. 

· Die Verwendung der Ökosteuer fur die Rentenkasse 
birgt aber noch ein weiteres steuersystematisches Pro­
blem. Es ist nicht auszuschließen, dass die ausschließ­
liche Verwendung der Mittel gegen das so genannte 
Non-Affektations-Prinzlp verstößt. Durch die aus­
schließliche Verwendung ftir die Rentenkasse wäre die 
Ökosteuer keine Steuer, sondern eine Sonderabgabe. 

(Martin Kayenburg [CDU]: So ist es!) 

Diese ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfas­
sungsgerichts nur in Ausnahmef•illen zulässig und 
auch nur dann, werm die erhobenen Mittel unmittelbar 
wieder ftir die Belange der Zahler eingesetzt werden. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Unbefristet!) 

Das Beste an dieser Aktion "Rasen ftir die Rente" ist 
aber ihre ümere Widersprüchlichkeit. Wenn die Ren­
tenbeiträge verringert werden sollen, dann darf die 
Ökosteuer keine Wirkung entfalten, sonst sinken dle 
Einnahmen und die Beiträge steigen wieder an. . 

Die so genannte Ökosteuer ist der Baldrian fur die 
Ökoklientel, die noch immer auf die großen urnwelt­
schutzpolitischen Wohltaten der Berliner Koalition 
wartet. Wenn es Ihnen wirklich um eine ökologische 
Lenkungswirkung gegangen wäre und nicht um - ich 
greife den Begriff einmal auf - Abkassieren oder Ab­
zocken, dann hätten Sie einen anderen Weg einschla­
gen müssen. 

Niemand kann sich der Zahlung dieser Steuer entzie­
hen, sie schlägt direkt oder indirek1 auf die Verbrau­
cherpreise durch. Das ist an der Steigerung des Preis­
index deutlich abzulesen. Aufkommensneutralität einer 
Jedermann-Steuer, wie sie die Energiesteuer darstellt, 
können Sie nur dann erreichen, wenn Sie alle Steuer­
pflichtigen im Mittel an anderer Stelle entlasten. Da­
mit könnte mittelfristig der Umstieg auf energiespa­
rende Güter beschleunigt werden - mehr aber auch 
nicht. 

Das aber wollen Sie ganz offensichtlich nicht. So aber 
belasten Sie all diejenigen, die über kein eigenes sozi­
alversicherungspflichtiges Eülkommen verfilgen: Stu~ 
denten - Herr Kollege Kayenburg hat es schon ange­
sprochen-, Arbeitslose, Rentuer, Beamte und Selbst­
ständige. Es werden jedes Jalrr mehr, ohne dass diese 
Gruppe auch nur das geringste von der Verringerung 
der Beiträge zur Rentenversicherung hat. 

(Zurufe von der SPD) 

W erm Sie mir schon nicht glauben, was ich Ihnen in 
der letzten Reihe gern konzedieren will, dann nelunen 
Sie dochc Zur Kermtuis, dass beispielsweise Familien 
mit '1elen Kindern, dass beispielsweise Studenten 
unterstützt von Landessozialgerichten jetzt aufgedeckt 
haben, dass deren Belastung durch die Ökosteuer weit 
höher ist als die Entlastungseffekte, die auf der ande­
ren Seite erzielt werden können. 

(Beifall der Abgeordneten Christel Aschmo­
neit-Lücke [F.D.P.]- Zurufe von der SPD) 

Rot-Grün in Berlin schmiert Salbe auf den Patienten 
Rentenkasse, anstatt ilun eine ordentliche Therapie 

. zuteil werden zu lassen. Sie schwelgen ganz in der 
Tradition des Herz-Jesn-Marxisten Norbert Blüm in 
der lllusion, die Milliarden aus der Ökosteuer könnten 
den Patienten Rentenkasse retten. Dabei weiß jeder, 
der es wissen will, dass die Rentenversicherung in 
ihrer heutigen Form aufgrnnd der demographischen 
Entwicklung keine Zukunft hat. 

Zndem benachteiligt die Ökosteuer ganze Branchen 
unverhältnismäßig gegenüber ihrer ausländischen 
Konk'U1TC11Z. Das deutsche Transportgewerbe hat auf­
grundder Verteuerungen bereits jetzt massive Proble­
me gegenüOef seinen europäischen Nachbarn. Das ist 
übrigens auch der Grund - Kollege Benker und Kolle­
ge Hay -, warum wir trotz Ilrrer von keiner Sachkermt­
nis getrübten Aufforderung anlässlich der Disk-ussion 
der Großen Anfrage der F.D.P. zur Lage des Hand­
werks in diesem Haus keine Proteste gegen die Erhö­
hrmg der Ölpreise durch das OPEC-Kartell gestartet 
haben. Die haben nämlich ihre Preise in ganz Enropa 
erhöht und nicht nur in Deutschland. Damit wurde 
europaweit keine relative Veränderung der Preise 
bew1rk1. 

ihr Alleingang bei der Ökosteuer ftilrrt dazu, dass nicht 
der Verkehr verlagert wird, sondern die Arbeitsplätze. 
Transporte werden iin gleichen Umfang wie früher 
dUrchgoißihrt, nur eben nicht mehr von deutschen, 
sondern von ausländischen Unternehmen. Das merken 
die Transportunternehmer in Schleswig-Holstein -
gerade iin Vergleich zum Transportangebot in Däne­
mark- in beachtlicher Weise. 

(Zurufe von der SPD) 

- Ja, dann müssen sich die Speditionsunterneluner in 
Sehleswig-Holstein einmal darüber unterhalten. 

Im fläcbenmäßig kleinen Schleswig-Holstein können 
Sie die~ Entwicklting bereits jetzt mit großer Heftig­
keit erleben. 

Diese Steuer ist weder öko noch logisch. Sie muss 
weg, bis eine abgestimmte europäische Lösung gefun­
den und Kompensation ftir die erhöhten Belastungen 
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der Bürgerinnen und Bürger w1d auch der Unterneh­
men an anderer Stelle geschaffen worden ist. 

Herr Finanzminister. es ist doch ein Treppenwitz der 
Geschichte, dass wir uns europaweit um die Verein­
heitlichung des Steuersystems bemühen und nun mit 
einer isolierten Stener in einem sehr zentralen wichti­
gen europäischen Wirtschaftsland dazu beitragen, dass 
sich die relativen Preise verändern und sich damit auch 
die relativen Belastm~gen der Unternehmen verändern 
- und das in einem Europa, das stärker zusammen­
wächst, wo der Staudort irmuer mehr davon abh.ät~gig 
ist, wie die jeweiligen Belastungen aussehen. Ich sage 
IInien mraus. wem1 Sie diesen Weg weiter beschrei- -
ten, werden Sie erleben .. dass Sie die Arbeitsmarkizie­
le, die Rot-Grtin fonnulicrt hat. mcht erreichen wer­
den. 

(Beifall bei F.D.P. w1d CDU) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Spoorcudonk 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Herr Präsident! Liebe Kollegilmen m1d Kollegen! Es 
ist natürlich wieder eimnal ärgerlich. dass ich nach 
dem Kollegen Kubicki rede. dern1 ich hätte wirklich 
Lust, auf das einzugehen, was er von sich gegeben hat. 

(Zurufe von der CDU) 

- Nein, das passt vom und hinten mcht zusannnen. Ich 
werde mich jetzt auf das konzentrieren. was wirklich 
mit dem Antrag zu tm1 hat. 

(Vereinzelter Beifall bei SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Ich sage das etwas pointiert: Die Laudes-CDU setzt 
jetzt in der Schlussphase des Landtagswahlkampfes 
auf den an sich sehr S)1npathischen Slogau: .. Es geht 
um Schleswig-Holstein". Aus der Sicht des SSW muss 
ich hinzufügen: Es geht bei der Wahl am 27. Februar 
mn Landespolitik m1d nicht um Bw1dcspolitik. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Das ist klar, aber gerade deshalb ärgert es mich. wenn 
die CDU im gleichen Atemzug das Thema Ökosteuer 
zn ihrem zentralen Wahlkampfthema machen will. 
Wieder einmal bringen Politikerilll1en und Politiker 
dadurch alle Begriffiichkeiten und alle politischen 
Ebenen durcheinander. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Haben Sie schon 
eimnal etwas vom Bundesrat gehört')j 

- Habe ich auch. Herr Kollege Kayenburg. De!ll1och 
trifft meine Kritik zu, das wissen Sie ganz genau. 

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wenn die CDU zu Recht darauf hinweist, dass es bei 
der schleswig-holsteinischen Landtagswaltl nicht um 
die CDU-Spendenaffare geht. sondern um die Zukmut 
Schleswig-Holsteins, so macht sie sich unglaubwürdig, 
wmm sie gleichzeitig das Thema Ökosteuer, das haupt- _ 
sächlich im Bw1des!ag entschieden wird. so in den 
Vordergrund stellt. -

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Widerspmch bei der CDU - Martin Kayen-
burg [CDU]: Ich schenke llmen mal Ihre Re:. 
de von vor vier Jalrren') 

- Ich kmmllmcn sagen. das ärgert mich \\irklichl Noch 
unglaubwürdiger wird die Kampagne, wem1 man be­
denk! .. ich koJl1111e jetzt auf das, was Sie schon drei 
Mal gehört haben ·, dass auch die CDU schon seit 
J alrren das Prinzip einer Ökosteucrrefonn befürwortet. 
Dcm1 seit dem Hmnburger Parteitag 1992 bekcmü sich 
die CDU nicht nur zur sozialen, sondern zur sozialen 
und ökologischen Markhürtschaft. So steht das m 
Ihrem Grundsa!zprogranm1. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Auf dieser Gnmdlage hatte der jetzige CDU­
Vorsitzende Wolfgm1g Schäuble 1995 ein Ökosteuer­
Konzept entwickelt. Das wissen Sie genauso gut wie 
ich. Nach einem Treffen ,-on Helmut Kohl und Indu­
strietmternelmwm wurde dieses Konzept aber leider 
wieder in die Schublade gelegt. Dennoch staud das 
TI1ema - jedenfalls nach meinem Wissen - auch noch 
in1 Wahlkampfprogrmmn der Bundes-CDU ftir die 
Bw1destagswahl 1998. Und genau wie der SSW sagt 
zwn Beispiel Saarlands Ministerpräsident Peter Mül­
ler von der CD U: 

,.Die ökologische Steuerrefonn ist ja vom 
Gnmdsatz her richtig_ Die Energiekosten 
müssen höher, die Arbeitskosten müssen 
niedriger werden.'' 

Wir brauchen in der Tat einen ökologischen Umbau 
des Steuersystems. 

(Vereinzelter Beifall bei SPD w1d BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN - Zuruf des Abgeordneten 
.Martin Kayenburg [CDU]) 

- Man kann das nicht alles auf einmal machen, das 
wissen Sie genauso gut wie ich, Herr Kayenburg! 

Herr Schäuble hat Älmliches zu diesem Thema gesagt. 
Das Ziel ist also auch nach Ansicht der CDU richtig. 
Nur über den Weg und über die richtigen Konzepte 
streiten wir uns. So muss es natürlich auch sein. Mich 
bedrückt aber die Unredlichkeit der Kampagne gegen 
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die Ökosteuer. Wenn man sich medienwirksam vor 
Tankstellen stellt nnd auf diesem Weg popu1istisch die 
Empörnng der Autofahrer im Flächenland Schleswig­
Holstein schürt. muss man das unredlich nennen. 

(Vereinzelter Beifall bei SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Bei einer solchen Kampagne gehe ich als normaler 
Mensch davon aus. dass die CDU grundsätzlich gegen 
eine Ökosteuerreform ünd eine Erhöhung der Benzin­
preise ist. Es kommt eben nicht rüber, dass die CDU 
eigentlich auch eine Ökosteuerreform will, aber nur 
anders. Es ist modern, von Wählertäuschung zu reden, 
und ftir mich hat das Verhalten der CD U in gewisser 
Weise mit Wählertäuschnng zu tnn. 

Der Hauptkritikpunkt der CDU ist, dass die Bundesre­
giernng die Ökosteuer isoliert einfUhrt und nicht eine 
europäische Lösnng im Rahmen der EU zustande 
gebracht hat. Selbstverständlich wäre eine europaweite 
einheitliche Lösung die optimale Lösung ftir eine Öko­
steuerreform, da so keine Wettbewerbsverzerrnngen­
ftir die Unternelunen en.tstehen würden. So weit stimmt 
der SSW auch mit der CDU überein. 

Die Frage ist aber, ob man, weil im Moment nicht alle 
EU-Länder von einer solchen Reform überzeugt wer­
den können, dann gänzlich auf eigene Schritte ver­
zichten sollte. Wir reden immer davon, dass es auch 
wichtig ist, eine Vorreiterrolle einzunehmen. Wenn 
man die Höhe der Benzinpreise - das muss ich einmal 
wiederholen - in unseren wichtigsten Nachbarländern 
betrachtet, beispielsweise in Frankreich, Dänemark 
nnd Großbritannien. stellt man fest, dass die Preisnn­
terschiede minimal sind nnd dass die Bundesrepublik 
ganz gut dasteht. Alle Regierungen drehen gern an der 
Benzinsteuer, weil das erhebliche Einnahmen ver­
spricht. Auch die CDU/F.D.P.-Regierung hat natürlich 
aus gerade diesem Grund in ihren Regiernngsjahren 
mehrmals die Benzinsteuern erhöht. 

Das Neue an der jetzigen Erhöhnng der Benzinpreise 
der Bundesregiernng ist allerdings, dass dahinter ein 
Kon7ept steht, wonach die Energiepreise erhöht und 
die Arbeitskosten gesenkt werden. Das ist das Ziel 
nnd das ist das Prinzip. Genau das' gleiche Prinzip 
befürwortet die CDU in ihrem Grundsatzprogranun. 

Dass der SSW in seinem Rahmenprogranun stehen 
hat. dass wir ftir die Ökosteuer nnd ftir die Einftillfll!lg 
der Ökosteuer sind. sage ich nur sicherheitshalber, 
danüt hier keine Missverständnisse entstehen. 

Ich habe bereits bei der ersten Stufe der Ökosteuerre­
fornr letztes Jahr gesagt, als wir hier über die Einfüh­
rung dieser ersten Stufe disk'Utierten, dass dies ein 
Seitritt in die richtige Richtnng ist. Zum ersten Mal hat 
eine Bnndesregierung anerkannt, dass das Prinzip der 

Ökosteuern-Verteuerungder fossilen Energieressour­
cen und Verbilligung der Arbeitskraft - ein zukunft­
weisendes Konzept ist. 

Gerade auch viele kleine und nüttlere Unternehmen -
besonders im Handwerk - haben sich immer wieder 
über zu hohe Lohnzusatzkosten beklagt. Mit der 
zweiten Stufe der Reförm werden diese durch die Sen­
kung der Rentenbeiträge nun weiter reduziert. Ich halte 
überhaupt nichts von solchen formal juristischen Aus­
legungen, wie wir sie vorhin gehört haben. 

Danach sind auch aus unserer Sicht Teile der Ökosteu­
erreform - auch das will ich hinzuftigell"' llft\1slfriedi­
gend ausgestaltet worden. Zum einen fehlt beispiels­
weise die Besteuerung des CO,-Ausstoßes, zum ande­
ren wird nicht genügend differenziert auf die W ettbe­
werbssitnation der verschiedenen Branchen eingegan­
gen. Das ist das, was immer wieder dislmtiert wurde. 

Das heißt: Sachlich ist an der Umsetznng dieses Kon­
zeptes Kritik geboten und notwendig. Aber das gehört 
ja auch da,zu, liebe Kolleginnen und Kollegen! Doch 
nüt der Art ihrer Kampagne läuft die CDU Gefahr, 
dass die· Bevölkerung eine Ökosteuerreform völlig 
ablelui.t. Das kann doch nicht in Ihrem Interesse sein, 
wenn Sie wirklich zu den von Ihnen gewollten Zielen 
stehen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Mir ist bewusst, dass der Kollege Hentschel - ich hatte 
eigentlich gedacht, dass er zu diesem Thema sprechen 
wollte - wie kein anderer in diesem Haus das dänische 
Modell der Ökosteuerreform verinnerlicht hat. Nur um 
zu zeigen, dass ich nüthalten kann, müsste ich noch 
kurz auf die Erfaltrungen unseres Nachbarlandes ein­
gehen -. nicht zuletzt, um zu veranschaulichen, dass 
eine solche Reform aus vielen kleinen Schritten be­
steht. 

Seit !993 - ich weiß, ich gebe ein bisscheu Nachhil­
fennterricht; aber das macht nichts - hat die jetzige 
Regierungskoalition in einer Reihe von kleinen 
Schritten sehr konsequent die Energie- nnd Umwelt­
steuern angehoben. Gleichzeitig hat sie die Besteue­
rung der Lohneinkünfte und die Unternehmensbesteue­
rung langsam reduziert. Unternehmenssteuerreform ist 
ja auch das, über das wir im Moment debattieren nnd 
was kommen muss. 

Der erste Schritt war die Einftihrung der CO,-Steuer 
1993 ftir private Haushalte und öffentliche Verwaltnn­
gen. Erst ab I. Januar 1994 wurde die private Wirt­
schaft nüt einer CO,-Steuer belegt. Wichtig war dabei, 
dass CO,-intensive Betriebe nüt weniger Steuern bela­
stet \vi:iilen und sie lange Übergangszeiten ftir eine 
Reduzierung bekamen. Ab 1995 ·wurden verschiedene 
Energiesteuern, unter anderem die Benzin- und Heiz-
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ölsteuer, in mehreren Schritten erhöht - zuletzt Anfang 
Januar. 

Bei den konkreten Erhöhungen der Energiesteuern hat 
die dänische Regierung Rücksicht darauf genommen, 
welche Energiearten am meisten die Umwelt verwtrei­
nigen tmd wie die intemationale Entwicklmtg sowohl 
der Energiepreise als auch der Energiesteuern in ande­
ren Ländern verläuft, um die Wettbewcrbsfahigkeit der 
U ntemelunen nicht zu gefährden. 

Die Ergebnisse können sich sehen lassen - ich sage sie 
sicherheitshalber noch eüunal -: Die CO,-Ausstöße 
sind trotz enornter Steigerung des Bruttosozialprodukts 
leicht reduziert worden. Die Lohnbesteuerwtg ist auch 
leicht zurückgegangen. Die Arbeitslosigkeit ist stark 
zurückgegangen. Die Unternelunensgewinne sind stark 
angestiegen. Der Staatshaushalt machte 1999 als einer 
der wenigen Länder in Elllopa Überschüsse. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90iDIE GRÜNEN) 

Ich komme zum Schluss: Wir müssen also, liebe Kol­
leginnen und Kollegen, weiter an dem Konzept arbei­
ten und es verbessern. Das ist klar. Aber ich bin si­
cher, dass sich das Prinzip der ökologischen Steuer· 
reform langfristig in vielen elllopäischen Ländern 
dlllchsetzen wird. 

Wemt wir also unsere Umwelt und tmsere natürlichen 
Ressourcen schonen und erhalten wollen, gibt es keine 
Altemative. Ein Blick über den eigenen Tellerrand 
belegt das. Er belegt auch, dass eine Vorreiterrolle 
gerade auch modemen Unternehmen einen großen 
Wettbewerbsvorteil bringen kann. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Das Wort hat Herr Minister Steenblock. 

Rainder Steenblock, Minister ftir Umwelt Nallll und 
Forsten: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wemt mmt den Herren Kayenblllg und Ku­
bicki heute zugehört hat. \vie die neue soziale Frage 
hier von der CDU und der F.D.P. defmiert wird, wtd 
merkt, welches Engagement diese Parteien plötzlich 
ftir gesellschaftliche Randgruppen entwickelt haben, 
dann kömten einem wirklich die Tränen des Mitleids 
konuncn. Was Sie hier dargestellt haben, hat mit dem, 
was Sie in der Vergangenheit gemacht haben, nichts 
zutlm. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Es haben schon eütiges ans dem Grundsatzpro­
gramm der CDU von 1994 zitiert. Ich muss leider 
feststellen, dass das AltJener Prograrum in der sozialen 
Frage zwar richtig war, es aber sehr schnell in der 
Versenkmtg verschwwtden ist. Dieses Prograrum von 
1994 hat in der sozialen Frage noch eine höhere 
Halbwertzeit als das Ahlener Progrmann. Sie sind in 
diesem Fall unglaubwürdig. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Reden Sie eimnal 
Zlll Sache!) 

- Herr Kayenblllg. wir haben doch gerade «)ne Dis­
kussion, in der es um Glaubwürdigkeit und die ganze 
Wahrheit geht. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Was ist mit dem 
Magdeburger Programm'') 

in der Situation. in der diese Bwtdesrcgiertmg die 
Mineralölsteuer tmt 12 Pf erhöht hat und dieses Geld 
den Bürgerimten wtd Bürgern dieses Landes wieder­
gibt - es ist eine aufkommensneutrale Löswtg -, müs­
sen wiT- -

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Ein Optimist 
sind Sie!) 

Was Sie verschweigen: Sie haben die Steuem wu 
50 Pf erhöht. 35 Milliarden DM haben Sie in schwar­
ze Haushaltslöcher gestopft. Das ist es, was Sie ge­
macht haben. 

(Lebhafter Beifall bei SPD tmd BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Sie haben in der gleichen Zeit die Sozialversiche­
rungsbeiträge und die Lolmnebenkosten um I 0 % 
erhöht. Sie haben die Mineralöl- tmd die Mehrwert­
steuer erhöht. All das haben Sie für die Arbeitskosten 
in diesem Lande gemacht. Das ist die soziale Frage, 
vor der wir stehen. Die 4 Millionen Arbeitslosen ha­
ben etwas mit den Erböhmtgen der Arbeitskosten zu 
tun, die die Regierung unter Kohl zu verantworten hat. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Die rot-grüne Bundesregierung hat zum ersten Mal die 
Frage der Renten und der Lolumebenkosten emst ge­
nonmten. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Dass Sie das 
auch noch so dokwnentieren I) 

Wir haben diese Kosten gesenkt. Die schleswig­
holsteinische Landesregicnmg hat sich massiv daftir 
eingesetzt. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Wo denn'>) 
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- Wir haben zum ersten Mal eine Senkung der Renten­
beiträge. 

(Beifall bei SPD nnd BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Sie verstecken sich ja so gern hinter der europäischen 
Frage. Herr Kubicki hat dazu auch einige bemerkens­
werte Ausfuhrnngen gemacht. Sie wissen, dass die 
Europäische Kommission schon Anfang der neunzi­
ger Jahre ein Modell fur eine CO,-Energiesteuer 
fertig hatte. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Reden Sie über 
das ,.Ist'· und nicht über Ihre Vorstellungen!) 

- Ja, Herr Rexrodt hat auch einmal eine ökologische 
Steuerreform gemacht. Herr Kubicki, seien Sie eimnal 
ganz ruhig. Sie haben in dieser Frage auch eimnal 
besser dagestanden. Sie waren bei der Klimaschutz­
frage nicht so borniert \\ie heute. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es gab Mitte der neunziger Jahre schon Herrn Gen­
scher und andere. 

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki 
[F.D p D 

- Herr Kubicki. nun passen Sie einmal auf, dass Sie 
nicht herunterfallen. Seien Sie ganz rubig und hören 
Sie einfach zu. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Ich falle gar 
nicht!) 

Zur europäischen Frage: Herr Kubicki, Sie haben das 
dänische Transportgewerbe und die Erdrosselungswir­
kung angesprochen. Sie haben ganz vergessen, dass 
die Dieselsteuer in Dänemark zum I. Januar 2000 mn 
6 Pf erhöht worden ist. So ein Zufall! 

Jetzt zur Frage der Gleichgewichtigkeit: In Däne­
mark ist es genauso me hier. In Dänemark sind die 
Mineralölpreise höher als bei uns. In Frankreich sind 
sie höher. In Holland sind sie höher. Wir sind in der 
Bundesrepublik von Ländern eingekesselt, in denen die 
Benzinpreise höher sind. Wahrscheinlich haben die 
französischen Autofaltrer die hohen Benzinpreise in 
Frankreich satt. Deshalb ist vielleicht sogar 
Elf/ Aquitaine in die neuen Bundesländer gegangen, 
damit die Franzosen zmn Tanken in die billige Bun­
desrepublik faltren. Vielleicht war das ja der Grund. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Nein, meine sehr verehrten Damen und Herren: In 
Europa gibt es schon lange eine Debatte über die 
Ökosteuer. In England gibt es sie zum Beispiel. Groß­
britannien hat vereinbart, die Mineralölsteuer seit 

1993 jährlich um 5 % zu erhöhen. Das ist jetzt auf 
jährlich 6 % erhöht worden. Die europäischen Länder 
sind sehr viel weiter als die Bundesrepublik, was die 
ökologische Steuerreform angeht. Herr W aigel war 
detjenige, der die europäische Ökosteuer kaputtge­
macht hat. Jetzt ist es nur noch Spanien, das zögert. 

(Zurufe bei der CDU) 

Sie wo!Ien uns meder ans Ende der europäischen 
Entwicklung zurückholen, die Sie zu verantworten 
haben. Nein, das machen \vir nicht mit' 

(Beifull bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Dann doch noch eine Bemer1:ung znr sozialen Frage! 
Herr Knbicki, ich weiß - die Benutzung der Balm ist 
fur Sie nicht das Thema. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Für Sie auch 
nicht! - Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Sie neh­
men das Dienstauto!) 

- Doch, für mich auch! Herr Kubicki, Sie wissen es 
sehr genau: Ich fahre jeden Morgen von Elmshom 
nach Kiel mit der Balm. Wenn sich die Bahnpreise 
und die Benzinpreise seit 1955 gleich entwickelt hät­
ten 

(Anhaltende Zurufe - Glocke des Präsidenten) 

- Herr Kubicki, hören Sie doch einmal zu-, dann hät­
ten wir heute bei gleicher Entwicklung der Benzinprei­
se wie der der Preise für ÖPNV und Bahn Benzin­
preise von 4,50 DM. Das ist die soziale Frage. Wo 
haben denlt Herr Rühe, Herr Schäuble und Frau Mer­
ke! gestanden? Wenn sie soziale Gerechtigkeit und 
Mobilität einfordern, dann hätten sie schon seit langem 
an den Balmschaltern stehen müssen, denn dort haben 
sich die Preiserhöhungen im Verkehrswesen abge­
spielt. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abgeordneten Günter Neugebauer 
[SPD]) 

Die ökologische Steuerreform ist in diesem Lande ein 
ganz wichtiger Teil einer vorsorgenden Klimaschutz­
politik. Sie gehört in das System der Förderung von 
regenerativen Energien hinein, 

(Martin Kayenburg [CDU]: Ach nee!) 

sie gehört in das System hinein, bei dem wir über das 
100.000-Dächer-Programm unserer Verantwortung 
gerecht zu werden versuchen. Sie haben keinen einzi­
gen Beitrag geleistet, um diese Klimaschutzproblema­
tik überhaupt in Angriff zu nehmen; es gibt von lhnen 
keine einzige progrannnatische Äußerung außer den 
ersten Überlegungen inr Okosteuerreform. Das ist 
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wieder eingestampft worden. Sie sind die Partei des 
Stillstandes, des Aussitzens. aber nicht der Herausfor­
derungen des neuen Jahrhunderts. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
m1d SPD) 

Wem1 Sie noch ein paar Zahlen hören wollen, Herr 
Kayenburg: Sie haben es zu yerantworten, dass llliSer 
Abgabensystem heute zu 66 % aus Steuern fmanziert 
wird, die auf der Arbeit und auf den SozialYersiche­
nmgs beiträgen liegen. 

(Martin Kaycnburg rcDU]: Steuern und So­
zialversicherungsbcilrägen? Was ist das dellll 
fur ein Quatsch!) 

Nur noch 5 %sind UmweltsteueTIL 

(Marlin Kayenburg [CDU]: Sie haben keine 
Almung!) 

Das ist die Politik der CDU/CSU in der Vergangenheit 
gewesen. Arbeit ist in diesem Lande teuer. sie ist viel 
zu teuer, und Sie haben keine Anstrengungen unter­
nommen. dieses Problem, die soziale Frage der Ar­
beitslosigkeit zu lösen. 

(Marlin Kayenburg [CDU]: Sie haben keine 
Alunmgl Wie illllller! -Beifall bei BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und SPD - Glocke des 
Präsidenten) 

Meine sehr Yerehrten Damen und Herren! 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Herr Minister, einen ganz kleinen Moment, bitte! - Ich 
bitte wirklich daflllll. ein bissahen zuzuhören. Notfalls 
sollten Sie sich zu Wort melden. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Das tut ja weh I -

Holger Astrup [SPD]: Ja, das tut weh, nicht 
wahr?) 

Rainder Steenblock, Minister ftir Umwelt, Natur und 
Forsten: 

Ja, ich kam1 verstehe11., dass die Wahrheit hart ist. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD- Lachen und Widerspruch bei CDU 
und F.D.P.) 

Ich katm auch ,-erstehen. dass Sie das zurzeit beson­
ders schwer trifft. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
tmd SPD - Martin Kayenburg [CDU]: Nur, 
das Problem ist: Sie finden die Wahrheit 
nicht!) 

Aber, meine sehr verehrten Datncn tmd HerretL wetm 
Sie diese Debatte, die Sie mit Halbwahrheiten geftihrt 
haben, als Rückkehr zur Sachpclitik bezeichnen. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Herr Präsident!) 

mit der Sie von der Spendenaffäre ablenken wollen, 

(Widerspruch und Lachen bei CD U und 
F.D.P.) 

dann wird daran sehr deutlich, 

(Martin Kayenburg [CDU]: Haben Sie nicht 
mal was Neues?) 

dass Sie nicht in der Lage sind, die Gestaltm1g von 
Politik zukunftsHihig zu organisieren. 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Daii'Asta: 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Rainder Steenblock, Minister für Umwelt. Natur und 
Forsten: 

Nein, das habe ich gerade schon eilm1al gesagt: Keine 
Zwischenfragen! 

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki 
[F.D.P.]) 

Herr Kubicki. ich unterhalte mich gem mit llmen. aber 
ich möchte doch meine Ausftihrungen innerhalb mei­
ner Redezeit zu Ende bringen. - Es gilt mehr als zuvor, 
mlSere natürlichen LcbctlSgrmtdlagen dauerhaft zu 
sichem, llliSer Land auch ökonomisch - und das heißt: 
die Technologieent"icklung der Zukuill - zu för­
dem. Eine ökologische Steuerreform ist das, Herr 
Kubicki, was Sie hier gerade vorgetragen haben - das 
möchte ich Ihnen gern noch eitunal sagen-. genau 
nicht, nämlich eine Hauruck-Metl10de, bei der man 
eben sagt. ökologisch ist eine Steuerrcfonn datm. wem1 
der Benzinpreis kräftig auf 5 DM angehoben wird. 
Gerrau das ist es nicht. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Nein, wenn Sie 
bei den hohen Energieverbrauchcm eine Aus­
nalm!e macheul ) 

Wir sagen: Diese Gesellschaft muss schrittweise. be­
rechenbar, Schritt ftir Schritt in Richtung einer Ökolo­
gisierung des Steuersystems tungewandelt werden. Die 
Leute müssen sich darauf verlassen köllllen. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Auf Sie ist doch 
überhaupt kein Verlass!) 
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Die Investitionsentscheidungen müssen abschreibbar 
sein. Das ist der Weg, den wir gehen wollen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Deshalb sage ich: Man muss das langsam, kontinuier­
lich, konsequent und berechenbar machen. Das ist der 
Weg, auf dem auch die Investitionsentscheidungen der 
Industriebetriebe in Richtung regenerative Energien, in 
Richtung Einspartechnologien gehen. Dies sind die 
Techno!ogien der Zukunft. 

Im Gegensatz zu Ihnen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren von der Opposition, stellen wir uus mit 
einem Gesamtpaket einschließlich Ökosteuer den Her­
ausforderungen der Zukunft, dem Klimaschutz und der 
Zukunft dieser Gesellschaft. Daruit machen wir weiter 
und werden im Bundesrat als Landesregierung 

(Martin Kavenburg [CDU]: Dazu werden Sie 
keine Chan~e mehr haben!) · 

die ökologische Steuerreform auch in den nächsten 
Jahren weiter unterstützen, und zwar im Sinne dieses 
Landes, dieser Republik. 

(Anhaltender Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE 
GRüNEN und SPD) 

Vizepräsident Dr. Eberbard Dall'Asta: 

Meine Danten und Herren, mir liegen jetzt noch sechs 
Wortmeldungen vor. 

(Unruhe und Zurufe: Oh nein!) 

Ich sage es ja: Jeder kommt noch zu Wort. Man 
braucht nicht mit Zwischenrufen - und seien sie noch 
so lautstark - zu reagieren, sondern man kann sich zu 
Wort melden. Trotzdem bitte ich jeden, doch einmal 
darüber nachzudenken, ob nicht schon viel gesagt 
worden ist. 

Ich gehe jetzt in der Reihenfolge der Wortmeldungen 
,·or. Zunächst hat Herr Abgeordneter Neugebaner das 
Wort. wenn er darauf noch Wert legt. 

(Günter Neugebauer [SPD]: Ich verzichte!) 

- Der Herr Abgeordnete Neugebauer verzichtet. 

(Lebhafter Beifall im ganzen Haus) 

Jetzt kommen die Beiträge nach § 56 Abs.4 der Ge­
schäftsordnung. Zunächst erteile ich Herrn Abgeord­
neten Puls das Wort. 

Klaus-Peter Puls [SPD]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Kay­
enburg hat ein Presseinterview der "Welt am Sonntag'' 
vom 9. Januar dieses J ailres angesprochen, in dem ich 

mit dem Satz zitiert wurde, für mich seien 4 DM bis 
5 DM je Liter Benzin denkbar. 

Dieses Zitat ist falsch und über "dpa" am 10. Januar 
umgehend dementiert · worden. Das Zitat entspricht 
auch nicht meiner Meinung. Meine Meinung ist, dass 
eine Steuererhöhung von 6 Pf Autofahrer nicht zum 
Umsteigen auf die Bahn veranlassen wird. dass der 
Benzinpreis wesentlich höher wäre, wenn man die 
Umwelt- und Gesundheitsfolgekosten in die Energie­
preise einrechnen würde, und dass jede Benzinpreis­
erhöhuug sozialverträglich gestaltet werden muss, 
weil sie die Menschen mit geringerem und höherem 
Einkommen unterschiedlich trifft. 

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Kubicki 
[F.D.P.J) 

Mehr habe ich in dem Presseinterview nicht gesagt. 

Ich habe der regionalen Presse in Stormam in einer 
Presseerklärung vom 15. Januar noch einnta! gesondert 
mitgeteilt, was wirklich gelaufen ist, weil mein CDU­
Gegenkandidat vor Ort dieses Zitat verständlicherwei­
se ebenfalls sofort verwendet hatte. Ich habe Herrn 
Wagner - so heißt mein Gegenkandidat - persönlich 
augesprachen und gebeten, das Zitat aus der ,,Welt am 
Sonntag" nicht weiter zu venvenden, weil es falsch ist. 
Ich habe so viel Vertrauen zu Herrn Wagner, dass er 
dies auch nicht mehr tun wird, nachdem ich ilm dar­
über aufgeklärt habe. 

Ich bitte Herrn Kayenburg, die CDU-Fraktion und den 
CDU-Landesverband ebenfalls, das in die Welt gera­
tene falsche Zitat nicht weiter zu verwenden. Alles 
andere empfande ich als unfair. 

Ich habe keinen Grund, an der Fairness von Herrn 
Kayenburg zu zweifeln. 

(Beifall im ganzen Haus) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Ebenfalls nach § 56 Abs. 4 der Geschäftsordnung 
erteile ich jetzt Herrn Abgeordneten Hentschel das 
Wort. 

Kad-Martin Hentscbel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN]: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her­
ren! Ich habe noch ein Zitat von einem berülmtten 
Philosophen vorzutragen. 

(Frauke Tengler [CDU]: 0 ja, bitte!) 

"Wir sind der Bewahrung der Schöpfung ver­
pflichtet. Zur Sicherung der natürlichen Le­
bensgrundlagen ftir heutige und l..iinftige Ge­
nerationen sind auch weiterhin erhebliche 
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Anstrengungen notwendig. Umweltschutz 
erfordert mn den Menschen ak1h·es Mitge­
stalten wie auch Verzicht."' 

(Beifall der Abgeordneten Ircne Fröhlich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

.. Das nol\yendige Bewusstsein hierftir ist Yor­
handen. ·· 

Na, was glauben Sie wohl, wer das wär? 

(Holger Astrup [SPD]: Das kaan nur Kayen­
burg gewesen sein!) 

Das ist das CDU-Landtagswahlprogramm 2000! 

(Heiterkeit Ulld Beifall bei BÜNDNIS 
90/DlE GRÜNEN and SPD - Wolfgang Ku­
bicki [F.D.P.]: Wenn das schon große Philo­
sophie für Sie ist--!) 

Was ist das bloß für eine erbännliche Partei, die zur 
Landtagswahl antritt, deren Fraktionsvorsitzender aber 
nicht einmal das eigene Programm gelesen hat. 

(Beifall tmd Heiterkeit bei BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN mtd SPD) 

Oder war es der ökologische Philosoph Rühe, der das 
diktiert hat w1d heimlich hineinschreiben ließ? 

(Heiterkeit bei SPD Ulld BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Jetzt zur Sache! 

(Zuruf von der CDU: Das wird auch Zeit!) 

Das zentrale Problem ftir die Arbeitsplätze in diesem 
Land. in den Sektoren, in denen neue Arbeitsplätze 
geschaffen werden, in den neuen Teclmologien, in den 
Dienstleistm1gen, in den wissenschaftsnahen Techno­
logien, im Dienstleistw1gssektor, in1 Tourismus, in1 
Handwerk sind die Lohnnebenkosten über die Sozi­
alabgaben in Höhe von über 40 %. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Die Lolume­
benkosten insgesamt!) 

Das ist der zentrale Punkt. 

Diese Lohrmebcnkosten werden ab der erste.11 Mark 
erhoben, die verdient wird. Das ist das Problem. YOr 
dem alle kleinen und mittleren Betriebe in den Dienst­
leistUJlgssektoren, in den personalintensiven Betrieben 
dieses Landes stehen. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Herr Hentschcl, 
davon haben Sie doch überhaupt keine Ah­
nang!) 

Deswegen haben alle diese Betriebe ein großes Inter­
esse daran, dass die Lohrmebenkosten gesenkt werden, 

tmd sie haben überhaupt kein Interesse daran, dass die 
Mehnvertsteucr gesenkt wird, die Ökosteuer gesenkt 
wird Ulld dafür die Lohrmebenkosten noch mehr stei­
gen. wie Sie das immer vorschlagen. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.]: Wem1 Sie etwas 
damn ,-erstünden, wiirden Sie nicht einen 
solchen Unsinn reäenl) 

Die Mehrwertsteuer wird auf alle wngesehlagen, aber 
die Lolmnebenkosten fallen direkt auf dem Arbeits­
platz an. Das ist das Problem. 

(Wolfgang Kubieki [F.D.P.]: Und \llll1lll! ha­
ben Sie die 630-DM-Arbeitsverhältnissc ab­
geschafft") 

Über die Preiselastizität gibt es sehr genaue Studien 
and we1m Sie Interesse daran haben_ können Sie diese 
Studien von mir haben. Sie kö1men aber auch ein paar 
Meter weiter gehen: es gibt nämlich nebenan das 
Welhvirtschaftsinstitut, in dem Sie über diese Dinge 
sehr 'iel erfahren köanen. 

(Wolfgang Kubicki [F.D.P.j: Da bin ich 
vielleicht häufiger als Sie! - Glocke des Prä­
sidenten) 

- Ich ende. weil meine Zeit abgelaufen ist - -

(Beifall bei der CD U) 

Oder ist das ein Fehler"- Es ist richtig! 

Ich ende wiederum mit einem Zitat von emem bc­
rülmltcn Philosophen: 

,Jnnner wieder habe ich die Erfalmmg ma­
chen müssen, dass das Finanzministeriwu ,·or 
allem als Hauhaltsministerium betrachtet 
wird. olmedie großen gesellschafts- Ulld wirt­
schaftspolitischen Gestaltungsmöglichkeiten 
zu erkcmwn, die in der Steuerpolitik liegen. 
Das mag erklären, \Vartull es inuner noch kei~ 
ne ökologische Steuerreform gibt." 

Und dann schließt er: 

,.Auch die ZukUIIft der liberalen Partei selber 
wird davon abhängen, ob sie den Schutz der 
natürlichen Lebensgrm1dlagen zu einem 
Schwerpunkt liberaler Politik der Zuk-uufts­
verantwortUJlg macht.'· 

(Beifall bei der F.D.P.) 

So Hans-Dietrich Genscher 1997! 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
m1d vereinzelt bei der SPD - Wolfgang Ku­
bicki [F.D.P.]: Sie müssen es aber auch ver­
stehen, nicht nur vorlesen!) 



8050 Schleswig-Holsteinlscher Landtag (14. WP)- 105. Sitzung- Donnerstag, 27. Januar 2000 

(Kari-Martin Hentschel) 

Ich hoffe, meine Damen und Herren, Sie sind lernf'a­
hig. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Daii'Asta: 

Als nächster hat nach § 56 As. 4 Herr Abgeordneter 
Matthiessen das Wort. 

(Zurufe) 

Detlef Mattbiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Sie von der Opposition wollen eine Wahl gewinnen 
und jetzt zeigen Sie schon solche Konditionsschwie­
rigkeiten0 

(Lachen bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, der Kollege Kubicki hat 
von der Erhöhung der Dieselpreise gesprochen. Werm 
wir vom Lastverkehr reden, von der LKW­
Konkurrenz. reden wir von den Niederlanden, von 
Dänemark und vom Diesel. Da ist das Problem im 
europäischen Vergleich, dass diese beiden Länder 
beim Dieselpreis mehr als einen Groschen über dem 
der Bundesrepublik Deutschland liegen. Also kann ich 
die Logik Ihrer Ausftihrung in keiner Weise erkennen. 

Aber. meine Damen und Herren, ich habe auch eine 
ganze Zitatensarnmlwtg -

(Zurufe) 

alles Äußerungen aus der CDU, aus Wirtschaftskrei­
sen, von der F.D.P. und so weiter. Dort ist ja schon 
sehr viel Bemerkenswertes gesagt worden. Ich will das 
nicht wiederholen, aber ich möchte doch auf einen 
Aspekt aufmerksam machen: Wenn die Politik erkannt 
hat. dass es so etwas wie die Anlastung externer Ko­
sten verursachergerecht geben muss, wenn die CDU 
bereits Mineralölsteuererhöhungen gemacht hat, werm 
die F.D.P. sogar mit einer CO,-Komponente versehene 
Ökosteuermodelle vorgelegt hat, wenn die CSU, der 
Umweltarbeitskreis der CSU, auf der Zeitschiene ir­
gendwo bei 4,20 DM landen würde, 

(Unruhe und Zurufe) 

dann muss man doch sagen, dass die Politik im Grunde 
in der Ökosteuer eine große Übereinstinnnung hat. 
Das hat Anke Spoorendonk ausgeftilut. 

Es ist unredlich, in der Argwnentationsnot, in der Ak­
tualität, hier im Lande eilten Wahlkampf bestehen zu 
müssen. populistisch in die Kiste zu greifen und daraus 
eine dicke Kampagne dagegen zu machen, eine Kam­
pagne gegen die eigene und vielfach dokumentierte 
Vernunft. 

(Zurufe von der CDU) 

Und das empört mich an der CDU-Politik. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Ebenfalls nach § 56 Abs. 4 hat Herr Abgeordneter 
Kubicki das Wort. - Er verzichtet. 

D.lnn hat jetzt nach § 56 Abs. 4 die Frau Abgeordnete 
Schmitz-Hübsch das Wort. 

·(Zurufe von der SPD: Oh, oh!) 

Meine Damen und Herren, im Augenblick ist das die 
letzte W ortmeldmtg. 

(Beifall) 

Brita Schmitz-Hübsch [CDU]: 

Herr Präsident! Meine Damen mtd Herren! Herr Mini­
ster Steenblock, Sie haben mit bewegten Worten ge­
schildert, wozu man eine ökologische Steuerreform 
braucht und was man damit alles machen könnte. Das 
ist ja wunderbar, bloß, das, was in Berlin verabredet 
worden ist mtd was uns hier belastet, ist keine ökologi­
sche Steuer, sondern es ist eme Ökosteuer und die hat 
mit Ökologie so viel zu lW1 wie Gustav mit Gasthof. 

(Beifall bei CDU und F.D.P.) 

Das Problem unseres Landes am Ende des ausgehen­
den Jahrhmtderts ist doch, die gesamte Belastung der 
Bevölkerung wieder zu senken, nachdem die Wieder­
vereinigmtg geschultert werden musste.' 

(lrene Fröhlich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN]: Das haben wir gemacht! - Karl­
Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und wer qat das gemacht?) 

Die Steuerreform ist stecken geblieben - das wissen 
Sie doch auch - an Ihrem eigenen Widerstand. Also 
war die erste Aufgabe, Steuern zu senken. Was haben 
Sie gemacht? - Sie haben Steuern erhöht. Die Gesamt­
belas!Wlg ist gestiegen. Sie haben damit die Beiträge 
zur Rentenversicherung gesenkt mtd erwarten nun 
Beifall auf allen Ebenen. Bloß, der Beifall kommt 
nicht. Es wirl1 preistreibend - überall. Trotz der Libe­
ralisierung des Strommarktes sind die Stromkosten 
gestiegen! 

Ern letztes Wort - damt höre ich auf - zu Ihrer Be­
hauptung, Herr Minister, die Beiträge aus der Öko­
steuer würden wieder voll ausgeschüttet mtd gingen an 
die Bevölkerung zurück! 

(Irexie Fröhlich [BüNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN]: Das ist längst geschehen!) 
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(Brita Schmitz-Hübsch) 

-Das ist nicht wahr! 

(lrene Fröhlich [BüNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN]: Natürlich!) 

Im Jahre 2003 - in der jetzigen Endfassung, die jetzt 
vorgesehen ist wird die Ökosteuer etwa 
38 Milliarden DM Einnahmen erbringen. Der Bei­
tragssalz zur gesetzlichen Rentenversicherwtg, der vor 
der Einführung der Ökosteuer 20.3 % betragen hat, 
soll auf nmd 19% sinken. Das bedeutet eine Entla­
stung der Beitragszahler um gut 20 Milliarden DM. 
Das heißt fast die Hälfte. 18 Milliarden DM, sollen 
dem allgemeinen Haushalt zugefUhrt werden und be­
deuten lediglich eine Umfinanzienmg der Beiträge, die 
bisher aus dem Bundeshaushalt in die Rentenkasse 
fließen. Also, es stinnnt nicht, dass es wieder zurück­
fließt. 

(Karl-Martin Hentschel [BüNDNIS 90/DIE 
GRüNEN]: Das stimmt nicht! Das ist falsch! 
Das ist schlicht falsch!) 

Es wird zur Finanzierwtg verwendet. Und das muss 
hier klargestellt werden. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Dr. Eberhard Dall' Asta: 

Meine Damen und Herren. weitere Wortmeldungen 
liegen nicht yor. Ich schließe die Beratung. 

Ich lasse jetzt über den Antrag der CD U, Drucksache 
14/2675, abstimmen. Wer diesem Antrag zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegen­
probe' - Endmltungen? - Der Antrag ist abgelehnt mit 
den Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
mtd SSW gegen die Stimmen von CDU tmd F.D.P. 

Meine Dantcn und Herren, ich bitte. noch einen klei­
nen Moment zuzuhören: Es ist mir mitgeteilt worden. 
dass morgen früh mit dem Tagesordnungsptmkt 14 
begonnen werden soll. 

Weiter habenmir die Parlamentarischen Geschäftsfüh­
rer mitgeteilt, dass die Tagesordnungspunkte 17 und 
41 ohne Aussprache behandelt werden sollen. 

Darüber hinaus weise ich darauf hin, dass gleich un­
mittelbar vor dem Plenarsaal die Eröffnung der Aus­
stellung Krützfeld stattfinden wird, zu der Herr 
Dr. Wienholtz eingeladen hat. 

Im Übrigen wünsche ich Ihnen einen guten Nachhau­
seweg. Morgen früh um I 0:00 Uhr wird die Tagung 
fortgesetzt. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 18:19 Uhr 
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